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Referentenentwurf

des Bundesministeriums fiir Arbeit und Soziales

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 des
Europaischen Parlaments und des Rates uber die Barrierefreiheitsan-
forderungen fiir Produkte und Dienstleistungen

(Barrierefreiheitsgesetz — BFG)

A. Problem und Ziel

Der Bedarf an barrierefreien Produkten und Dienstleistungen ist grof3 und wird voraussicht-
lich nicht zuletzt aufgrund einer alter werdenden Bevoélkerung noch weiter steigen. Ein Um-
feld mit besser zuganglichen Produkten und Dienstleistungen ermdglicht eine inklusive Ge-
sellschaft und erleichtert Menschen mit Behinderungen ein unabhangiges Leben. Die Wirt-
schaftsakteure in der Europaischen Union haben uneinheitliche und teilweise widersprich-
liche nationale Barrierefreiheitsanforderungen zu beachten, so dass sie das Potenzial des
Binnenmarkts nicht ausschdpfen kénnen. Es erscheint daher angezeigt, eine Harmonisie-
rung der Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitgliedstaaten Uber die Barrierefrei-
heitsanforderungen fir bestimmte Produkte und Dienstleistungen herbeizufihren. Ziel ist
es, die Verfugbarkeit barrierefreier Produkte und Dienstleistungen auf dem Binnenmarkt zu
erhdhen.

Zu diesem Zweck wurde die Richtlinie (EU) 2019/882 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 17. April 2019 Uber die Barrierefreiheitsanforderungen fir Produkte und
Dienstleistungen (ABI. L 151 vom 7.6.2019, S. 70; nachfolgend: Richtlinie) erlassen.

Dartiber hinaus ist Barrierefreiheit ein zentraler Aspekt des Ubereinkommens der Vereinten
Nationen uUber die Rechte von Menschen mit Behinderungen (UN-Behindertenrechtskon-
vention, UN-BRK). GemaR der 2009 in Deutschland in Kraft getretenen UN-BRK miissen
die Mitgliedstaaten geeignete MaRnahmen treffen, um fur Menschen mit Behinderungen
den gleichberechtigten und diskriminierungsfreien Zugang u.a. zu Informationen und Kom-
munikation, einschlief3lich Informations- und Kommunikationstechnologien und -systemen,
zu gewahrleisten. Die Richtlinie soll die EU-Mitgliedstaaten dabei unterstutzen, die Ver-
pflichtungen aus der UN-BRK zu umfassender Barrierefreiheit umzusetzen.

Die Richtlinie verpflichtet die Mitgliedstaaten der Europaischen Union in Artikel 31 Absatz 1
bis zum 28. Juni 2022 die MalRBhahmen zu erlassen und zu veroffentlichen, die erforderlich
sind, um den Vorgaben der Richtlinie nachzukommen.

Mit dem Artikelgesetz erfolgt auch eine Anderung des Jugendarbeitsschutzgesetzes. Diese
hat den Zweck, die Verwaltung zu entlasten, indem die Jugendarbeitsschutzausschiisse
bedarfsorientiert eingesetzt werden kénnen.

B. Losung

Die Richtlinie (EU) 2019/882 wird, soweit eine Umsetzung nicht bereits in anderen Geset-
zen erfolgt ist, im Barrierefreiheitsgesetz umgesetzt. Soweit der Zugang zu audiovisuellen
Diensten von der Richtlinie erfasst ist, erfolgt eine Umsetzung im Medienstaatsvertrag. Die
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Regelung der Barrierefreiheitsanforderungen an die Beantwortung von Notrufen erfolgt be-
reits im Rahmen der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/1972 durch die Anderung des
Telekommunikationsgesetzes.

Mit Artikel 2 wird eine Anderung des Jugendarbeitsschutzgesetzes vorgenommen. Die Vor-
gabe, dass sowohl bei den obersten Landesbehoérden fir Arbeitsschutz als auch bei den
Arbeitsschutzbehdrden Ausschisse flr Jugendarbeitsschutz zu bilden sind, wird in das Er-
messen der Lander gestellt. Sie kdbnnen damit bei Bedarf eingerichtet werden.

C. Alternativen

Die Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 in nationales Recht ist europarechtlich bindend
vorgegeben. Eine Alternative besteht insoweit nicht.

D. Haushaltsausgaben ohne Erfullungsaufwand

Die haushaltswirksamen Ausgaben i.H.v. von jahrlich 421.800 € lassen sich nicht durch
Einsparungen innerhalb des Bundeshaushaltsplanes kompensieren; die notwendigen
Sachmittel und die Personalausstattung werden in Anbetracht der fiir die Bundesrepublik
Deutschland verpflichtenden Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 daher aus dem Ge-
samtbundeshaushalt zur Verfiigung gestellt. Sollten entgegen der Erwartung Mehrausga-
ben in den Haushalten der Trager der Sozialversicherung und der Bundesagentur fur Arbeit
auftreten, werden diese im Rahmen der jeweiligen Aufstellungsverfahren berlcksichtigt.

E. Erfullungsaufwand

E.1 Erfullungsaufwand fiir Blirgerinnen und Burger

Den Birgerinnen und Bulrgern entsteht ein Aufwand von 510 Stunden fiir den Antrag auf
Auskunft Gber die Barrierefreiheit eines bestimmten Produkts oder einer bestimmten Dienst-
leistung sowie den Antrag auf Einleitung eines Verwaltungsverfahrens.

Veranderung des jahrlichen Zeitaufwands (in Stunden): 510
Veranderung des jahrlichen Sachaufwands (in Tsd. EUR): 0
Einmaliger Zeitaufwand (in Stunden): 0
Einmaliger Sachaufwand (in Tsd. EUR): 0

E.2 Erfullungsaufwand fiir die Wirtschaft

Fir die Wirtschaft ergibt sich eine Anderung des jahrlichen Erfiillungsaufwands in Héhe von
rund 62.000 Tsd. Euro durch die Umsetzung der Richtlinie in das Barrierefreiheitsgesetz.
Davon entfallen rund 3,165 Mio. Euro auf Burokratiekosten aus Informationspflichten. Ins-
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gesamt entsteht ein einmaliger Aufwand von rund 212,3 Mio. Euro. Davon sind der Kate-
gorie Einfihrung oder Anpassung digitaler Prozessablaufe rund 2,3 Mio. Euro zuzuordnen.
Der Grofteil des zusatzlichen Erfullungsaufwands resultiert aus der Vorgabe, Produkte und
Dienstleistungen im Bereich von Informations- und Kommunikationstechnologien und -sys-
temen barrierefrei zu gestalten.

Veranderung des jahrlichen Erfiillungsaufwands (in Tsd. EUR): 61.885
davon Biirokratiekosten aus Informationspflichten (in Tsd. 3.135
EUR):
Einmaliger Erfullungsaufwand (in Tsd. EUR): 212.280
davon Einfiihrung oder Anpassung digitaler Prozessablaufe 2.280
(in Tsd. EUR):
davon Anschaffung oder Nachriistung von Maschinen, An- 210.000
lagen, Gebauden und Infrastruktureinrichtungen (in Tsd.
EUR):

Die Mehrbelastung fur die Wirtschaft wird voraussichtlich durch mehrere Faktoren kompen-
siert werden. So fiihrt die Berlcksichtigung der Verbraucherinteressen von Menschen mit
Behinderungen und alteren Menschen zu wachsenden Nachfragepotenzialen und einem
insgesamt grofReren Abnehmerkreis. Durch die Herstellung von héherwertigeren barriere-
freien Produkten und Dienstleistungen kénnen bei deren Verkauf auch hdhere Einnahmen
erzielt werden. Fir die Wirtschaftsakteure eréffnet sich zudem ein grélierer Markt, da far
ihre Angebote europaweit dieselben Barrierefreiheitsanforderungen gelten und sie keine
landerspezifischen Anderungen vornehmen miissen. So kénnen auch Kosten eingespart
werden, die bisher aufgrund der unionsweit unterschiedlichen Rechtsvorschriften entstan-
den sind.

E.3 Erfiillungsaufwand der Verwaltung

Verinderung des jihrlichen Erfiillungsaufwands (in Tsd. EUR): 5.675
davon auf Bundesebene (in Tsd. EUR): 810
davon auf Landesebene (in Tsd. EUR): 4.865

Einmaliger Erfiilllungsaufwand (in Tsd. EUR): 37
davon auf Bundesebene (in Tsd. EUR): 13
davon auf Landesebene (in Tsd. EUR): 24
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Den Landern entsteht durch die Erflllung der ihnen im Rahmen der Marktiberwachung
zugewiesenen Pflichten ein erhohter jahrlicher Erflllungsaufwand in Hohe von 4.865 Tau-
send Euro. Fir die in § 29 festgelegte Pflicht zum Veréffentlichen von Informationen zur
Zustandigkeit, Existenz und Entscheidungen entsteht den Landern ein einmaliger Erfll-
lungsaufwand in Héhe von 24°000 Euro.

Das Bundesministerium flr Arbeit und Soziales ist verpflichtet, der Europaischen Kommis-
sion alle flnf Jahre vor dem Hintergrund der sozialen, wirtschaftlichen und technologischen
Entwicklung unter anderem Uber die Fortschritte bei der Barrierefreiheit von Produkten und
Dienstleistungen Bericht zu erstatten. Dabei ist (wie unter B 4 ¢, Vorgabe 8) naher erlautert)
mit einem jahrlichen Erfullungsaufwand von 2°104 Stunden zu rechnen. Dies entspricht ei-
nem (Vollzeitaquivalent) VZA mit Personalkosten von ca. 165°000 Euro im Jahr. Bei der
Bundesanstalt fur Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin wird durch den Mehraufwand bei den
Meldeverfahren ein erhdhter dauerhafter Erfiillungsaufwand entstehen, fir den zwei VZA
gD (A12/E12) mit Personalkosten von rund 256°800 Euro anzusetzen sind.

Die Aufgabe der Beratung der Kleinstunternehmen soll auf die Bundesfachstelle fur Barrie-
refreiheit Ubertragen werden. Dabei ist (wie unter B 4 ¢, Vorgabe 9, naher erlautert) mit
einem jahrlichen Erfullungsaufwand von 6°192 Stunden zu rechnen. Dies entspricht einem
notwendigen Stellenaufwuchs fur den Haushaltsplan der Deutschen Rentenversicherung
Knappschaft-Bahn-See im Umfang von 4 VZA mit Personalkosten von ca. 388°000 Euro im
Jahr.

Dem Bund entsteht durch die Erstellung von Leitlinien zur Unterstitzung von Kleinstunter-
nehmen ein einmaliger Erflllungsaufwand in Hohe von 13°000 Euro.

Die Kosten kénnen nicht durch Einsparungen innerhalb des Epl. 11 kompensiert werden.
Daher werden die Kosten in Anbetracht der flr die Bundesrepublik Deutschland ver-
pflichtenden Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 aus dem Gesamtbundeshaushalt fi-
nanziert.

Der mit Artikel 2 erfolgende Wegfall der verpflichtenden Einrichtung der Jugendarbeits-

schutzausschiisse fiihrt zu einer Entlastung der Verwaltung der Lander, die in ihrer Hohe
nicht beziffert werden kann.

F. Weitere Kosten

Es ist nicht auszuschlie3en, dass durch die Umsetzung dieses Gesetzes ein geringer Preis-
anstieg der betreffenden Produkte und Dienstleistungen entsteht.
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Referentenentwurf des Bundesministeriums fur Arbeit und
Soziales

Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882
des Europaischen Parlaments und des Rates uber die Barrierefrei-
heitsanforderungen fiir Produkte und Dienstleistungen

(Barrierefreiheitsgesetz - BFG)?

Vom ...

Der Bundestag hat ohne Zustimmung des Bundesrates das folgende Gesetz beschlos-
sen:

Artikel 1

Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 des Europai-
schen Parlaments und des Rates uber die Barrierefreiheitsanfor-
derungen fur Produkte und Dienstleistungen

(Barrierefreiheitsgesetz — BFG)

Inhaltstbersicht
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§5 Konformitatsvermutung auf der Grundlage technischer Spezifikationen

Abschnitt 3
Pflichten der Wirtschaftsakteure

§6 Pflichten des Herstellers

D) Dieses Gesetz dient der Umsetzung der Richtlinie 2019/882 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 17. April 2019 Uber die Barrierefreiheitsanforderungen fiir Produkte und Dienstleistungen
(ABI. L 151 vom 7.6.2019, S. 70).
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Aufgaben der Marktiiberwachungsbehérden
Marktliberwachungsmafnahmen
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Unterstiitzungsverpflichtung

Pflichten der Marktiberwachungsbehodrde bei MalRnahmen anderer Mitgliedstaaten, bei Produkten, die gegen Barri-
erefreiheitsanforderungen verstof3en
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Zustandigkeit und Verfahren der Zollbehdrden

Abschnitt 7
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§ 30 Vorgehensweise bei Dienstleistungen, die die Barrierefreiheitsanforderungen nicht erflllen
§ 31 MaRnahmen bei formaler Nichtkonformitat von Dienstleistungen

§ 32 Verdffentlichung von Informationen

§ 33 Verfahrensrechte und -pflichten der Wirtschaftsakteure

Abschnitt 8

Verwaltungsverfahren, Rechtsschutz

§ 34 Verwaltungsverfahren
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Abschnitt 9

Berichterstattung, BuBgeldvorschriften und Ubergangsbestim-

mungen

§ 36 Berichterstattung an die Europdische Kommission
§ 37 BuRgeldvorschriften

§38 Ubergangsbestimmungen

Anlage 1 (zu § 29) Uberwachung von Dienstleistungen
Anlage2  (zu § 6, § 9, § 18 und § 19) Konformitatsbewertungsverfahren fir Produkte
Anlage 3  (zu § 14 und § 29) Informationen Uber Dienstleistungen, die den Barrierefreiheitsanforderungen entsprechen

Anlage 4  (zu § 17, § 21 und § 29) Kriterien zur Beurteilung der unverhaltnismaigen Belastung

Abschnitt 1

Zweck, Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen

§1
Zweck und Anwendungsbereich

(1) Zweck dieses Gesetzes ist es, im Interesse der Verbraucher und Nutzer fur die bar-
rierefreie Bereitstellung von Produkten und Dienstleistungen nach Maligabe der folgenden
Vorschriften zu sorgen. Dadurch wird fur Menschen mit Behinderungen ihr Recht auf Teil-
habe am Leben in der Gesellschaft gestarkt und der Harmonisierung des Binnenmarktes
Rechnung getragen.

(2) Dieses Gesetz gilt fur folgende Produkte, die nach dem 28. Juni 2025 in Verkehr
gebracht werden:

1. Hardwaresysteme fiir Universalrechner fur Verbraucher und fir diese Hardwaresys-
teme bestimmte Betriebssysteme;

2. die folgenden Selbstbedienungsterminals:

a) Zahlungsterminals und zu diesen gehdrige Hardware und Software;
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b) die folgenden Selbstbedienungsterminals, die zur Erbringung der unter dieses Ge-
setz fallenden Dienstleistungen bestimmt sind:

aa) Geldautomaten;

bb) Ticketautomaten, die physische Tickets fir den Zugang zu Dienstleistungen
ausgeben wie insbesondere Fahrausweisautomaten und Wartenummern-Au-
tomaten;

cc) Check-in-Automaten;

dd) interaktive Selbstbedienungsterminals zur Bereitstellung von Informationen
(mit Ausnahme von Terminals, die als integrierte Bestandteile von Fahrzeu-

gen, Luftfahrzeugen, Schiffen oder Schienenfahrzeugen eingebaut sind).

3. Verbraucherendgerate mit interaktivem Leistungsumfang, die fur Telekommunikations-
dienste verwendet werden;

4. Verbraucherendgerate mit interaktivem Leistungsumfang, die fir den Zugang zu audi-
ovisuellen Mediendiensten verwendet werden und

5. [E-Book-Lesegerate.

(3) Dieses Gesetz gilt fur folgende Dienstleistungen, die fur Verbraucher nach dem 28.
Juni 2025 angeboten oder erbracht werden:

1. Telekommunikationsdienste mit Ausnahme von Ubertragungsdiensten zur Bereitstel-
lung von Diensten der Maschine-Maschine-Kommunikation;

2. folgende Elemente von Personenbeférderungsdienste im Luft-, Bus-, Schienen- und
Schiffsverkehr mit Ausnahme von Stadt-, Vorort- und Regionalverkehrsdiensten, fir die
nur die Elemente unter Buchstabe e) gelten:

a) Webseiten;

b) auf Mobilgeraten angebotene Dienstleistungen, einschlief3lich mobiler Anwendun-
gen;

c) elektronische Tickets und elektronische Ticketdienste;

d) die Bereitstellung von Informationen in Bezug auf den Verkehrsdienst, einschliel3-
lich Reiseinformationen in Echtzeit, bei Informationsbildschirmen allerdings nur
dann, wenn es sich um interaktive Bildschirme im Hoheitsgebiet der Union handelt
und

e) interaktive Selbstbedienungsterminals im Hoheitsgebiet der Union, mit Ausnahme
der Terminals, die als integrierte Bestandteile von Fahrzeugen, Luftfahrzeugen,
Schiffen und Schienenfahrzeugen eingebaut sind und fur die Erbringung von sol-
chen Personenbeférderungsdiensten verwendet werden;

3. Bankdienstleistungen fir Verbraucher;
4. E-Books und hierfir bestimmte Software und

5. Dienstleistungen im elektronischen Geschéaftsverkehr.

(4) Dieses Gesetz gilt nicht fir den folgenden Inhalt von Webseiten und mobilen An-
wendungen:
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1. aufgezeichnete zeitbasierte Medien, die vor dem 28. Juni 2025 verdffentlicht wurden;
2. Dateiformate von Blro-Anwendungen, die vor dem 28. Juni 2025 veréffentlicht wurden;

3. Online-Karten und Kartendienste, sofern bei Karten fiir Navigationszwecke wesentliche
Informationen barrierefrei zuganglich in digitaler Form bereitgestellt werden;

4. Inhalte von Dritten, die von dem betreffenden Wirtschaftsakteur weder finanziert oder
entwickelt werden noch dessen Kontrolle unterliegen;

5. Inhalte von Webseiten und mobilen Anwendungen, die als Archive gelten, das heifl3t
deren Inhalte nach dem 28. Juni 2025 weder aktualisiert noch Uberarbeitet werden.

(5) §§ 45a-d des Urheberrechtsgesetzes und die Verordnung (EU) 2017/1563 des Eu-
ropaischen Parlaments und des Rates vom 13. September 2017 Uber den grenziberschrei-
tenden Austausch von Vervielfaltigungssticken bestimmter urheberrechtlich oder durch ver-
wandte Schutzrechte geschitzter Werke und sonstiger Schutzgegensténde in einem barrie-
refreien Format zwischen der Union und Drittlandern zugunsten blinder, sehbehinderter oder
anderweitig lesebehinderter Personen (ABI. L 242 vom 20.9.2017, S. 1) bleiben von diesem
Gesetz unberthrt.

§2
Begriffsbestimmungen
Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der Ausdruck

1. ,Menschen mit Behinderungen® Menschen, die langfristige kdrperliche, seelische, geis-
tige oder Sinnesbeeintrachtigungen haben, welche sie in Wechselwirkung mit einstel-
lungs- und umweltbedingten Barrieren an der gleichberechtigten Teilhabe an der Ge-
sellschaft hindern kénnen. Als langfristig gilt ein Zeitraum, der mit hoher Wahrschein-
lichkeit langer als sechs Monate andauert.

2. ,Produkt® einen Stoff, eine Zubereitung oder eine Ware, der bzw. die durch einen Fer-
tigungsprozess hergestellt worden ist, auRer Lebensmitteln, Futtermitteln, lebenden
Pflanzen und Tieren, Erzeugnissen menschlichen Ursprungs und Erzeugnissen von
Pflanzen und Tieren, die unmittelbar mit ihrer kinftigen Reproduktion zusammenhan-
gen;

3. ,Dienstleistung” eine Dienstleistung im Sinne der Definition von Artikel 4 Nummer 1 der
Richtlinie 2006/123/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezem-
ber 2006 uber Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABI. L 376 vom 27.12.2006, S. 36);

4. ,Dienstleistungserbringer” jede natirliche oder juristische Person oder eine rechtsfa-
hige Personengesellschaft, die eine Dienstleistung flr Verbraucher erbringt oder an-
bietet, eine solche Dienstleistung flir Verbraucher zu erbringen;

5. ,audiovisuelle Mediendienste“ Dienste im Sinne der Begriffsbestimmung in Artikel 1
Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 2010/13/EU des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 10. Méarz 2010 Uber audiovisuelle Mediendienste (ABI. L 95 vom
15.4.2010, S. 1, L 263 vom 6.10.2010, S. 15), die durch die Richtlinie (EU) 2018/1808
(ABI. L 303 vom 28.11.2018, S. 69) geandert worden ist;
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,Vverbraucherendgerate mit interaktivem Leistungsumfang, die fir den Zugang zu au-
diovisuellen Mediendiensten verwendet werden® Gerate flir Verbraucher mit interakti-
vem Leistungsumfang, deren Hauptzweck es ist, Zugang zu audiovisuellen Medien-
diensten zu bieten;

» 1 elekommunikationsdienste" einen Telekommunikationsdienst im Sinne des Artikels
2 Nummer 4 der Richtlinie (EU) 2018/1972 des Europaischen Parlaments und des Ra-
tes vom 11. Dezember 2018 Uiber den europaischen Kodex fiir die elektronische Kom-
munikation (ABI. L 321 vom 17.12.2018, S. 36);

,lext in Echtzeit“ eine Form der textbasierten Kommunikation in Punkt-zu-Punkt-Ver-
bindungen oder bei Mehrpunktverbindungen, wobei der eingegebene Text so versen-
det wird, dass die Kommunikation vom Nutzer Zeichen fiir Zeichen als kontinuierlich
wahrgenommen wird;

.Bereitstellung auf dem Markt® jede entgeltliche oder unentgeltliche Abgabe eines Pro-
dukts zum Vertrieb, zum Ge- oder zum Verbrauch auf dem Unionsmarkt im Rahmen
einer Geschéaftstatigkeit;

.Inverkehrbringen® die erstmalige Bereitstellung eines Produkts auf dem Unionsmarkt;

.Hersteller® jede naturliche oder juristische Person oder eine rechtsfahige Personenge-
sellschaft, die ein Produkt herstellt oder entwickeln oder herstellen lasst und dieses
Produkt unter ihrem eigenen Namen oder ihrer eigenen Marke vermarktet; als Herstel-
ler gilt auch jeder, der

a) geschaftsmaRig seinen Namen, seine Marke oder ein anderes unterscheidungskraf-
tiges Kennzeichen an einem Produkt anbringt und sich dadurch als Hersteller ausgibt
oder

b) ein Produkt wiederaufarbeitet oder die Barrierefreiheitseigenschaften der nach
§ 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung beeinflusst und dieses anschliel3end
auf dem Markt bereitstellt.

.Bevollmachtigter” jede in der Union ansassige nattrliche oder juristische Person oder
eine rechtsfahige Personengesellschaft, die von einem Hersteller schriftlich beauftragt
wurde, in seinem Namen bestimmte Aufgaben wahrzunehmen;

»Einflhrer” jede in der Union ansassige natirliche oder juristische Person oder eine
rechtsfahige Personengesellschaft, die ein Produkt aus einem Drittstaat auf dem Uni-
onsmarkt in Verkehr bringt;

.Handler” jede natlrliche oder juristische Person oder eine rechtsfahige Personenge-
sellschaft in der Lieferkette, die ein Produkt auf dem Markt bereitstellt, mit Ausnahme
des Herstellers oder des Einflhrers;

~Wirtschaftsakteur* den Hersteller, Bevollmachtigten, EinflUhrer, Handler oder Dienst-
leistungserbringer;

.verbraucher® jede natirliche Person, die ein unter dieses Gesetz fallendes Produkt
oder eine unter dieses Gesetz fallende Dienstleistung zu Zwecken kauft bzw. emp-
fangt, die Uberwiegend weder ihrer gewerblichen noch ihrer selbstandigen beruflichen
Tatigkeit zugerechnet werden kann;

.Kleinstunternehmen® ein Unternehmen, das weniger als zehn Personen beschaftigt
und das entweder einen Jahresumsatz von hochstens 2 Mio. Euro erzielt oder dessen
Jahresbilanzsumme sich auf hochstens 2 Mio. Euro belauft;
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.kleine und mittlere Unternehmen® Unternehmen, die weniger als 250 Personen be-
schaftigen und die entweder einen Jahresumsatz von hochstens 50 Mio. Euro erzielen
oder deren Jahresbilanzsumme sich auf héchstens 43 Mio. Euro belauft, mit Ausnahme
von Kleinstunternehmen;

,harmonisierte Norm“ eine harmonisierte Norm im Sinne des Artikels 2 Nummer 1
Buchstabe ¢ der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 25.0ktober 2012 zur europaischen Normung, zur Anderung der Richt-
linien 89/686/EWG und 93/15/EWG des Rates sowie der Richtlinien 94/9/EG,
94/25/EG, 95/16/EG, 97/23/EG, 98/34/EG, 2004/22/EG, 2007/23/EG, 2009/23/EG und
2009/105/EG des Europaischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung des
Beschlusses 87/95/EWG des Rates und des Beschlusses Nr. 1673/2006/EG des Eu-
ropaischen Parlaments und des Rates (ABI. L 316 vom 14.11.2012, S. 12);

stechnische Spezifikation“ eine technische Spezifikation im Sinne des Artikels 2 Num-
mer 4 der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 zur europaischen Normung, zur Anderung
der Richtlinien 89/686/EWG und 93/15/EWG des Rates sowie der Richtlinien 94/9/EG,
94/25/EG, 95/16/EG, 97/23/EG, 98/34/EG, 2004/22/EG, 2007/23/EG, 2009/23/EG und
2009/105/EG des Europaischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung des
Beschlusses 87/95/EWG des Rates und des Beschlusses Nr. 1673/2006/EG des Eu-
ropadischen Parlaments und des Rates (ABI. L 316 vom 14.11.2012, S. 12) die ein Mittel
zur Erfullung der fir ein Produkt oder eine Dienstleistung geltenden Barrierefreiheits-
anforderungen darstellt;

,CE-Kennzeichnung® die Kennzeichnung, durch die der Hersteller erklart, dass das
Produkt den geltenden Anforderungen genugt, die in den Harmonisierungsrechtsvor-
schriften der Europaischen Union, die ihre Anbringung vorschreiben, festgelegt sind;

.Marktiberwachungsbehoérde® jede Behdérde, die nach Landesrecht fur die Durchfiih-
rung der Marktiberwachung zustandig ist;

,Rucknahme* jede MalRnahme, mit der verhindert werden soll, dass ein in der Liefer-
kette befindliches Produkt auf dem Markt bereitgestellt wird;

.Bankdienstleistungen fir Verbraucher* die Bereitstellung der folgenden Bank- und Fi-
nanzdienstleistungen flr Verbraucher:

a) Verbraucherdarlehensvertrage im Sinne des § 491 Absatz 1 BGB;

b) Dienste gemal® Anhang | Abschnitt A Nummern 1, 2, 4 und 5 und Abschnitt B
Nummern 1, 2, 4 und 5 der Richtlinie 2014/65/EU des Europaischen Parlaments
und des Rates vom 15. Mai 2014 (iber Markte fiir Finanzinstrumente und zur An-
derung der Richtlinien 2002/92/EG und 2011/61/EU (ABI. L 173 vom 12.6.2014, S.
349);

c) Zahlungsdienste im Sinne des Artikels 4 Nummer 3 der Richtlinie (EU) 2015/2366
des Europaischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2015 Uber Zah-
lungsdienste im Binnenmarkt, zur Anderung der Richtlinien 2002/65/EG,
2009/110/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 sowie zur
Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABI. L 337 vom 23.12.2015, S. 35);

d) mit einem Zahlungskonto verbundene Dienste gemaf Artikel 2 Nummer 6 Richtli-
nie 2014/92/EU des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23. Juli 2014
Uber die Vergleichbarkeit von Zahlungskontoentgelten, den Wechsel von Zah-
lungskonten und den Zugang zu Zahlungskonten mit grundlegenden Funktionen
(ABI. L 257 vom 28.8.2014, S. 214) und
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e) E-Geld gemal Artikel 2 Nummer 2 der Richtlinie 2009/110/EG des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 16. September 2009 Uber die Aufnahme, Aus-
Ubung und Beaufsichtigung der Tatigkeit von E-Geld-Instituten, zur Anderung der
Richtlinien 2005/60/EG und 2006/48/EG sowie zur Aufhebung der Richtlinie
2000/46/EG (ABI. L 267 vom 10.10.2009, S. 7);

»Zahlungsterminal® ein Gerat, dessen Hauptzweck es ist, Zahlungen mithilfe von Zah-
lungsinstrumenten im Sinne der Begriffsbestimmung in Artikel 4 Nummer 14 der Richt-
linie (EU) 2015/2366 vom 25. November 2015 Uber Zahlungsdienste im Binnenmarkt,
zur Anderung der Richtlinien 2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und der Ver-
ordnung (EU) Nr. 1093/2010 sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABI. L
337 vom 23.12.2015, S. 35) an einer physischen Verkaufsstelle vorzunehmen, nicht
jedoch in einer virtuellen Umgebung;

,Dienstleistungen im elektronischen Geschaftsverkehr® Dienstleistungen der Tele-
medien, die Gber Webseiten und tGiber Anwendungen auf Mobilgeraten angeboten wer-
den und elektronisch und auf individuelle Anfrage eines Verbrauchers im Hinblick auf
den Abschluss eines Verbrauchervertrags erbracht werden;

.Personenbeférderungsdienste im Luftverkehr gewerbliche Passagierflugdienste ge-
maf Artikel 2 Buchstabe | der Verordnung (EG) Nr. 1107/2006 des Europaischen Par-
laments und des Rates vom 5. Juli 2006 Uber die Rechte von behinderten Flugreisen-
den und Flugreisenden mit eingeschrankter Mobilitat (ABI. L 204 vom 26.7.2006, S. 1),
wenn von einem Flughafen, der im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats liegt, abgeflogen,
auf einem solchen angekommen oder ein solcher im Transit benutzt wird; einschlieBlich
Fligen ab einem in einem Drittland gelegenen Flughafen zu einem im Hoheitsgebiet
eines Mitgliedstaats gelegenen Flughafen, wenn diese Dienste von einem Luftfahrtun-
ternehmen aus der Union betrieben werden;

,Personenbeférderungsdienste im Busverkehr Dienstleistungen, die Gegenstand von
Artikel 2 Absatze 1 und 2 der Verordnung (EU) Nr. 181/2011 des Européaischen Parla-
ments und des Rates vom 16. Februar 2011 Uber die Fahrgastrechte im Kraftomnibus-
verkehr und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 (ABI. L 55 vom
28.2.2011, S. 1) sind,;

.Personenbeférderungsdienste im Schienenverkehr alle Eisenbahnfahrten und -
dienstleistungen im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1371/2007
des Europaischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 Uber die Rechte
und Pflichten der Fahrgaste im Eisenbahnverkehr (ABI. L 315 vom 3.12.2007, S. 14)
mit Ausnahme der in Artikel 2 Absatz 2 der genannten Verordnung genannten Dienst-
leistungen;

,Personenbeférderungsdienste im Schiffsverkehr” alle Dienstleistungen fur Fahrgaste
im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1177/2010 des Europaischen
Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 Uber die Fahrgastrechte im See-
und Binnenschiffsverkehr und zur Anderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 (ABI.
L 334 vom 17.12.2010, S. 1) mit Ausnahme der in Artikel 2 Absatz 2 der genannten
Verordnung genannten Dienstleistungen;

,Stadt- und Vorortverkehrsdienste® Verkehrsdienste mit den Verkehrsmitteln Eisen-
bahn, Bus, U-Bahn, Strallenbahn und Oberleitungsomnibus (Obus), deren Haupt-
zweck es ist, die Verkehrsbedlirfnisse eines Stadtgebietes oder eines, auch grenziiber-
schreitenden, Ballungsraumes sowie die Verkehrsbedurfnisse zwischen einem Stadt-
gebiet oder Ballungsraum und dem Umland abzudecken;

.Regionalverkehrsdienste” Verkehrsdienste mit den Verkehrsmitteln Eisenbahn, Bus,
U-Bahn, StralRenbahn und Oberleitungsomnibus (Obus), dessen Hauptzweck es ist,
die Verkehrsbedurfnisse einer, auch grenziiberschreitenden, Region abzudecken;
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»assistive Technologien® jedes Element, Gerat oder Produktsystem, einschlielich Soft-
ware, das genutzt wird, um die funktionellen Fahigkeiten von Menschen mit Behinde-
rungen zu erhohen, aufrechtzuerhalten, zu ersetzen oder zu verbessern, oder das der
Linderung und dem Ausgleich von Behinderungen, Beeintrachtigungen der Aktivitat o-
der Beeintrachtigungen der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen dient;

.Betriebssystem” die Software, die unter anderem die Schnittstelle zur peripheren
Hardware steuert, Aufgaben plant, Speicherplatz zuweist und dem Verbraucher eine
Standardschnittstelle anzeigt, wenn kein Anwenderprogramm lauft, einschliel3lich einer
grafischen Nutzerschnittstelle, unabhangig davon, ob diese Software integraler Be-
standteil der Hardware flir Universalrechner flr Verbraucher ist oder als externe Soft-
ware zur Ausflhrung auf der Hardware fiir Universalrechner flir Verbraucher bestimmt
ist; ausgeschlossen sind Lader eines Betriebssystems, ein BIOS oder eine andere
Firmware, die beim Hochfahren oder beim Installieren des Betriebssystems erforderlich
ist;

.Hardwaresystem flr Universalrechner flr Verbraucher® die Kombination von Hard-
ware, die einen vollstdndigen Computer bildet und durch ihren Mehrzweckcharakter
und ihre Fahigkeit gekennzeichnet ist, mit der geeigneten Software die vom Verbrau-
cher geforderten Ublichen Computeraufgaben durchzufihren, und dazu bestimmt ist,
von Verbrauchern bedient zu werden; einschliel3lich Personal Computer, insbesondere
Desktops, Notebooks, Smartphones und Tablets;

sinteraktiver Leistungsumfang” die Funktionalitat zur Unterstltzung der Interaktion zwi-
schen Mensch und Gerat, um die Verarbeitung und Ubertragung von Daten, Sprache
oder Video oder einer beliebigen Kombination daraus zu ermdglichen;

»E-Book und hierfiir bestimmte Software” einen Dienst, der in der Bereitstellung digita-
ler Dateien besteht, die eine elektronische Fassung eines Buches tUbermitteln und Zu-
griff, Blattern, Lektire und Nutzung erméglichen, und die Software, einschlielich auf
Mobilgeraten angebotener Dienstleistungen einschliellich mobiler Anwendungen, die
speziell auf Zugriff, Blattern, Lektire und Nutzung der betreffenden digitalen Dateien
ausgelegt ist, und ausgenommen Software, die der Begriffsbestimmung nach
Nummer 38 unterfallt;

.E-Book-Lesegerat” ein spezielles Gerat, einschlieRlich Hardware und Software, das
fur Zugriff, Blattern, Lektire und Nutzung von E-Book-Dateien verwendet wird;

selektronische Tickets" Systeme, in denen eine Fahrberechtigung in Form eines Fahr-
scheins fur eine einfache oder mehrfache Fahrt, eines Abos oder eines Fahrguthabens
nicht auf Papier gedruckt wird, sondern elektronisch auf einem physischen Fahraus-
weis oder einem anderen Gerat gespeichert wird;

.elektronische Ticketdienste* Systeme, in denen Fahrberechtigungen mithilfe eines
Gerats mit interaktivem Leistungsumfang unter anderem online erworben und dem
Kaufer in elektronischer Form tbermittelt werden, damit sie in Papierform ausgedruckt
oder mithilfe eines Gerats mit interaktivem Leistungsumfang wahrend der Fahrt ange-
zeigt werden kénnen;

,Ingebrauchnahme* die erstmalige Eréffnung der Nutzungsmdglichkeit eines Selbstbe-
dienungsterminals.
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Abschnitt 2

Anforderungen an die Barrierefreiheit

§3
Barrierefreiheit, Verordnungsermachtigung

(1) Produkte, die ein Wirtschaftsakteur auf dem Markt bereitstellt und Dienstleistungen,
die er anbietet oder erbringt, missen barrierefrei sein. Ein Produkt ist barrierefrei, wenn Men-
schen mit Behinderungen es in grof3tmoéglichem Umfang nutzen kdnnen. Hierzu gehért auch,
dass die fir Menschen mit Behinderungen erforderlichen Informationen, insbesondere zur
Funktionsweise des Produkts, sowie zu seinen Barrierefreiheitsfunktionen zuganglich sind.
Eine Dienstleistung ist barrierefrei, wenn ihr Angebot und ihre Ausfuhrung fur Menschen mit
Behinderungen zuganglich sind und diese die Dienstleistung in gréRtmoglichem Umfang nut-
zen konnen. Hierzu sind auch die fir Menschen mit Behinderungen erforderlichen Informatio-
nen insbesondere Uber die Funktionsweise der Dienstleistung und ihre Barrierefreiheitsfunkti-
onen in einer flr sie zuganglichen Art und Weise bereitzustellen. Die konkreten Anforderungen
an die Barrierefreiheit fir Produkte und Dienstleistungen nach diesem Absatz richten sich nach
der nach Absatzes 2 zu erlassenden Rechtsverordnung.

(2) Das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales wird ermachtigt, durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates entsprechend den Anforderungen des Anhangs | der
Richtlinie (EU) 2019/882 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019
uber die Barrierefreiheitsanforderungen fur Produkte und Dienstleistungen (ABI. L 151 vom
7.6.2019, S. 70) Bestimmungen zu erlassen, dass Produkte gemal § 1 Absatz 2 und Dienst-
leistungen gemanR § 1 Absatz 3 zur Erfiillung der sich aus Absatz 1 ergebenden Pflicht zur
Barrierefreiheit bestimmten Vorgaben geniigen missen, insbesondere im Hinblick auf

1. die Gestaltung und Herstellung der Produkte einschlielich der Benutzerschnittstelle,

2. die Zuganglichkeit und Gestaltung des Angebots und der Ausfuhrung der Dienstleis-
tungen,

3. die Art und Weise der Bereitstellung von Informationen insbesondere zur Nutzung der
Produkte wie etwa zur Kennzeichnung, Gebrauchsanleitung, Sicherheitsinformation
und Funktionsweise der Dienstleistungen sowie Uber die Barrierefreiheitsmerkmale
und Barrierefreiheitsfunktionen der Produkte und Dienstleistungen sowie die mogliche
Nutzung assistiver Technologien.

(3) Absatz 1 gilt nicht flr Kleinstunternehmen, die Dienstleistungen anbieten oder er-
bringen. Das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales erstellt Leitlinien fur Kleinstunter-
nehmen, um diesen die Anwendung dieses Gesetzes zu erleichtern. Das Bundesministerium
fur Arbeit und Soziales ist berechtigt, Dritte mit der Erstellung der Leitlinien nach Satz 2 zu
beauftragen.

(4) Das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales wird erméachtigt, durch Rechtsverord-
nung mit Zustimmung des Bundesrates Bestimmungen im Hinblick auf nach Artikel 4 Absatz
9 der Richtlinie (EU) 2019/882 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 17. Apiril
2019 uber die Barrierefreiheitsanforderungen fur Produkte und Dienstleistungen (ABI. L 151
vom 7.6.2019, S. 70) erfolgte Prazisierungen der Barrierefreiheitsanforderungen zu Anhang |
dieser Richtlinie flr Produkte gemal § 1 Absatz 2 und Dienstleistungen gemaR § 1 Absatz 3
zu erlassen.
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§4
Konformitatsvermutung auf der Grundlage harmonisierter Normen

Bei Produkten und Dienstleistungen, die harmonisierten Normen oder Teilen davon
entsprechen, deren Fundstellen im Amtsblatt der Europaischen Union veroffentlicht worden
sind, wird vermutet, dass sie die Anforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden
Rechtsverordnung erfillen, soweit diese von den betreffenden Normen oder von Teilen die-
ser Normen abgedeckt sind.

§5
Konformitatsvermutung auf der Grundlage technischer Spezifikationen

Bei Produkten und Dienstleistungen, die den technischen Spezifikationen oder Teilen
davon entsprechen, wird vermutet, dass sie die Anforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu
erlassenden Rechtsverordnung erflillen, soweit diese von den technischen Spezifikationen
oder Teilen dieser technischen Spezifikationen abgedeckt sind.

Abschnitt 3

Pflichten der Wirtschaftsakteure

§6
Pflichten des Herstellers
(1) Der Hersteller darf ein Produkt nur in den Verkehr bringen, wenn

1. das Produkt nach den Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlas-
senden Rechtsverordnung gestaltet und hergestellt worden ist,

2. die technischen Unterlagen nach den Vorgaben der Anlage 2 erstellt wurden, das in
dieser Anlage beschriebene Konformitatsbewertungsverfahren durchgefiihrt wurde
und die Konformitat des Produkts mit den geltenden Barrierefreiheitsanforderungen im
Rahmen dieses Verfahrens nachgewiesen wurde,

3. der Hersteller eine EU-Konformitatserklarung nach § 18 ausgestellt hat und
4. die CE-Kennzeichnung gemaf § 19 angebracht wurde.

(2) Der Hersteller bewahrt die technischen Unterlagen und die EU-Konformitatserkla-
rung nach dem Inverkehrbringen des Produkts fir die Dauer von finf Jahren in schriftlicher
oder elektronischer Form auf.

(3) Der Hersteller hat durch geeignete Verfahren dafir zu sorgen, dass auch bei Seri-
enfertigung stets die Konformitat mit den Anforderungen dieses Gesetzes sichergestellt ist.
Anderungen am Entwurf des Produkts oder an seinen Merkmalen sowie Anderungen der in
§ 4 und § 5 genannten Normen oder technischen Spezifikationen, auf die in der Konformi-
tatserklarung verwiesen wird, sind angemessen zu berlcksichtigen.

(4) Ein Hersteller, der der Auffassung ist oder Grund zur Annahme hat, dass ein von
ihm in den Verkehr gebrachtes Produkt nicht den Barrierefreiheitsanforderungen der nach
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§ 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung entspricht, ist verpflichtet unverziiglich die
erforderlichen Korrekturmaflinahmen zu ergreifen, um die Konformitat dieses Produkts her-
zustellen. Sofern die Konformitat nicht hergestellt werden kann, nimmt der Hersteller das
Produkt zurlick oder ruft es zurlick. Auferdem unterrichtet der Hersteller, wenn das Produkt
den Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung
nicht genugt, dartber unverzuglich die Marktiberwachungsbehérde sowie die Marktiberwa-
chungsbehdrden der Mitgliedstaaten der Europaischen Union, in denen er das Produkt in
den Verkehr gebracht hat. Dabei macht er ausfuhrliche Angaben, insbesondere Uber die
Nichtkonformitat und die ergriffenen KorrekturmafRnahmen. In solchen Fallen fuhrt der Her-
steller ein Verzeichnis in schriftlicher oder elektronischer Form derjenigen Produkte, die die
geltenden Barrierefreiheitsanforderungen nicht erfiillen, und der diesbezlglichen Beschwer-
den.

§7
Besondere Kennzeichnungs- und Informationspflichten des Herstellers

(1) Der Hersteller hat dafiir zu sorgen, dass sein Produkt eine Typen-, Chargen- oder
Seriennummer oder ein anderes Kennzeichen zu seiner Identifikation tragt. Falls dies auf-
grund der GroRe oder Art des Produkts nicht moglich ist, stellt er sicher, dass die zur Identi-
fikation erforderlichen Informationen auf der Verpackung oder in einer dem Produkt beige-
figten Unterlage angegeben werden.

(2) Der Hersteller hat beim Inverkehrbringen seinen Namen, seine Firma oder seine
eingetragene Handelsmarke und seine Postanschrift nach Satz 3 auf dem Produkt in einer
fur Verbraucher leicht verstandlichen Sprache anzugeben. Falls dies aufgrund der Gréfe
oder der Art des Produkts nicht mdglich ist, sind die Informationen auf der Verpackung oder
in einer dem Produkt beigefligten Unterlage anzugeben. Bei der Postanschrift handelt es sich
um eine zentrale Stelle, unter der der Hersteller kontaktiert werden kann.

(3) Der Hersteller stellt sicher, dass dem Produkt eine den Anforderungen der nach
§ 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung entsprechende Gebrauchsanleitung und
diesen Anforderungen entsprechende Sicherheitsinformationen in deutscher Sprache beige-
fugt sind. Alle Kennzeichnungen des Produkts missen nach den Anforderungen der nach
§ 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung klar, verstandlich und deutlich sein.

(4) Auf Verlangen der Marktiberwachungsbehorde erteilt der Hersteller dieser alle Aus-
kinfte und handigt dieser alle Unterlagen aus, die flir den Nachweis der Konformitat des
Produkts erforderlich sind. Der Hersteller erteilt die Auskinfte und handigt die Unterlagen in
deutscher Sprache oder einer Sprache, die von der deutschen Marktiberwachungsbehérde
leicht verstanden werden kann, aus. Er arbeitet mit der Marktiberwachungsbehérde auf de-
ren Verlangen bei allen MaRnahmen zur Beseitigung der Nichteinhaltung der geltenden Bar-
rierefreiheitsanforderungen bei einem von ihm in den Verkehr gebrachten Produkt zusam-
men und stellt insbesondere die Ubereinstimmung des Produkts mit den geltenden Barriere-
freiheitsanforderungen her.

§8
Bevollmachtigter des Herstellers
(1) Der Hersteller kann schriftlich einen Bevollmachtigten benennen.

(2) Der Bevollmachtigte nimmt die ihm vom Hersteller Gbertragenen Pflichten flr diesen
und in dessen Namen wahr.
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(3) Ein Hersteller, der einen Bevollmachtigten einsetzt, muss diesem mindestens die
folgenden Pflichten Gbertragen:

1. die Pflicht, die EU-Konformitatserklarung und die technischen Unterlagen geman
§ 6 Absatz 2 fur die Marktiiberwachungsbehdrde flur eine Dauer von funf Jahren auf-
zubewahren;

2. die Pflicht, der Marktuberwachungsbehorde alle Auskinfte nach § 7 Absatz 4 Satz 1
zu erteilen und alle Unterlagen nach § 7 Absatz 4 Satz 1 auszuhandigen;

3. die Pflicht, mitder Marktuberwachungsbehdrde auf deren Verlangen bei allen Ma3nah-
men zur Beseitigung von nicht eingehaltenen Barrierefreiheitsanforderungen bei Pro-
dukten zusammenzuarbeiten, soweit die Produkte zum Aufgabenbereich des Bevoll-
machtigten gehoren.

(4) Die Pflichten gemaf § 6 Absatz 1 Nummer 1 und die Pflicht zur Erstellung der tech-
nischen Dokumentation gemaf § 6 Absatz 1 Nummer 2 darf der Hersteller nicht auf einen
Bevollmachtigten Gbertragen.

§9
Allgemeine Pflichten des Einfiihrers

(1) Der Einfuhrer darf nur Produkte in den Verkehr bringen, die die Barrierefreiheitsan-
forderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung erfiillen.

(2) Der Einfuhrer darf ein Produkt erst in den Verkehr bringen, wenn

1. der Hersteller das Konformitatsbewertungsverfahren gemay Anlage 2 durchgefihrt
hat.

2. der Hersteller die gemal Anlage 2 erforderlichen technischen Unterlagen erstellt hat,
3. das Produkt mit der CE-Kennzeichnung nach § 19 versehen ist,

4. dem Produkt die Gebrauchsanleitung und Sicherheitsinformationen beigefligt sind und
5. der Hersteller die Pflichten nach § 7 Absatz 1 und 2 erfilllt hat.

(3) Hat ein Einfihrer Kenntnis oder Grund zur Annahme, dass ein Produkt die Barriere-
freiheitsanforderungen dieses Gesetzes nicht erfullt, darf er dieses Produkt erst in den Ver-
kehr bringen, wenn die Konformitat hergestellt worden ist. Wenn das Produkt den Barriere-
freiheitsanforderungen nicht genugt, informiert der Einflhrer auRerdem den Hersteller und
die Markttiberwachungsbehdrden darlber.

(4) Solange sich ein Produkt im Verantwortungsbereich des Einflhrers befindet, muss
dieser dafiir sorgen, dass die Lagerungs- oder Transportbedingungen die Ubereinstimmung
des Produkts mit den Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden
Rechtsverordnung nicht beeintrachtigen.

(5) Hat der Einflhrer Kenntnis oder Grund zur Annahme, dass ein von ihm in Verkehr
gebrachtes Produkt nicht den Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlas-
senden Rechtsverordnung entspricht, hat er unverziglich die erforderlichen Korrekturmaf3-
nahmen zu ergreifen, um die Konformitat dieses Produkts herzustellen. Erforderlichenfalls
nimmt der Einflhrer das Produkt zurlick oder ruft es zurlick. Genigt das Produkt nicht den
Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung,
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unterrichtet der Einfuhrer unverziglich die zustandige Marktiiberwachungsbehoérde sowie die
Marktiberwachungsbehorden der Mitgliedstaaten der Europaischen Union, in denen er das
Produkt auf dem Markt bereitgestellt hat. Er macht hierbei ausfuhrliche Angaben, insbeson-
dere Uber die Nichtkonformitat und die ergriffenen Korrekturmaf3nahmen. In solchen Féllen
fuhrt der Einflhrer ein Verzeichnis in schriftlicher oder elektronischer Form derjenigen Pro-
dukte, die die geltenden Barrierefreiheitsanforderungen nicht erflillen, und der diesbeziigli-
chen Beschwerden.

§10
Besondere Kennzeichnungs- und Informationspflichten des Einfiihrers

(1) Der EinfGhrer hat beim Inverkehrbringen seinen Namen, seine Firma oder seine ein-
getragene Handelsmarke und seine Postanschrift auf dem Produkt anzugeben. Falls dies
aufgrund der GroRRe oder der Art des Produkts nicht mdglich ist, sind die Informationen auf
der Verpackung oder in einer dem Produkt beigefugten Unterlage anzugeben. Die Kontakt-
angaben sind in einer fir Verbraucher leicht verstandlichen Sprache zu verfassen.

(2) Der Einfuhrer stellt sicher, dass dem Produkt eine den Anforderungen der nach
§ 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung entsprechende Gebrauchsanleitung und
diesen Anforderungen entsprechende Sicherheitsinformationen in deutscher Sprache beige-
flgt sind.

(3) Der Einflhrer hat ab dem Inverkehrbringen des Produkts fir die Dauer von funf Jah-
ren eine Kopie der EU-Konformitatserklarung fir die Marktiiberwachungsbehoérden bereitzu-
halten und dafir zu sorgen, dass er auf deren Verlangen die technischen Unterlagen vorle-
gen kann.

(4) Auf Verlangen der Marktiberwachungsbehdrde erteilt der Einflihrer dieser alle Aus-
kinfte und handigt dieser alle Unterlagen aus, die fir den Nachweis der Konformitat des
Produkts erforderlich sind. Der Einfuhrer erteilt die Auskinfte und handigt die Unterlagen in
deutscher Sprache oder einer Sprache, die von der deutschen Marktiberwachungsbehérde
leicht verstanden werden kann, aus. Der Einfuhrer arbeitet mit der Marktliiberwachungsbe-
horde auf deren Verlangen bei allen Malinahmen zusammen, um die Nichteinhaltung der
geltenden Barrierefreiheitsanforderungen eines von ihm in den Verkehr gebrachten Pro-
dukts, zu beseitigen.

§ 11
Pflichten des Handlers

(1) Der Handler darf ein Produkt erst auf dem Markt bereitstellen, wenn
1. das Produkt mit der CE-Kennzeichnung nach § 19 versehen ist,
2. dem Produkt die Unterlagen nach § 7 Absatz 3 beigefiigt sind,
3. der Hersteller seine Pflichten nach § 7 Absatz 1 und 2 erfullt hat und
4. der Einfuhrer seine Pflichten nach § 10 Absatz 1 und 2 erfullt hat.

(2) Hat ein Handler Kenntnis oder Grund zur Annahme, dass ein Produkt nicht den Bar-

rierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung ent-
spricht, darf er dieses Produkt erst auf dem Markt bereitstellen, wenn die Konformitat herge-
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stellt worden ist. Wenn das Produkt den geltenden Barrierefreiheitsanforderungen nicht ge-
nugt, informiert der Handler auRerdem den Hersteller oder den Einfihrer sowie die Markt-
Uberwachungsbehdrden dariber.

(3) Solange sich ein Produkt im Verantwortungsbereich des Handlers befindet, muss
dieser dafiir sorgen, dass die Lagerungs- oder Transportbedingungen die Ubereinstimmung
des Produkts mit den Anforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverord-
nung nicht beeintrachtigen.

(4) Hat der Handler Kenntnis oder Grund zur Annahme, dass ein von ihm auf dem Markt
bereitgestelltes Produkt nicht den Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu
erlassenden Rechtsverordnung entspricht, hat er unverziglich die erforderlichen Korrektur-
maflnahmen zu ergreifen, um die Konformitat dieses Produkts herzustellen. Erforderlichen-
falls nimmt er es zurtick oder ruft es zurtick. Wenn das Produkt den Barrierefreiheitsanforde-
rungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung nicht gendgt, unterrichtet
der Handler aulerdem unverzlglich die Marktiberwachungsbehdrde und die Marktiberwa-
chungsbehdrden der Mitgliedstaaten der Europaischen Union, in denen er das Produkt auf
dem Markt bereitgestellt hat. Dabei macht er Angaben Uber den Sachverhalt, insbesondere
Uber die Art der Nichtkonformitat und die ergriffenen Korrekturmafinahmen.

(5) Auf Verlangen der Marktiiberwachungsbehorde erteilt der Handler dieser alle Aus-
kunfte und handigt dieser alle Unterlagen aus, die fur den Nachweis der Konformitat eines
Produkts erforderlich sind. Die Informationen und Unterlagen mussen in deutscher Sprache
oder einer Sprache, die von der Marktiiberwachungsbehorde leicht verstanden werden kann,
abgefasst sein. Der Handler arbeitet mit der Marktliiberwachungsbehoérde auf deren Verlan-
gen bei allen MaRnahmen zusammen, um die Nichteinhaltung der Barrierefreiheitsanforde-

rungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung eines von ihm auf dem
Markt bereitgestellten Produkts, zu beseitigen.

§12
Einfuhrer oder Handler als Hersteller
Auf einen Einflhrer oder Handler sind § 6 und § 7 entsprechend anzuwenden, wenn er

1. ein Produkt unter seinem eigenen Namen oder seiner eigenen Handelsmarke in Ver-
kehr bringt oder

2. ein bereits in Verkehr gebrachtes Produkt so andert, dass dessen Konformitat mit den

Anforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung beeintrachtigt
werden kann.

§13
Angabe der Wirtschaftsakteure

(1) Der Wirtschaftsakteur erteilt der Marktuberwachungsbehdrde auf deren Verlangen
Auskunft Gber die Wirtschaftsakteure,

1. von denen er ein Produkt bezogen hat und
2. andie er ein Produkt abgegeben hat.

(2) Der Wirtschaftsakteur fuhrt ein Verzeichnis Uber die Wirtschaftsakteure,
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1. von denen er ein Produkt bezogen hat und
2. andie er ein Produkt abgegeben hat.

(3) der Wirtschaftsakteur erteilt der Marktiiberwachungsbehdrde auf deren Verlangen
Auskunft Gber den Inhalt des Verzeichnisses und muss es fir die Dauer von funf Jahren nach
dem Bezug des Produkts sowie nach der Lieferung des Produkts vorlegen kénnen.

(4) Das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales wird ermachtigt, durch Rechtsver-
ordnung, die der Zustimmung des Bundesrates bedarf, den in Absatz 3 genannten Zeitraum
fur bestimmte Produkte zu verlangern, wenn dies mit Hinblick auf die wirtschaftliche Nut-
zungsdauer des Produkts geboten erscheint.

§ 14
Pflichten des Dienstleistungserbringers
(1) Ein Dienstleistungserbringer darf seine Dienstleistung nur anbieten oder erbringen,

1. wenn die Dienstleistung die Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu
erlassenden Rechtsverordnung erfillt,

2. wenn er die nach Anlage 3 erforderlichen Informationen erstellt hat und diese Informa-
tionen flir die Allgemeinheit in schriftlicher und akustischer Form zuganglich macht. Fir
die schriftliche und akustische Zuganglichmachung sind die Vorgaben der nach
§ 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung malfigebend.

(2) Der Dienstleistungserbringer bewahrt die Informationen nach Absatz 1 Nummer 2
so lange auf, wie er die Dienstleistung anbietet oder erbringt.

(3) Der Dienstleistungserbringer gewahrleistet, dass die Barrierefreiheitsanforderungen
der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung stets erflllt werden, wenn er eine
Dienstleistung anbietet oder erbringt. Er tragt Veranderungen bei der Art und Weise der Er-
bringung der Dienstleistung, Veranderungen bei den geltenden Barrierefreiheitsanforderun-
gen und Anderungen der harmonisierten Normen oder technischer Spezifikationen, auf die
bei der Erklarung der Ubereinstimmung der Dienstleistung mit den Barrierefreiheitsanforde-
rungen verwiesen wird, gebuhrend Rechnung.

(4) Bei Nichtkonformitat ergreift der Dienstleistungserbringer die erforderlichen Korrek-
turmalinahmen, um die Konformitat der Dienstleistung mit den Barrierefreiheitsanforderun-
gen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung herzustellen. Wenn die Dienst-
leistung den Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechts-
verordnung nicht genlgt, unterrichtet der Dienstleistungserbringer dartiber unverzuglich die
Marktiberwachungsbehoérde und die Marktiiberwachungsbehérden der Mitgliedstaaten der
Europaischen Union, in denen er die Dienstleistung anbietet oder erbringt. Dabei macht er
ausfuhrliche Angaben, insbesondere Uber die Nichtkonformitat und die ergriffenen Korrektur-
mafRnahmen.

(5) Der Dienstleistungserbringer erteilt der Marktiberwachungsbehdérde auf deren Ver-
langen alle Auskilnfte, die erforderlich sind, um die Konformitat der Dienstleistung nach
Absatz 1 nachzuweisen. Er kooperiert mit der Marktliiberwachungsbehorde auf deren Ver-
langen bei allen MaRnahmen, die zur Herstellung der Ubereinstimmung mit den genannten
Anforderungen ergriffen werden.
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§15

Beratungsangebot der Bundesfachstelle fiir Barrierefreiheit

Die Beratung der Bundesfachstelle fir Barrierefreiheit nach § 13 Absatz 2 Satz 2 des
Behindertengleichstellungsgesetzes umfasst eine Beratung von Kleinstunternehmen, um
diesen die Anwendung dieses Gesetzes zu erleichtern. Die Beratung nach Satz 1 beinhal-
tet auch eine Beratung von Kleinstunternehmen, die barrierefreie Dienstleistungen anbie-
ten und erbringen mdchten. Die Uberwachungsstelle des Bundes fiir Barrierefreiheit von
Informationstechnik unterstitzt die Bundesfachstellle fir Barrierefreiheit bei der Beratung
nach Satz 2.

Abschnitt 4

Grundlegende Verdanderungen von Produkten oder
Dienstleistungen und unverhaltnismadfRige Belastun-
gen fir die Wirtschaftsakteure

§ 16
Grundlegende Veranderungen des Produkts oder der Dienstleistung

(1) Die Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechts-
verordnung gelten nur insoweit, als deren Einhaltung keine wesentliche Anderung eines Pro-
dukts oder einer Dienstleistung erfordert, die zu einer grundlegenden Veranderung der We-
sensmerkmale des Produkts oder der Dienstleistung fihrt. Der betreffende Wirtschaftsakteur
nimmt eine Beurteilung vor, ob die Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen der nach
§ 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung eine grundlegende Veranderung der We-
sensmerkmale mit sich bringen wirde.

(2) Der Wirtschaftsakteur dokumentiert die Beurteilung nach Absatz 1 Satz 2 und be-
wahrt sie flr einen Zeitraum von finf Jahren ab der letzten Bereitstellung eines Produkts auf
dem Markt oder nach der letzten Erbringung einer Dienstleistung auf. Auf Verlangen der
Marktiberwachungsbehodrden legt er diesen eine Kopie der in Absatz 1 Satz 2 genannten
Beurteilung vor.

(3) Wenn sich der Wirtschaftsakteur bei einem bestimmten Produkt oder einer bestimm-
ten Dienstleistung auf Absatz 1 Satz 1 beruft, Ubermittelt er unverziglich die Beurteilung
nach Absatz 1 Satz 2 an die Marktiberwachungsbehérde und Marktiberwachungsbehoérden
der Mitgliedstaaten der Europaischen Union, in denen das Produkt in Verkehr gebracht wird
oder die Dienstleistung angeboten oder erbracht wird.

(4) Absatz 2 Satz 1 und Absatz 3 Satz 1 gelten nicht flr Kleinstunternehmen, die mit
Produkten befasst sind. Auf Verlangen der Marktiiberwachungsbehodrde tbermitteln Klein-

stunternehmen, die sich auf Absatz 1 Satz 1 berufen, der Behorde die fur die Beurteilung
nach Absatz 1 Satz 2 maligeblichen Fakten.

§17
UnverhaltnismaBige Belastungen

(1) Die Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechts-
verordnung gelten nicht, soweit ihre Einhaltung zu einer unverhaltnismaRigen Belastung
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nach Anlage 4 des betreffenden Wirtschaftsakteurs flihren wirde. Der Wirtschaftsakteur
nimmt eine entsprechende Beurteilung vor.

(2) Der Wirtschaftsakteur dokumentiert die Beurteilung nach Absatz 1 Satz 2 und be-
wahrt sie flr einen Zeitraum von flnf Jahren ab der letzten Bereitstellung eines Produkts auf
dem Markt oder nach der letzten Erbringung einer Dienstleistung auf. Auf Verlangen der
Marktiberwachungsbehorde legt er dieser eine Kopie der in Absatz 1 Satz 2 genannten Be-
urteilung vor. Satz 1 und Satz 2 gelten nicht fir Kleinstunternehmen, die mit Produkten be-
fasst sind. Auf Verlangen der Marktiberwachungsbehdrde Ubermitteln Kleinstunternehmen,
die mit Produkten befasst sind und die sich auf Absatz 1 Satz 1 berufen, der Behérde jedoch
die fUr die Beurteilung nach Absatz 1 Satz 2 maligeblichen Fakten.

(3) Ein Dienstleistungserbringer, der sich auf Absatz 1 Satz 1 beruft, nimmt seine Beur-
teilung nach Absatz 1 Satz 2 fir jede Dienstleistungskategorie oder -art mindestens alle finf
Jahre vor. Die Beurteilung nach Satz 1 hat stets zu erfolgen, wenn

1. die angebotene Dienstleistung wesentlich verandert wird oder

2. der Dienstleistungserbringer von der fur die Prufung der Konformitat der Dienstleistung
zustandigen Behdrde dazu aufgefordert wird.

(4) Wenn ein Wirtschaftsakteur zu Zwecken der Verbesserung der Barrierefreiheit nicht-
eigene offentliche oder private Mittel erhalt, ist er nicht dazu berechtigt, sich auf
Absatz 1 Satz 1 zu berufen.

(5) Wenn sich der Wirtschaftsakteur bei einem bestimmten Produkt oder einer bestimm-
ten Dienstleistung auf Absatz 1 Satz 1 beruft, Ubermittelt unverzuiglich die Beurteilung nach
§ 16 Absatz 1 Satz 2 an die zustandige Marktiberwachungsbehérde oder die fiir die Uber-
prufung der Konformitat der Dienstleistungen zustandigen Behdrde des Mitgliedstaats, in
dem das betreffende Produkt in Verkehr gebracht oder die betreffende Dienstleistung ange-
boten oder erbracht wird. Satz 1 gilt nicht fir Kleinstunternehmen.

(6) Das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales wird ermachtigt, durch Rechtsver-
ordnung, die der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die in Anlage 4 enthaltenen Kriterien,

die der Wirtschaftsakteur bei der Beurteilung nach Absatz 1 berlicksichtigen muss, zu prazi-
sieren und zu erganzen.

Abschnitt 5

CE-Kennzeichnung

§18
EU-Konformitatserklarung fiir Produkte

(1) Bevor ein Produkt, dessen Ubereinstimmung mit den Barrierefreiheitsanforderun-
gen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung im Verfahren nach Anlage 2
nachgewiesen wurde, in den Verkehr gebracht wird, muss der Hersteller eine EU-Konformi-
tatserklarung ausstellen.

(2) Aus der EU-Konformitatserklarung geht hervor, dass die Barrierefreiheitsanforde-
rungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung nachweislich erflillt sind.
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Wurde ausnahmsweise von § 16 oder § 17 Gebrauch gemacht, so geht aus der EU-Konfor-
mitatserklarung hervor, welche Barrierefreiheitsanforderungen von diesen Ausnahmerege-
lungen betroffen sind.

(3) Die EU-Konformitatserklarung entspricht in ihnrem Aufbau dem Muster in Anhang I
des Beschlusses Nr. 768/2008/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli
2008 Uber einen gemeinsamen Rechtsrahmen fir die Vermarktung von Produkten und zur
Aufhebung des Beschlusses 93/465/EWG des Rates (ABI. L 218 vom 13.8.2008, S. 82). Sie
enthalt die in Anlage 2 angegebenen Elemente und wird auf dem neuesten Stand gehalten.
Die Anforderungen an die technischen Unterlagen dirfen Kleinstunternehmen sowie kleinen
und mittleren Unternehmen keinen Ubermafkigen Aufwand auferlegen. Sie wird in die deut-
sche Sprache Ubersetzt.

(4) Unterliegt das Produkt mehreren Rechtsakten der Union, in denen jeweils eine EU-
Konformitatserklarung vorgeschrieben ist, so stellt der Hersteller oder ein von ihm Bevoll-
machtigter eine einzige EU-Konformitatserklarung flr samtliche Rechtsakte der Union aus.
In dieser Erklarung gibt der Hersteller oder ein von ihm Bevollmachtigter die betreffenden
Rechtsakte samt Fundstelle an.

§19
CE-Kennzeichnung

(1) Bevor ein Produkt, dessen Ubereinstimmung mit den Barrierefreiheitsanforderun-
gen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung im Verfahren nach Anlage 2
nachgewiesen wurde, in den Verkehr gebracht wird, ist es vom Hersteller oder seinem Be-
vollmachtigten mit der CE-Kennzeichnung zu versehen.

(2) Die CE-Kennzeichnung wird gut sichtbar, leserlich und dauerhaft auf dem Produkt
oder seiner Datenplakette angebracht. Falls die Art des Produkts dies nicht zulasst oder nicht
rechtfertigt, wird sie auf der Verpackung und den Begleitunterlagen angebracht.

(3) Fur die CE-Kennzeichnung gelten die allgemeinen Grundsatze nach Artikel 30 der
Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli
2008 uber die Vorschriften fur die Akkreditierung und Marktiiberwachung im Zusammenhang
mit der Vermarktung von Produkten und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 339/93
des Rates (ABI. L 218 vom 13.8.2008, S. 30).

Abschnitt 6

Marktiuberwachung von Produkten

§ 20
Aufgaben der Marktiiberwachungsbehorden

(1) Die Lander stellen sicher, dass ihre Marktliberwachungsbehoérden ihre Aufgaben
ordnungsgemafl wahrnehmen kénnen. Daflr statten sie sie mit den notwendigen Ressour-
cen aus. Sie stellen eine effiziente Zusammenarbeit und einen wirksamen Informationsaus-
tausch ihrer Marktuberwachungsbehdrden untereinander sowie zwischen ihren Marktiber-
wachungsbehdrden und denjenigen der anderen Mitgliedstaaten der Europaischen Union
sicher.
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(2) Die Lander haben fir die von diesem Gesetz flir Produkte geltenden Regelungsbe-
reiche Marktliberwachungsstrategien zu erstellen. Bei deren Ausarbeitung ist Artikel 13 Ab-
satz 1 und Absatz 2 der Verordnung (EU) 2019/1020 auf Produkte im Sinne des § 1 Absatz 2
entsprechend anzuwenden. Die Marktuberwachungsbehorden Ubermitteln der Bundesan-
stalt fur Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin ihre Marktiberwachungsstrategien nach Satz 1.
Die Bundesanstalt flr Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin teilt die Marktiberwachungsstrate-
gien Uber das Informations- und Kommunikationssystem ICSMS der Kommission und den
anderen Mitgliedstaaten mit. Sie stellt eine Zusammenfassung der Marktiberwachungs-
strategien der Offentlichkeit zur Verfligung.

§ 21
MarktiiberwachungsmafRnahmen

(1) Die Marktiberwachung erfolgt nach der von den Landern nach § 20 Absatz 2 Satz
1 entwickelten Marktliberwachungsstrategie und den weiteren Bestimmungen dieses Geset-
zes.

(2) Fur die Marktiberwachung von Produkten gelten die Bestimmungen des Artikels 2
Absatz 3, Artikel 11 Absatz 2, 3 und 5, Artikel 14 Absatz 2, Artikel 15 Absatz 3, Artikel 16
Absatz 3 Buchstabe g und Artikel 16 Absatz 5, Artikel 17 und Artikel 22 der Verordnung (EU)
2019/1020 entsprechend. Die Marktiiberwachungsbehérden haben die Befugnisse entspre-
chend Artikel 14 Absatz 4 Buchstabe a, b, e und j der Verordnung (EU) 2019/1020. Die Be-
fugnisse nach Artikel 14 Absatz 4 Buchstabe e) der Verordnung (EU) 2019/1020 bestehen
nur zu den ublichen Betriebs- und Geschaftszeiten.

(3) Die Marktiberwachungsbehérde prift fur den Fall, dass sich der Hersteller, Einflih-
rer oder Handler auf § 16 oder § 17 berufen hat,

1. ob die nach der jeweiligen Vorschrift erforderliche Beurteilung vom Wirtschaftsakteur
durchgeflhrt worden ist,

2. die Beurteilung einschlieBlich der ordnungsgemafen Anwendung der in Anlage 4 ge-
nannten Kriterien und

3. ob die Ubrigen Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden
Rechtsverordnung eingehalten werden.

(4) Auf Antrag stellt die Marktiiberwachungsbehérde einem Verbraucher die ihr vorlie-
genden Informationen Uber die Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen der nach
§ 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung eines bestimmten Wirtschaftsakteurs und
die von diesem durchgefiihrte Beurteiung nach §16 Absatz1Satz2 und
§ 17 Absatz 1 Satz 2 in einer fur diesen Verbraucher wahrnehmbaren Form zur Verfigung.
Falls erforderlich, soll die Marktiberwachungsbehoérde die ihr vorliegenden Informationen in
einfacher und verstandlicher Weise erlautern. Ist eine Erlduterung nach Satz 2 fiir den Ver-
braucher nicht ausreichend, soll die Marktliberwachungsbehorde die Informationen in Leich-
ter Sprache erlautern. Die Verpflichtung nach Satz 1 gilt nicht, wenn die Informationen ent-
sprechend Artikel 17 der Verordnung (EG) Nr. 2019/1020 des Europaischen Parlaments und
des Rates vom 20. Juni 2019 Uber Marktiberwachung und die Konformitat von Produkten
sowie zur Anderung der Richtlinie 2004/42/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 765/2008 und
(EU) Nr. 305/2011 (ABI. L 169 vom 25.6.2019, S. 1) aus Grinden der Vertraulichkeit nicht
erteilt werden kdnnen.

(5) Menschen mit Hérbehinderungen und Menschen mit Sprachbehinderungen haben
das Recht, im Verfahren nach Absatz 4 in Deutscher Gebardensprache, mit lautsprachbe-
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gleitenden Gebarden oder Uber andere geeignete Kommunikationshilfen mit der Markttber-
wachungsbehérde zu kommunizieren. Die Kosten fir Kommunikationshilfen sind von der
Marktliberwachungsbehodrde zu tragen. § 5 der Kommunikationshilfenverordnung in der je-
weils geltenden Fassung gilt entsprechend.

(6) §§ 10 und 11 des Behindertengleichstellungsgesetzes gelten in ihrer jeweils gelten-
den Fassung fur das Verfahren nach Absatz 4 entsprechend.

§ 22

MaBnahmen der Marktiiberwachung bei Produkten, die die geltenden Barrierefrei-
heitsanforderungen nicht erfiillen

(1) Hat die Marktuberwachungsbehdrde Grund zu der Annahme, dass ein Produkt die
Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung
nicht erflllt, so prift sie, ob das Produkt die Anforderungen erfiillt. Die Wirtschaftsakteure
sind verpflichtet, zu diesem Zwecke umfassend mit der Marktiberwachungsbehérde zusam-
menzuarbeiten.

(2) Gelangt die Marktiberwachungsbehdrde zu dem Ergebnis, dass das Produkt die
Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung
nicht erfullt, so fordert sie unverziglich den betreffenden Wirtschaftsakteur auf, innerhalb
einer von ihr festgesetzten angemessenen Frist alle geeigneten MalRnahmen zu ergreifen,
um die Ubereinstimmung mit den Anforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden
Rechtsverordnung herzustellen, oder das Produkt zurlickzunehmen oder zurlickzurufen. Der
betroffene Wirtschaftsakteur ist vor Erlass der MaRnahme nach § 28 des Verwaltungsverfah-
rensgesetzes anzuhéren mit der Maligabe, dass die Anhoérungsfrist nicht kirzer als zehn
Tage sein darf. Wurde eine MaRnahme getroffen, ohne dass der betroffene Wirtschaftsakteur
angehort wurde, wird ihm unverziglich Gelegenheit gegeben, sich zu dulern. Auf die Stel-
lungnahme hin wird die MalRnahme umgehend Gberprift.

(3) Der Wirtschaftsakteur hat sicherzustellen, dass sich die Korrekturmalinahmen, die
er ergreift, auf alle betroffenen Produkte erstrecken, die er auf dem Markt der Europaischen
Union bereitgestellt hat.

(4) Ergreift der Wirtschaftsakteur innerhalb der nach Absatz 2 gesetzten Frist keine ge-
eigneten Korrekturmallinahmen, so trifft die MarktiUberwachungsbehoérde alle geeigneten
MaRnahmen, um die Bereitstellung des Produktes auf dem deutschen Markt einzuschran-
ken, oder sie untersagt die Bereitstellung auf dem Markt oder sorgt dafiir, dass das Produkt
zurtickgenommen oder zuriickgerufen wird. Ist kein Wirtschaftsakteur im Binnenmarkt an-
sassig, kdnnen die MalRnhahmen gegen jeden gerichtet werden, der die Weitergabe im Auf-
trag des Wirtschaftsakteurs vornimmt. Absatz 2 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

(5) Hat die Marktiberwachungsbehérde Grund zur Annahme, dass sich eine nach
Absatz 2 festgestellte Nichtkonformitat nicht auf das deutsche Hoheitsgebiet beschrankt, so
trifft sie die MalRnahmen nach Absatz 4 unter dem Vorbehalt, dass sie widerrufen werden,
wenn die Europaische Kommission nach Artikel 21 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/882
feststellt, dass die Malknahmen nicht gerechtfertigt sind .


https://beck-online.beck.de/?typ=reference&y=100&a=39&g=EWG_RL_2014_30

- 26 - Bearbeitungsstand: 01.03.2021 13:30 Uhr
§23

MaBnahmen bei formaler Nichtkonformitat von Produkten

(1) Stellt die Marktiberwachungsbehérde eine formale Nichtkonformitat fest, so fordert
sie den Wirtschaftsakteur auf, die Nichtkonformitat innerhalb einer angemessenen Frist zu
korrigieren.

(2) Formale Nichtkonformitat liegt vor, wenn

1. die CE-Kennzeichnung nicht oder unter Nichteinhaltung der Vorgaben des § 19 ange-
bracht wurde,

2. die EU-Konformitatserklarung nach § 18 nicht oder nicht ordnungsgeman ausgestellt
wurde,

3. die technischen Unterlagen nicht verfigbar oder nicht vollstandig sind,

4. die Angaben des Herstellers nach § 7 Absatz 2 oder des Einflihrers nach § 10 Absatz 1
fehlen, falsch oder unvollstandig sind oder

5. eine andere formale Verpflichtung nach den § 6, § 7, § 9 oder § 10 nicht erflllt ist.

(3) Ergreift der Wirtschaftsakteur innerhalb der gesetzten Frist nach Absatz 1 keine ge-
eigneten KorrekturmafRnahmen, so trifft die Marktiiberwachungsbehdérde geeignete Malinah-
men, um die Bereitstellung des Produkts auf dem Markt zu beschranken, oder sie untersagt
die Bereitstellung auf dem Markt solange, bis die Konformitat des Produktes mit den Barrie-
refreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung herge-
stellt ist § 21 Absatz 2 Satz 3Satz 2 bis 4 und § 22 Absatz 4 Satz 2 gilt entsprechend.

§24

Pflichten der Marktiiberwachungsbehoérde und der Bundesanstalt fiir Arbeitsschutz
und Arbeitsmedizin bei Nichtkonformitat von Produkten, die sich nicht auf das
deutsche Hoheitsgebiet beschranken

(1) Ist die Marktiberwachungsbehdrde nach der Untersuchung nach § 22 Absatz 1 der
Auffassung, dass die beanstandeten Produkte auch in anderen Mitgliedstaaten der Europa-
ischen Union auf dem Markt bereitgestellt werden, so unterrichtet sie unverziglich die Bun-
desanstalt fur Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin. Sie informiert die Bundesanstalt fir Arbeits-
schutz und Arbeitsmedizin auch Uber das Ergebnis der Beurteilung nach § 22 Absatz 1 und
die MalRnahmen, die zu ergreifen sie den Wirtschaftsakteur aufgefordert hat.

(2) Trifft die Marktiberwachungsbehoérde MalRnahmen nach § 22 Absatz 4, so unter-
richtet sie unverzuglich die Bundesanstalt fur Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin Gber die ge-
troffenen MalRnahmen. Die Information enthalt alle verfigbaren Angaben, insbesondere die
Daten fur die Identifizierung des betroffenen Produktes, die Herkunft des Produktes, die Art
der behaupteten Nichtkonformitat sowie die Art und Dauer der ergriffenen Mal3nahmen und
die Argumente des betreffenden Wirtschaftsakteurs. Die Information enthalt insbesondere
Angaben dazu, ob die behauptete Nichtkonformitat darauf beruht, dass

1. das Produkt die Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden
Rechtsverordnung nicht erflllt oder

2. die harmonisierten Normen oder die technischen Spezifikationen, bei deren Einhaltung
laut § 4 und § 5 eine Konformitatsvermutung gilt, mangelhaft sind.
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(3) Die Bundesanstalt flir Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin Uberprift die eingegange-
nen Informationen nach Absatze 1 und 2 auf Vollstandigkeit und Schliissigkeit. Sie leitet
diese Informationen unverziglich an die Europaische Kommission und die Ubrigen Mitglied-
staaten der Europaischen Union weiter.

(4) Die Marktuberwachungsbehdrde hebt den Widerrufsvorbehalt nach § 22 Absatz 5
auf, wenn

1. die Frist von drei Monaten nach Artikel 20 Absatz 7 der Richtlinie (EU) 2019/882 ver-
strichen ist, ohne dass ein Mitgliedstaat der Europaischen Union Einwande gegen die
MaRnahmen erhoben hat, oder

2. die Europaische Kommission nach Artikel 21 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/882
festgestellt hat, dass die Mallnahmen gerechtfertigt sind.

(5) Die Marktiberwachungsbehoérde widerruft die nach § 22 Absatz 4 getroffenen Mal3-
nahmen, wenn die Europaische Kommission nach Artikel 21 Absatz 1 der Richtlinie (EU)
2019/882 feststellt, dass die MalRnahmen nicht gerechtfertigt sind.

§25
Unterstiitzungsverpflichtung

(1) Die Bundesanstalt flr Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin unterrichtet die Europai-
sche Kommission und die anderen Mitgliedstaaten der Europaischen Union Uber die Markt-
Uuberwachnungsbehdrden und deren jeweiligen Zustandigkeiten und greift hierfur auf das in
Artikel 34 der VO (EU) 2019/1020 genannte Informations- und Kommunikationssystem zu-
rick.

(2) Die Marktiberwachungsbehdrden und die Bundesanstalt fur Arbeitsschutz und Ar-
beitsmedizin haben einander zu unterstitzen und sich gegenseitig Uber Mallnahmen nach
diesem Gesetz zu informieren.

(3) Die Bundesanstalt fur Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin unterrichtet die Marktiber-
wachungsbehdrden Gber Meldungen der Europaischen Kommission oder eines anderen Mit-
gliedstaates der Europaischen Union.

§ 26

Pflichten der Marktiiberwachungsbehorde bei MaBnahmen anderer Mitgliedstaaten,
bei Produkten, die gegen Barrierefreiheitsanforderungen verstoRen

(1) Wird die Marktiberwachungsbehérde von der Bundesanstalt flir Arbeitsschutz und
Arbeitsmedizin darUber informiert, dass ein anderer Mitgliedstaat eine Mal3nahme nach Arti-
kel 20 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2019/882 getroffen hat, so prift sie unverzuglich, ob diese
MalRnahme gerechtfertigt ist. Die Marktiberwachungsbehérde informiert die nationalen Wirt-
schaftsakteure in geeigneter Weise Uber die MalRnahme des anderen Mitgliedstaates und
gibt ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme. Die Frist zur Stellungnahme betragt vier Wochen
ab der Moglichkeit der Kenntnisnahme.

(2) Kommt die Marktiberwachungsbehoérde zu dem Ergebnis, dass die Malinahme
nicht gerechtfertigt ist, so Gbermittelt sie der Bundesanstalt fiir Arbeitsschutz und Arbeitsme-
dizin unverzuglich ihre Einwande nach Artikel 20 Absatz 6 der Richtlinie (EU) 2019/882. Die
Bundesanstalt flr Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin leitet diese Einwande unverziglich an
die Europaische Kommission und die Ubrigen Mitgliedstaaten weiter.
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(3) Werden weder von der Europaischen Kommission noch von einem der Mitgliedstaa-
ten der Europaischen Union innerhalb einer Frist von drei Monaten Einwande erhoben, so
gilt die MaRnahme als gerechtfertigt. Die Marktiberwachungsbehorde trifft in diesem Fall
geeignete MalRnahmen, um die Bereitstellung des Produkts auf dem Markt einzuschranken,
oder sie untersagt die Bereitstellung auf dem Markt oder sorgt daflir, dass das Produkt zu-
rickgenommen oder zurtickgerufen wird. Vor diesen MalRnahmen ist keine Anhérung ent-
sprechend § 28 des Verwaltungsverfahrensgesetzes durchzufihren. Die Marktliberwa-
chungsbehdrde macht die Mallnahmen in geeigneter Weise 6ffentlich bekannt.

(4) Absatz 3 gilt auch in den Fallen, in denen die Europaische Kommission nach Artikel
21 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/882 des Europaischen Parlaments und des Rates vom
17. April 2019 Uber die Barrierefreiheitsanforderungen flir Produkte und Dienstleistungen
festgestellt hat, dass die MaRnahme eines anderen Mitgliedstaates gerechtfertigt ist.

§ 27
Verfahrensrechte und -pflichten der Wirtschaftsakteure

(1) Die Wirtschaftsakteure haben die jeweils sie betreffenden MalRnahmen nach diesem
Abschnitt zu dulden. Sie sind verpflichtet, der Marktiberwachungsbehdrde auf Verlangen die
Auskinfte zu erteilen, die fir die Erflllung der Aufgaben der Marktliiberwachungsbe-
hoérden nach diesem Gesetz erforderlich sind. Sie kénnen die Auskunft auf Fragen
verweigern, wenn die Beantwortung sie selbst oder einen der in § 383 Absatz 1 Nummer 1
bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehdrigen der Gefahr strafrechtlicher Verfol-
gung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz Uber Ordnungswidrigkeiten aussetzen wirde.
Sie sind Uber ihr Recht zur Auskunftsverweigerung zu belehren.

(2) Fur die Verfahrensrechte der betroffenen Wirtschaftsakteure gilt Artikel 18 der VO
(EU) 2019/1020 entsprechend.

§ 28
Zustandigkeit und Verfahren der Zollbehorden

(1) Die Zollbehdrden sind die flr Kontrollen von Produkten, die auf den Markt gelangen,
zustandigen Behorden im Sinne des Artikels 25 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2019/1020.
Die Artikel 25 Absatz 2, Absatz 3 und Absatz 4, Artikel 26 Absatz 1 und Absatz 2, Artikel 27
und Artikel 28 Absatz 2 und Absatz 3 der Verordnung (EU) 2019/1020 finden Anwendung.

(2) Die Zollbehérden melden Aussetzungen gemal Artikel 26 Absatz 2 der Verordnung
(EU) 2019/1020 derjenigen Marktuberwachungsbehorde, in deren Zustandigkeitsbereich die
Zollbehorde gelegen ist.
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Abschnitt 7

Marktiberwachung von Dienstleistungen

§ 29
Marktiiberwachung von Dienstleistungen

(1) Hat die Marktuberwachungsbehdrde Grund zur Annahme, dass das Angebot oder
die Erbringung einer Dienstleistung die Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2
zu erlassenden Rechtsverordnung nicht erfllt, nimmt sie eine Untersuchung der betreffen-
den Dienstleistung vor.

(2) Die Marktiiberwachungsbehdrde Uberprift eine Dienstleistung auch ohne konkreten
Anlass im Rahmen von angemessenen Stichproben. auf geeignete Art und Weise und in
angemessenem Umfang, ob und inwiefern die Dienstleistung den Barrierefreiheitsanforde-
rungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung an die Barrierefreiheit ge-
nugt. Bei auf Webseiten oder mobilen Anwendungen zieht sie die Vorgaben der Anlage 1
Nummer 1 heran und wahlt die Stichproben der zu prifenden Dienstleistungen gemaf den
Vorgaben der
Anlage 1 Nummer 2 aus.

(3) Die Marktiberwachungsbehérde Uberprift fir den Fall, dass sich der Dienstleis-
tungserbringer auf § 16 oder § 17 berufen hat,

1. ob die nach der jeweiligen Vorschrift erforderliche Beurteilung vom Dienstleistungser-
bringer durchgeflihrt worden ist,

2. die Beurteilung einschlief3lich der ordnungsgemafen Anwendung der in Anlage 4 ge-
nannten Kriterien und

3. ob die Ubrigen Barrierefreiheitsanforderungen eingehalten werden.

(4) Auf Antrag stellt die Marktiiberwachungsbehérde einem Verbraucher die ihr vorlie-
genden Informationen Uber die Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen der nach
§ 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung eines bestimmten Wirtschaftsakteurs und
die von diesem durchgefihrte Beurteilung nach §16 Absatz1Satz2 und
§ 17 Absatz 1 Satz 2 in einer fir diesen Verbraucher wahrnehmbaren Form zur Verfligung.
Falls erforderlich, soll die Marktliiberwachungsbehérde die ihr vorliegenden Informationen in
einfacher und verstandlicher Weise erlautern. Ist eine Erlauterung nach Satz 2 fir den Ver-
braucher nicht ausreichend, soll die Marktiberwachungsbehérde die Informationen in Leich-
ter Sprache erlautern. Die Verpflichtung nach Satz 1 gilt nicht, wenn die Informationen ge-
maf Artikel 17 der Verordnung (EG) Nr. 2019/1020 des Europaischen Parlaments und des
Rates vom 20. Juni 2019 uber Marktiberwachung und die Konformitat von Produkten sowie
zur Anderung der Richtlinie 2004/42/EG und der Verordnungen (EG) Nr. 765/2008 und (EU)
Nr. 305/2011 (ABI. L 169 vom 25.6.2019, S. 1) aus Grunden der Vertraulichkeit nicht erteilt
werden koénnen.

(5) Menschen mit Hérbehinderungen und Menschen mit Sprachbehinderungen haben
das Recht, im Verfahren nach Absatz 4 in Deutscher Gebardensprache, mit lautsprachbe-
gleitenden Gebarden oder Uber andere geeignete Kommunikationshilfen mit der Marktiber-
wachungsbehérde zu kommunizieren. Die Kosten fur Kommunikationshilfen sind von der
Marktiberwachungsbehoérde zu tragen. § 5 der Kommunikationshilfenverordnung in der je-
weils geltenden Fassung gilt entsprechend.
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(6) §§ 10 und 11 des Behindertengleichstellungsgesetzes gelten in ihrer jeweils gelten-
den Fassung fur das Verfahren nach Absatz 4 entsprechend.

§ 30

Vorgehensweise bei Dienstleistungen, die die Barrierefreiheitsanforderungen nicht
erfiillen

(1) Gelangt die Marktiberwachungsbehoérde zu dem Ergebnis, dass die Dienstleistung
die Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung
nicht erfillt, fordert sie den betroffenen Wirtschaftsakteur unverziglich auf, innerhalb einer
von ihr festgesetzten angemessenen Frist geeignete Korrekturmaflinahmen zu treffen, um
die Ubereinstimmung der Dienstleistung mit diesen Anforderungen herzustellen.
§ 20 Absatz 2 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

(2) Ergreift der Dienstleistungserbringer innerhalb der nach Absatz 1 gesetzten Frist
keine geeigneten Korrekturmaflnahmen, fordert die Marktiiberwachungsbehérde den Dienst-
leistungserbringer unter Androhung der Untersagung des Angebots oder der Erbringung der
Dienstleistung erneut auf, innerhalb einer von ihr gesetzten angemessenen Frist geeignete
KorrekturmaBnahmen zu ergreifen, um die Ubereinstimmung der Dienstleistung mit den Bar-
rierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung herzu-
stellen. § 20 Absatz 2 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.

(3) Ergreift der Dienstleistungserbringer innerhalb der nach Absatz 2 gesetzten Frist
keine geeigneten KorrekturmalRnahmen, ordnet die Marktiberwachungsbehdrde innerhalb
einer von ihr gesetzten Frist an, das Angebot oder die Erbringung der Dienstleistung einzu-
stellen. Weist der Dienstleistungserbringer der Marktliiberwachungsbehérde nach, dass die
Konformitat der Dienstleistung mit den Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2
zu erlassenden Rechtsverordnung hergestellt ist, hebt die Marktiiberwachungsbehoérde die
Anordnung auf.

§ 31
MaRnahmen bei formaler Nichtkonformitat von Dienstleistungen

(1) Stellt die Marktiberwachungsbehoérde eine formale Nichtkonformitat fest, so fordert
sie den Wirtschaftsakteur auf, die Nichtkonformitat innerhalb einer angemessenen Frist zu
korrigieren.

(2) Formale Nichtkonformitat liegt vor, wenn die notwendigen Informationen nach
Anlage 3 nicht oder nicht vollstandig erstellt wurden oder die Informationen fur die Allgemein-
heit nicht oder nicht vollstandig in schriftlicher oder akustischer Form zuganglich gemacht
wurden.

(3) Ergreift der Dienstleistungserbringer innerhalb der nach Absatz 1 gesetzten Frist
keine geeigneten Korrekturmalinahmen, fordert die Marktiiberwachungsbehoérde den Dienst-
leistungserbringer unter Androhung der Untersagung des Angebots oder der Erbringung der
Dienstleistung erneut auf, innerhalb einer von ihr gesetzten angemessenen Frist geeignete
KorrekturmaBnahmen zu ergreifen, um die Ubereinstimmung der Dienstleistung mit den Bar-
rierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung herzu-
stellen. § 20 Absatz 2 Satz 2 bis 4 qilt entsprechend.

(4) Ergreift der Dienstleistungserbringer innerhalb der nach Absatz 3 gesetzten Frist
keine geeigneten KorrekturmalRnahmen, ordnet die Marktiberwachungsbehdérde innerhalb
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einer von ihr gesetzten angemessenen Frist an, das Angebot oder die Erbringung der Dienst-
leistung einzustellen. Weist der Dienstleistungserbringer nach, dass die Konformitat der
Dienstleistung mit den Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden
Rechtsverordnung hergestellt ist, so hebt die MarktUberwachungsbehorde die Anordnung
auf.

§ 32
Veroffentlichung von Informationen

Die Marktiiberwachungsbehérde hat die Offentlichkeit in geeigneter Weise, zum Bei-
spiel auf ihrer Webseite, lber ihre Existenz, ihre Zustandigkeiten, die Moglichkeiten der
Kontaktaufnahme, ihre Arbeit und ihre Entscheidungen barrierefrei zu informieren. Auf An-
trag stellt sie die Informationen nach Satz 1 in einer fur den Antragstellenden wahrnehmba-
ren Form zur Verfligung. Falls erforderlich, erlautert die Marktiiberwachungsbehérde dem
Antragstellenden die Informationen in einfacher und verstandlicher Weise. Ist eine Erlaute-
rung nach Satz 3 fur den Antragstellenden nicht ausreichend, soll die Marktliberwachungs-
behdrde die Informationen in Leichter Sprache erlautern.

§33
Verfahrensrechte und -pflichten der Wirtschaftsakteure

Fur die Verfahrenspflichten der Wirtschaftsakteure bei sie betreffenden MalRnahmen
nach diesem Abschnitt gilt § 27 Absatz 1 entsprechend. Fir die Verfahrensrechte der
betroffenen Wirtschaftsakteure gilt § 27 Absatz 2 entsprechend.

Abschnitt 8

Verwaltungsverfahren, Rechtsschutz

§ 34
Verwaltungsverfahren

(1) Ein Verbraucher kann gegentiber der Marktiiberwachungsbehérde die Einleitung ei-
nes Verfahrens zur Durchfihrung von MaRnahmen nach Abschnitt 6 oder Abschnitt 7 dieses
Gesetzes gegen einen Wirtschaftsakteur beantragen, wenn der Wirtschaftsakteur gegen
eine Bestimmung dieses Gesetzes oder der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsver-
ordnung verstéRt und der Verbraucher dadurch in seinen Rechten verletzt ist. Aus dem An-
trag des Verbrauchers muss erkennbar sein, gegen welche Bestimmung der Wirtschaftsak-
teur verstoRt. Der Verbraucher hat das Recht, einen nach § 15 Absatz 3 Behindertengleich-
stellungsgesetz anerkannten Verband oder eine qualifizierte Einrichtung im Sinne des § 3
Absatz 1 Nummer 1 des Unterlassungsklagegesetzes zu beauftragen, in seinem Namen o-
der an seiner Stelle die Einleitung eines Verfahrens zur Durchfiihrung von Mal3nahmen nach
Satz 1 zu beantragen.

(2)Ein nach § 15 Absatz 3 Behindertengleichstellungsgesetz anerkannter Verband o-
der eine qualifizierte Einrichtung im Sinne des § 3 Absatz 1 Nummer 1 des Unterlassungs-
klagegesetzes kann, ohne in eigenen Rechten verletzt zu sein, die Einleitung eines Verfah-
rens nach Absatz 1 beantragen, wenn eine Bestimmung dieses Gesetzes oder der nach
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§ 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung verletzt ist und die Verletzung den jeweili-
gen satzungsgemalien Aufgabenbereich des Verbands oder der qualifizierten Einrichtung
berUhrt. Der Verband oder die qualifizierte Einrichtung hat dies im Antrag darzulegen.

(3) Die Marktuberwachungsbehorde entscheidet tber einen Antrag nach Absatz 1 oder
Absatz 2 durch Bescheid.

(4) Menschen mit Horbehinderungen und Menschen mit Sprachbehinderungen haben
das Recht, im Verwaltungsverfahren nach Absatz 1 in Deutscher Gebardensprache, mit laut-
sprachbegleitenden Gebarden oder Uber andere geeignete Kommunikationshilfen zu kommu-
nizieren. Die Kosten fir Kommunikationshilfen sind von der Marktaufsichtsbehérde zu tragen.
§ 5 der Kommunikationshilfenverordnung in der jeweils geltenden Fassung gilt entsprechend.

(5) §§ 10 und 11 des Behindertengleichstellungsgesetzes gelten in ihrer jeweils gelten-
den Fassung fur das Verwaltungsverfahren entsprechend.

§ 35
Rechtsbehelfe

(1) Der Verbraucher hat das Recht, einen nach § 15 Absatz 3 Behindertengleichstel-
lungsgesetz anerkannten Verband oder eine qualifizierte Einrichtung im Sinne des § 3 Absatz
1 Nummer 1 des Unterlassungsklagegesetzes zu beauftragen, in seinem Namen oder an
seiner Stelle Rechtsbehelfe nach Malkgabe der Verwaltungsgerichtsordnung gegen eine ge-
gen ihn gerichtete Entscheidung nach § 28 Absatz 1 oder deren Unterlassen einzulegen.

(2) Ein nach § 15 Absatz 3 Behindertengleichstellungsgesetz anerkannter Verband o-
der eine qualifizierte Einrichtung im Sinne des § 3 Absatz 1 Nummer 1 des Unterlassungs-
klagegesetzes kann, ohne in eigenen Rechten verletzt zu sein, Rechtsbehelfe nach Mal}-
gabe der Verwaltungsgerichtsordnung gegen eine gegen ihn gerichtete Entscheidung nach
§ 34 Absatz 1 oder deren Unterlassen einlegen, wenn eine Bestimmung dieses Gesetzes
oder der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung verletzt ist und die Verletzung
den jeweiligen satzungsgemafen Aufgabenbereich des Verbands oder der qualifizierten Ein-
richtung beruhrt.

Abschnitt 9

Berichterstattung, BuBRgeldvorschriften und Uber-
gangsbestimmungen

§ 36
Berichterstattung an die Europaische Kommission

Zur Vorbereitung der Berichterstattung an die Europaische Kommission teilen die Lan-
der auf Anforderung des Bundesministerium flr Arbeit und Soziales oder einer von diesem
Ministerium benannten und in dessen Geschéftsbereich liegender Behdrde den Vorgaben
entsprechend innerhalb der gesetzten Frist, diesem oder der vorgenannten Behdrde alle
notwendigen Informationen nach Artikel 33 Absatz 3 in Verbindung mit Artikel 33 Absatz 2
der Richtlinie (EU) 2019/882 mit, insbesondere Angaben zu Fortschritten bei der Barriere-
freiheit von Produkten und Dienstleistungen sowie zu Auswirkungen dieses Gesetzes auf
Wirtschaftsakteure und auf Menschen mit Behinderungen. Die Lander stellen diese Infor-
mationen auf elektronischem Wege zur Verfliigung.
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§ 37

BuRgeldvorschriften

(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsatzlich oder fahrlassig

entgegen § 6 Absatz 1 Nummer 1 ein Produkt in den Verkehr bringt,
entgegen § 6 Absatz 1 Nummer 2 ein Produkt in den Verkehr bringt,

entgegen §6 Absatz4 Satz3, § 10 Absatz4 Satz2, § 11 Absatz4 Satz3 oder
§ 14 Absatz 4 Satz 2 eine Unterrichtung nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht
rechtzeitig vornimmt,

entgegen § 7 Absatz 1 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, nicht sicherstellt, dass
sein Produkt die dort genannten Angaben zur Identifikation enthalt,

entgegen § 7 Absatz 2 Satz 1, auch in Verbindung mit Satz 2, eine Angabe nicht, nicht
richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig macht,

entgegen § 7 Absatz 3 Satz 1, auch in Verbindung mit den Satzen 2 und 3, nicht si-
cherstellt, dass seinem Produkt eine dort genannte Unterlage beigefligt ist,

entgegen § 7 Absatz 4 Satz 1, § 11 Absatz 5 Satz 1 oder § 14 Absatz 5 Satz 1 eine
dort genannte Information nicht, nicht richtig, nicht vollstandig oder nicht rechtzeitig gibt
oder eine dort genannte Unterlage nicht, nicht richtig, nicht vollstdndig oder nicht recht-
zeitig aushandigt,

entgegen § 9 Absatz 1 in Verbindung mit den Anforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu
erlassenden Rechtsverordnung ein Produkt in den Verkehr bringt,

entgegen § 10 Absatz 1 die Kontaktangaben nicht, nicht richtig, nicht vollstandig, nicht
rechtzeitig oder nicht in der der vorgeschriebenen Weise macht,

entgegen § 10 Absatz 2 nicht sicherstellt, dass dem Produkt eine Gebrauchsanleitung
oder Sicherheitsinformationen in der vorgeschriebenen Weise beifligt sind,

entgegen § 10 Absatz 4 Satz 1 und 2 die Informationen oder Unterlagen nicht, nicht
richtig, nicht vollstandig, nicht rechtzeitig oder nicht in der der vorgeschriebenen Weise
aushandigt,

entgegen § 11 Absatz 1 Nummer 1 oder Absatz 2 Satz 1 ein Produkt auf dem Markt
bereitstellt,

entgegen § 11 Absatz 2 Satz 2 den Hersteller, den Einflhrer oder die Marktiberwa-
chungsbehdrden nicht, nicht richtig oder nicht vollstandig informiert,

entgegen § 13 Absatz 1 eine Auskunft nicht, nicht richtig, nicht vollstadndig oder nicht
rechtzeitig erteilt,

entgegen § 13 Absatz 3 die Angaben nicht lange genug aufbewahrt,
entgegen § 14 Absatz 1 Nummer 1 eine Dienstleistung anbietet oder erbringt,

entgegen § 14 Absatz 1 Nummer 2 in Verbindung mit Anlage 3 Nummer 1 nicht sicher-
stellt, dass er die dort genannten Informationen erstellt hat,
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18. entgegen § 19 Absatz 3 in Verbindung mit Artikel 30 Absatz 5 Satz 1 der Verordnung
(EG) Nr. 765/2008 des Europaischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 Uber
die Vorschriften der Akkreditierung und Marktuiberwachung im Zusammenhang mit der
Vermarktung von Produkten und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 339/93 des
Rates (ABI. L 218 vom 13.08.2008, s. 30) eine Kennzeichnung, ein Zeichen oder eine
Aufschrift auf einem Produkt anbringt,

19. einer vollziehbaren Anordnung nach § 22 Absatz 4 Satz 1, § 23 Absatz 3 Satz 1 oder
§ 30 Absatz 3 Satz 1 zuwiderhandelt,

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fallen des
Absatzes 1 Nummer 1, 8, 12, 16 und 19 mit einer GeldbulRe bis zu hunderttausend Euro, in
den Ubrigen Fallen mit einer Geldbuf3e bis zu zehntausend Euro geahndet werden.

§ 38
Ubergangsbestimmungen

(1) Unbeschadet von Absatz 2 kénnen Dienstleistungserbringer bis zum 27. Juni 2030
ihre Dienstleistungen weiterhin unter Einsatz von Produkten erbringen, die von ihnen bereits
vor dem 28. Juni 2025 zur Erbringung dieser oder ahnlicher Dienstleistungen rechtmafig
eingesetzt wurden. Vor dem 28. Juni 2025 geschlossene Vertrage Uber Dienstleistungen
durfen bis zu ihrem Ablauf, allerdings nicht langer als funf Jahre ab diesem Datum unveran-
dert fortbestehen.

(2) Selbstbedienungsterminals, die von den Dienstleistungserbringern vor dem 28. Juni
2025 zur Erbringung von Dienstleistungen unter Einhaltung der geltenden gesetzlichen Re-
gelungen eingesetzt werden, dirfen bis zum Ende ihrer wirtschaftlichen Nutzungsdauer, aber
nicht langer als zehn Jahre nach ihrer Ingebrauchnahme, weiter zur Erbringung vergleichba-
rer Dienstleistungen eingesetzt werden.
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Anlage 1

(zu § 29) Uberwachung von Dienstleistungen

1. Uberwachungsmethode

Die folgende Uberwachungsmethode fligt den durch die nach § 3 Absatz 2 zu erlas-
senden Rechtsverordnung festgelegten Anforderungen weder neue Anforderungen
hinzu noch ersetzt sie diese oder geht ihnen vor. Die Methode ist unabhangig von be-
stimmten Prifungen, Bewertungsinstrumenten fir die Barrierefreiheit, Betriebssyste-
men, Web-Browsern oder spezifischen unterstlitzenden Technologien. Damit ist die
Uberwachungsmethode technologieneutral anzuwenden und dient der Uberpriifung
der Wahrnehmbarkeit, Bedienbarkeit, Verstandlichkeit und Robustheit der zu prifen-
den Dienstleistungen.

a)

b)

Es werden in der Stichprobe alle Verfahrensschritte mindestens in der Standard-
reihenfolge eines Ublichen Nutzers fur die Erbringung der Dienstleistung Uberpruft.
Medienbriiche durch nicht digitale Schritte sind zu vermeiden.

Es werden mindestens die Interaktion mit Formularen sowie Steuerelementen und
Dialogfeldern der Benutzeroberflache, die Bestatigungen fir die Dateneingabe, die
Fehlermeldungen und sonstigen Rickmeldungen, die sich aus der Interaktion mit
dem Nutzer ergeben, sowie das Verhalten der Webseite oder mobilen Anwendung
beim Einsatz unterschiedlicher Software oder Hilfstechnologien bei unterschiedli-
chen Einstellungen oder Voreinstellungen bewertet. Gleichfalls werden Elemente
wie Dokumente oder notwendige externe Interaktionsschritte, die sich auf Objekte
aulerhalb der Benutzeroberflache beziehen Uberprift, wenn diese fiir einen er-
folgreichen Abschluss der Interaktion notwendig sind

Es kénnen gegebenenfalls Prifungen der Benutzerfreundlichkeit umfasst sein,
zum Beispiel die Beobachtung und Analyse, wie Nutzer mit Behinderungen oder
mit funktionellen Einschrénkungen die Inhalte der Webseite oder mobilen Anwen-
dung beim Einsatz unterschiedlicher Software oder Hilfstechnologien wahrneh-
men, verstehen und wie schwierig die Bedienung bestimmter Elemente der Benut-
zeroberflache wie Navigationsmenis oder Formulare fur sie ist.

2. Stichproben

d)

e)

Fur die Zwecke dieser Anlage bedeutet ,Seite” eine Webseite oder einen Bild-
schirm in einer mobilen Anwendung.

Es werden die folgenden Seiten und Dokumente, falls vorhanden, gepruft:

aa) Startseite (Home), Anmeldung (Login), Site-Ubersicht (Sitemap), Kontakt, Hil-
feseiten und Hilfefunktionen und Seiten mit rechtlichen Informationen;

bb) zumindest eine relevante Seite fir jede Art von Dienst, der von der Webseite
oder mobilen Anwendung bereitgestellt wird und der nicht durch aa) abge-
deckt ist, und fir jeden anderen Hauptzweck, einschlielich der Suchfunktion,
der nicht durch aa) abgedeckt ist;

cc) die Seiten mit der Information oder den Angaben zur Barrierefreiheit nach §
14 Absatz 1 Nummer 2 in Verbindung mit Anlage 3;

dd) beispielhaft ausgewahlte Seiten mit einem deutlich anderen Erscheinungsbild
oder anderen Arten von Inhalten;



f)
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ee) zumindest ein relevantes abrufbares Dokument, falls vorhanden, fir jede Art
von Dienst, der von der Webseite oder mobilen Anwendung bereitgestellt wird,
und flr jeden anderen Hauptzweck;

ff) andere von der Marktliberwachungsbehorde als relevant betrachtete Seiten;

gg) nach dem Zufallsprinzip weitere ausgewahlte Seiten und Dokumente, falls vor-
handen, im Umfang von mindestens 10 % der unter Buchstaben aa) bis ff)
festgelegten Stichprobe.

Beinhaltet eine der Seiten in der gemal Buchstabe b) ausgewahlten Stichprobe
einen Schritt in einem Verfahren, so werden alle Verfahrensschritte gemal Num-
mer 1 a) gepruft.
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Anlage 2

(zu § 6, § 9, § 18 und § 19) Konformitatsbewertungsverfahren fir Pro-
dukte

Interne Fertigungskontrolle

Bei der internen Fertigungskontrolle handelt es sich um das Konformitatsbewertungs-
verfahren, mit dem der Hersteller die in den Nummern 2, 3 und 4 dieser Anlage ge-
nannten Verpflichtungen erflllt sowie gewahrleistet und auf eigene Verantwortung er-
klart, dass die betreffenden Produkte den einschlagigen Anforderungen dieses Geset-
zes genugen.

Technische Dokumentation

Der Hersteller erstellt die technische Dokumentation. Anhand der technischen Doku-
mentation muss es méglich sein, die Ubereinstimmung des Produkts mit den Barriere-
freiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung zu
bewerten und, wenn sich der Hersteller auf § 16 oder § 17 gestitzt hat, nachzuweisen,
dass die Einhaltung dieser Barrierefreiheitsanforderungen eine grundlegende Veran-
derung oder eine unverhaltnismaiige Belastung bedeuten wirden. In der technischen
Dokumentation sind nur die geltenden Anforderungen aufzufihren und die Gestaltung,
die Herstellung und der Betrieb des Produkts zu erfassen, soweit sie fir die Bewertung
von Belang sind.

Die technische Dokumentation enthalt gegebenenfalls zumindest folgende Elemente:
a) eine allgemeine Beschreibung des Produkts;

b) eine Aufstellung, welche harmonisierten Normen und technischen Spezifikationen,
deren Fundstellen im Amtsblatt der Europaischen Union verdéffentlicht wurden, voll-
standig oder in Teilen angewandt worden sind, und eine Beschreibung, mit wel-
chen Lésungen den Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu er-
lassenden Rechtsverordnung in den Punkten entsprochen wurde, in denen diese
harmonisierten Normen oder technischen Spezifikationen nicht angewandt wur-
den; im Fall von teilweise angewendeten harmonisierten Normen oder technischen
Spezifikationen werden die Teile, die angewandt wurden, in der technischen Do-
kumentation angegeben.

Herstellung

Der Hersteller trifft alle erforderlichen MaRnahmen, damit der Fertigungsprozess und
seine Uberwachung die Ubereinstimmung der Produkte mit der in Nummer 2 dieser
Anlage genannten technischen Dokumentation und mit den Barrierefreiheitsanforde-
rungen dieses Gesetzes gewahrleisten.

CE-Kennzeichnung und EU-Konformitatserklarung

a) Der Hersteller bringt an jedem einzelnen Produkt, das den geltenden Anforderun-
gen dieses Gesetzes genugt, die in diesem Gesetz genannte CE-Kennzeichnung
an.

b) Der Hersteller stellt fir ein Produktmuster eine schriftliche EU-Konformitatserkla-
rung aus. Aus der EU-Konformitatserklarung muss hervorgehen, fur welches Pro-
dukt sie ausgestellt wurde.
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Ein Exemplar der EU-Konformitatserklarung wird den zustandigen Behdrden auf Ver-
langen zur Verfligung gestellt.

Bevollméachtigter

Die in Nummer 4 genannten Verpflichtungen des Herstellers kbnnen von seinem Be-
vollmachtigten in seinem Auftrag und unter seiner Verantwortung erfullt werden, falls
sie im Auftrag festgelegt sind.
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Anlage 3

(zu § 14 und § 29) Informationen liber Dienstleistungen, die den Barrie-
refreiheitsanforderungen entsprechen

1. Der Dienstleistungserbringer gibt zu seiner Dienstleistung im Sinne des § 1 Absatz 3
in seinen Allgemeinen Geschaftsbedingungen oder auf andere deutlich wahrnehmbare
Weise an, wie sie die Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlas-
senden Rechtsverordnung erflllt. Die entsprechenden Informationen umfassen eine
Beschreibung der geltenden Anforderungen und decken, soweit fir die Bewertung von
Belang, die Gestaltung und die Durchfiihrung der Dienstleistung ab. Neben den Anfor-
derungen an die Verbraucherinformation nach Artikel 246 EGBGB enthalten die Infor-
mationen, soweit anwendbar, jedenfalls folgende Elemente:

a) eine allgemeine Beschreibung der Dienstleistung in einem barrierefreien Format;

b) Beschreibungen und Erlauterungen, die zum Verstandnis der Durchfiihrung der
Dienstleistung erforderlich sind;

c) eine Beschreibung, wie die Dienstleistung die einschlagigen in der nach
§ 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung aufgefihrten Barrierefreiheitsan-
forderungen erfullt.

d) die Angabe der zustéandigen Marktiberwachungsbehorde.

2. Um den Anforderungen gemal® Nummer 1 dieser Anlage zu entsprechen, kann der
Dienstleistungserbringer die harmonisierten Normen und technische Spezifikationen,
deren Fundstellen im Amtsblatt der Europaischen Union verdffentlicht wurden, vollstan-
dig oder in Teilen anwenden.
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Anlage 4

(zu § 17, § 21 und § 29) Kriterien zur Beurteilung der unverhaltnismaRi-

gen Belastung

Kriterien zur Vornahme und Dokumentation der Beurteilung:

1.

Verhaltnis der mit der Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen verbundenen Net-
tokosten zu den Gesamtkosten (Betriebs- und Investitionsausgaben) der Herstellung,
des Vertriebs oder der Einfuhr des Produkts bzw. der Erbringung der Dienstleistung fur
die Wirtschaftsakteure.

Kriterien zur Beurteilung der mit der Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen ver-
bundenen Nettokosten:

a) Kriterien in Bezug auf einmalige Organisationskosten, die in die Beurteilung einzu-
beziehen sind:

aa) Kosten flr zusatzliches Personal mit Fachkenntnissen im Bereich Barrierefrei-
heit;

bb) Kosten im Zusammenhang mit der Ausbildung von Personal und dem Erwerb
von Kompetenzen im Bereich Barrierefreiheit;

cc) Kosten fir die Entwicklung eines neuen Prozesses zur Einbeziehung der Bar-
rierefreiheit in die Produktentwicklung bzw. die Erbringung von Dienstleistun-
gen;

dd) Kosten im Zusammenhang mit der Entwicklung von Leitfaden zur Barrierefrei-
heit;

ee) einmalige Kosten, um sich mit der Rechtslage zur Barrierefreiheit vertraut zu
machen;

b) Kriterien in Bezug auf laufende Kosten fur Produktion und Entwicklung, die in die
Beurteilung einzubeziehen sind:

aa) Kosten im Zusammenhang mit der Planung und Auslegung von Barrierefrei-
heitsfunktionen des Produkts bzw. der Dienstleistung;

bb) im Rahmen der Produktionsprozesse entstehende Kosten;

cc) Kosten im Zusammenhang mit der Priifung des Produkts oder der Dienstleis-
tung unter dem Aspekt der Barrierefreiheit;

dd) Kosten im Zusammenhang mit der Erstellung der Dokumentation.

Die geschatzten Kosten und Vorteile fur die Wirtschaftsakteure, einschlie3lich Produk-
tionsprozessen und Investitionen, im Verhaltnis zu dem geschatzten Nutzen fir Men-
schen mit Behinderungen, wobei die Anzahl der Nutzungen und die Nutzungshaufigkeit
des betreffenden Produkts bzw. der betreffenden Dienstleistung zu berlcksichtigen
sind.

Verhaltnis der mit der Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen verbundenen Net-
tokosten zum Nettoumsatz des Wirtschaftsakteurs.
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Kriterien zur Beurteilung der mit der Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen ver-
bundenen Nettokosten:

a) Kriterien in Bezug auf einmalige Organisationskosten, die in die Beurteilung einzu-
beziehen sind:

aa) Kosten flr zusatzliches Personal mit Fachkenntnissen im Bereich Barrierefrei-
heit;

bb) Kosten im Zusammenhang mit der Ausbildung von Personal und dem Erwerb
von Kompetenzen im Bereich Barrierefreiheit;

cc) Kosten fir die Entwicklung eines neuen Prozesses zur Einbeziehung der Bar-
rierefreiheit in die Produktentwicklung bzw. die Erbringung von Dienstleistun-
gen;

dd) Kosten im Zusammenhang mit der Entwicklung von Leitfaden zur Barrierefrei-
heit;

ee) einmalige Kosten, um sich mit der Rechtslage zur Barrierefreiheit vertraut zu
machen;

b) Kriterien in Bezug auf laufende Kosten fur Produktion und Entwicklung, die in die
Beurteilung einzubeziehen sind:

aa) Kosten im Zusammenhang mit der Planung und Auslegung von Barrierefrei-
heitsfunktionen des Produkts bzw. der Dienstleistung;

bb) im Rahmen der Produktionsprozesse entstehende Kosten;

cc) Kosten im Zusammenhang mit der Priifung des Produkts oder der Dienstleis-
tung unter dem Aspekt der Barrierefreiheit;

dd) Kosten im Zusammenhang mit der Erstellung der Dokumentation.

Artikel 2

Anderung des Jugendarbeitsschutzgesetzes

Das Jugendarbeitsschutzgesetz vom 12. April 1976 (BGBI. | S. 965), das zuletzt durch

Artikel 7 des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBI. | S. 3334) gedndert worden ist, wird
wie folgt geandert:

1.

§ 55 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(1) Bei der von der Landesregierung bestimmten obersten Landesbehdrde kann
ein Landesausschuss fur Jugendarbeitsschutz gebildet werden.*

§ 56 Absatz 1 wird wie folgt gefasst:

»(2) Bei der Aufsichtsbehorde kann ein Ausschuss fur Jugendarbeitsschutz gebil-
det werden. In Stadten, in denen mehrere Aufsichtsbehodrden ihren Sitz haben, kann
ein gemeinsamer Ausschuss flir Jugendarbeitsschutz gebildet werden. In Landern, in
denen nicht mehr als zwei Aufsichtsbehdrden eingerichtet sind, kann der Landesaus-
schuss fir Jugendarbeitsschutz die Aufgaben dieses Ausschusses Gbernehmen.*
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Artikel 3

Inkrafttreten

Artikel 1 tritt am 28. Juni 2025 in Kraft; Artikel 2 tritt am Tag nach der Verkiindung in
Kraft.
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Begriindung

A. Aligemeiner Teil

. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen

Das Barrierefreiheitsgesetz (BFG) dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 des
Europaischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 Uber die Barrierefreiheitsan-
forderungen fiur Produkte und Dienstleistungen (im Folgenden: Richtlinie (EU) 2019/882).
Die Umsetzung hat gemal Artikel 31 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/882 bis zum 28.
Juni 2022 zu erfolgen, die Anwendung der umgesetzten Regelungen gemaf Artikel 31 Abs.
2 der Richtlinie (EU) 2019/882 ab dem 28. Juni 2025.

Zweck der Richtlinie (EU) 2019/882 ist es, durch Angleichung der Rechts- und Verwaltungs-
vorschriften der Mitgliedstaaten Uber die Barrierefreiheitsanforderungen fir bestimmte Pro-
dukte und Dienstleistungen einen Beitrag zum reibungslosen Funktionieren des Binnen-
markts zu leisten, indem insbesondere durch unterschiedliche Barrierefreiheitsanforderun-
gen in den Mitgliedstaaten bedingte Hindernisse fur den freien Verkehr bestimmter barrie-
refreier Produkte und Dienstleistungen beseitigt werden bzw. die Errichtung derartiger Hin-
dernisse verhindert wird. Dadurch soll sich die Verfugbarkeit barrierefreier Produkte und
Dienstleistungen auf dem Binnenmarkt erhéhen und die Barrierefreiheit von einschlagigen
Informationen verbessern.

Der Bedarf an barrierefreien Produkten und Dienstleistungen ist grof3 und die Zahl der Men-
schen mit Behinderungen wird voraussichtlich noch deutlich steigen. Ein Umfeld mit besser
zuganglichen Produkten und Dienstleistungen ermdglicht eine inklusivere Gesellschaft und
erleichtert Menschen mit Behinderungen ein unabhangiges Leben.

Die bestehenden rechtlichen Regelungen reichen flr eine Umsetzung der Richtlinie (EU)
2019/882 nicht aus. Barrierefreiheitsregelungen finden sich bislang zwar schon in zahlrei-
chen Gesetzen und Verordnungen. Die Richtlinie (EU) 2019/882 geht jedoch insoweit dar-
Uber hinaus, dass sie umfassende Barrierefreiheitsanforderungen fir eine grofte Band-
breite an Produkten und Dienstleistungen festlegt und die Pflichten der verschiedenen Wirt-
schaftsakteure regelt. Im Gegensatz zur Richtlinie 2016/2102 des Europaischen Parla-
ments und des Rates vom 26. Oktober 2016 verpflichtet die Richtlinie (EU) 2019/882 zudem
auch private Anbieter von Webseiten und mobilen Anwendungen zur Beachtung der Barri-
erefreiheitsanforderungen. Daher ist eine ergdnzende Umsetzung der Bestimmungen der
Richtlinie erforderlich.

Die Anderung des Jugendarbeitsschutzgesetzes hat den Zweck, die Verwaltung zu entlas-
ten. Nach den Berichten der Lander besteht nur selten der Bedarf fir Jugendarbeitsschutz-
ausschusse auf Ebene der zustandigen Aufsichtsbehérden. Die Ausschisse auf Landes-
ebene tagen ebenfalls nur noch sporadisch. Daher ist es zur Entlastung der Verwaltung
ZielfUhrend, die Lander nicht mehr zur Einrichtung der Ausschisse zu verpflichten, sodass
sie die Ausschiisse in der Folge bedarfsorientiert einsetzen kénnen.

1. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs

Die Richtlinie (EU) 2019/882 hat das Ziel, Barrierefreiheitshindernisse bei bestimmten Pro-
dukten und Dienstleistungen abzubauen bzw. zu verhindern. Die Regelungen, die sie hierzu
vorsieht, lehnen sich in ihrer Systematik an europaische Vorschriften fur die Sicherheit von
Produkten an, wie sie etwa in der europaischen Produktsicherheitsrichtlinie 2001/95/EG
des Europaischen Parlaments und des Rates vom 3. Dezember 2001 oder auch in der
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Richtlinie 2009/48/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 18. Juni 2009
geregelt sind. So werden auch in der Richtlinie (EU) 2019/882 Pflichten fir die einzelnen
Wirtschaftsakteure festgelegt. Neu ist, dass die Richtlinie (EU) 2019/882 auch Pflichten fur
Dienstleistungserbringer enthalt. Die Regelungen fur die CE-Kennzeichnung und die EU-
Konformitatserklarung werden in der Richtlinie (EU) 2019/882 auch auf den Bereich der
Barrierefreiheit ausgeweitet. Sodann wird das Vorgehen der Marktiiberwachungsbehérden
bei Nichtkonformitat von Produkten und Dienstleistungen geregelt. Den Mitgliedstaaten
wird aufgegeben, eine spezialisierte Stelle zu benennen, die die Pflichten der Marktuber-
wachungsbehdrde wahrnimmt. Dabei Uberlasst die Richtlinie (EU) den einzelnen Mitglied-
staaten die Einzelheiten bezlglich der zu benennenden Behérde und dem Umfang ihrer
Befugnisse.

Die Richtlinie (EU) 2019/882 enthalt auch vergaberechtliche Bezlige. So bestimmt Artikel
24 der Richtlinie (EU) 2019/882, dass die Barrierefreiheitsanforderungen fur die in der
Richtlinie genannten Produkte und Dienstleistungen verpflichtende Zuganglichkeitserfor-
dernisse im Sinne von Artikel 42 Absatz 1 der Richtlinie 2014/24/EU und Artikel 60 Absatz
1 der Richtlinie 2014/25/EU darstellen. Eine Anderung der einschlagigen vergabrechtlichen
Vorschriften ist jedoch nicht erforderlich. Denn aus § 31 Absatz 5 Vergabeverordnung und
§ 28 Absatz 5 Sektorenverordnung ergibt sich bereits nach der aktuellen Rechtslage, dass
die Leistungsbeschreibung auf verpflichtende Zuganglichkeitserfordernisse, die in einem
EU-Rechtsakt festgelegt werden, zwingend Bezug nehmen muss.

Die Richtlinie (EU) 2019/882 wird in weiten Teilen durch ein neues Stammgesetz eins zu
eins umgesetzt. Dadurch wird ein in sich stimmiger Schutz vor Barrierefreiheitshindernissen
bei Produkten und Dienstleistungen verwirklicht. Der Aufbau des Gesetzes orientiert sich
weitestgehend an dem Aufbau der Richtlinie (EU) 2019/882.

Abschnitt 1 des BFG-E enthalt allgemeine Regeln zum Anwendungsbereich und Begriffs-
bestimmungen. Der Anwendungsbereich entspricht bis auf zwei Ausnahmen dem der Richt-
linie (EU) 2019/882. In den BFG-E wurden weder die Beantwortung von Notrufen (Artikel 2
Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2019/882) noch der Zugang zu audiovisuellen Diensten (Artikel
2 Absatz 2 Buchstabe b der Richtlinie (EU) 2019/882) aufgenommen. Denn die Regelung
der Barrierefreiheitsanforderungen an die Beantwortung von Notrufen erfolgt bereits im
Rahmen der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2018/1972 durch die Anderung des Telekom-
munikationsgesetzes. Regelungen zum Zugang zu audiovisuellen Diensten sollen durch
eine entsprechende Anderung des Medienstaatsvertrags geregelt werden.

Abschnitt 2 des BFG-E behandelt die Anforderungen an die Barrierefreiheit und die Ge-
wahrleistung des freien Warenverkehrs. Dabei enthalt § 3 Absatz 1 eine allgemeine Defini-
tion von Barrierefreiheit fur Produkte und Dienstleistungen. § 3 Absatz 2 enthalt eine Ver-
ordnungsermachtigung fur den Erlass einer Rechtsverordnung, die die konkreten Anforde-
rungen an die Barrierefreiheit fur Produkte und Dienstleistungen regelt. Diese konkreten
Anforderungen beziehen sich insbesondere auf die Gestaltung der Produkte einschlieRlich
der Benutzerschnittstelle, die Gestaltung des Angebots und der Ausfiihrung der Dienstleis-
tungen. Sie bezieht sich zudem auf die Art und Weise, wie Informationen, insbesondere zur
Nutzung der Produkte, zur Funktionsweise der Dienstleistung und Gber die Barrierefreiheits-
merkmale und -funktionen der Produkte und Dienstleistungen sowie die mogliche Nutzung
assistiver Technologien zuganglich gemacht werden.

In Abschnitt 3 des BFG-E werden die Pflichten der jeweiligen Wirtschaftsakteure (Herstel-
ler, EinfGhrer, Handler, Dienstleistungserbringer) festgelegt. Alle Wirtschaftsakteure sollen
gewahrleisten, dass sie nur solche Produkte auf dem Markt bereitstellen oder solche
Dienstleistungen durchfiihren, die der Richtlinie (EU) 2019/882 entsprechen. Der BFG-E
sorgt in seinem Abschnitten 3 und 4 somit fir eine klare und verhaltnismafige Aufteilung
der Pflichten, die der Rolle jedes Wirtschaftsakteurs im Liefer- und Vertriebsprozess ent-
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sprechen. Um insbesondere Kleinstunternehmen bei der Anwendung der Barrierefreiheits-
anforderungen zu helfen, sieht der BFG-E ein Beratungsangebot und die Erstellung von
Leitlinien vor.

Aus Grunden der VerhaltnismaRigkeit sollen Barrierefreiheitsanforderungen nur insoweit
angewandt werden, wie sie dem betreffenden Wirtschaftsakteur keine unverhaltnismagige
Belastung auferlegen und wie sie keine wesentliche Veranderung der Produkte bzw.
Dienstleistungen erfordern, die zu einer grundlegenden Veranderung in Anbetracht dieser
Richtlinie fihren wirde. Die Richtlinie orientiert sich damit an dem Grundsatz ,Vorfahrt fur
KMU*® und tragt dem Verwaltungsaufwand fur die KMU Rechnung. Regelungen hierzu fin-
den sich im BFG im Abschnitt 4.

Abschnitt 5 setzt die Bestimmungen der Richtlinie zu der EU-Konformitatserklarung fur Pro-
dukte und der CE-Kennzeichnung um.

In den Abschnitte 6 und 7 wird die Marktiberwachung von Produkten und Dienstleistungen
geregelt. Zustandig fur die Marktiberwachung sind die Lander. Dies entspricht der grund-
gesetzlichen Vorgabe aus Artikel 83 Grundgesetz. Wie beim Produktsicherheitsgesetz wird
im Rahmen des BFG die Bundesanstalt fur Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin als zentrale
Meldestelle eingesetzt, um die von der Richtlinie (EU) 2019/882 verpflichtend vorgeschrie-
benen Meldungen im Falle der Nichtkonformitat eines Produkts oder einer Dienstleistung
an die Europaische Kommission und andere EU-Staaten effektiv zu blndeln.

Artikel 19 der Richtlinie (EU) 2019/882 bestimmt, dass fur die Marktiberwachung der Pro-
dukte die Artikel 15 Absatz 3 und die Artikel 16 bis 19, Artikel 21, die Artikel 23 bis 28
sowiwe Artikel 29 Absatze 2 und 3 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 gelten. Diese Ver-
ordnung wurde inzwischen durch die Verordnung (EU) 2019/1020 abgeldst. Fir die Markt-
Uberwachung von Produkten gelten damit Artikel 2 Absatz 3, Artikel 10 Absatz 1, Absatz 2,
Absatz 5 und Absatz 6, Artikel 11 Absatz 2, Absatz 3, Absatz 5 und Absatz 7, Artikel 13,
Artikel 14 Absatz 1, Absatz 2 und Absatz 4 Buchstabe a, b, e und j, Artikel 16 Absatz 3
Buchstabe g und Absatz 5, Artikel 17, Artikel 18, Artikel 22, Artikel 25 Absatz 2, Absatz 3
und Absatz 4, Artikel 26 Absatz 1 und Absatz 2, Artikel 27, Artikel 28 Absatz 2 und Absatz
3, Artikel 31 Absatz 2 Buchstabe a, f, g und m, Artikel 33 Buchstabe i und k, Artikel 34
Absatz 1 und Absatz 3 Buchstabe a und Absatz 4 der Verordnung (EU) 2019/1020. Teile
hiervon werden im BFG-E direkt umgesetzt. Andere Teile werden bereits durch das neue
Marktiiberwachungsgesetz (MUG) geregelt, das im Juli 2021 in Kraft treten soll. Wenn das
BFG in Kraft tritt, wird daher beabsichtigt, dass moglichst zeitnah eine entsprechende Ge-
setzesanderung des MUG herbeigefiihrt werden soll, um den restlichen Anwendungsbe-
reich der Richtlinie (EU) 2019/882 mit zu erfassen.

In Abschnitt 8 wird das Verwaltungsverfahren behandelt. Zur Rechtsdurchsetzung sieht der
BFG-E die Moglichkeit einer Verbandsklage vor, um eine effektive Rechtsschutzgewahrung
fur Menschen mit Behinderungen zu gewahrleisten. Der betroffene Verbraucher kann zu-
dem im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens von der Marktiberwachungsbehoérde ver-
langen, MaRnahmen gegen Wirtschaftsakteure zu ergreifen, wenn deren Produkte oder
Dienstleistungen nicht den Barrierefreiheitsanforderungen entsprechen.

Die Richtlinie (EU) 2019/882 sieht in ihren Erwagungsgrunden die Moglichkeit der Durch-
fihrung eines Schlichtungsverfahrens vor. In Deutschland sind bereits zahlreiche, nach
Branchen sortierte Schlichtungsstellen eingerichtet, die der Verbraucher in Anspruch neh-
men kann, z.B. die Schlichtungsstelle Energie e.V., die Ombudsstelle fur Investmentfonds
oder die Verbraucherschlichtungsstelle Telekommunikation der Bundesnetzagentur. Eine
umfassende Auflistung dieser Schlichtungsstellen halt das Bundesamt fur Justiz auf seiner
Homepage bereit. Sollte es im Einzelfall keine branchenspezifische Schlichtungsstelle ge-
ben, so kann die Universalschlichtungsstelle des Bundes als Auffangstelle agieren. Vor die-
sem Hintergrund war es nicht erforderlich, durch den BFG-E eine weitere Schlichtungsstelle
zu errichten.
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In Abschnitt 9 werden die Berichtserstattung an die Europaische Kommission, BuRgeldvor-
schriften und Ubergangsbestimmungen behandelt.

Die Buligeldvorschriften sichern durch die Festlegung von Ordnungswidrigkeiten und deren
angemessene Sanktionierung eine effektive Rechtsdurchsetzung. Die Ubergangsregelun-
gen verschaffen den Dienstleistungserbringern ausreichend Zeit, um ihre Dienstleistungen
an die neuen gesetzlichen Regelungen anzupassen.

Mit Artikel 2 wird ein Punkt aus dem ,Gemeinsamen Programm von Bund und Landern fir
eine leistungsstarke, blrger- und unternehmensfreundliche Verwaltung“ umgesetzt, das die
Bundeskanzlerin und die Regierungschefinnen und Regierungschefs der Lander am 2. De-
zember 2020 ,vereinbart haben. Im Rahmen des Programms soll u.a. eine Anderung des
Jugendarbeitsschutzgesetzes vorgenommen werden, wonach die Vorgabe, dass sowohl
bei den obersten Landesbehérden fur Arbeitsschutz als auch bei den Arbeitsschutzbehor-
den Ausschusse fur Jugendarbeitsschutz zu bilden sind, in das Ermessen der Lander ge-
stellt werden soll. Damit wird das Ziel verfolgt, diese Ausschisse bedarfsweise einzurich-
ten.

Zwar kénnen die Lander gemal Art. 84 Absatz 1 Satz 2 GG im Rahmen ihrer Eigenverwal-
tung flr die Behdrdeneinrichtung und das Verwaltungsverfahren schon heute von der be-
stehenden pflichtigen Regelung Abweichungen treffen. Dazu missen sie jedoch ein Gesetz
erlassen. Die Lander sollen nunmehr die Ausschusse fur Jugendarbeitsschutz bei Bedarf
einrichten. Die Vorgaben zur Zusammensetzung und Organisation der Ausschisse bleiben
bestehen.

1. Alternativen

Die Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 in nationales Recht ist europarechtlich bindend
vorgegeben. Eine Alternative besteht insoweit nicht.

Iv. Gesetzgebungskompetenz

Die Gesetzgebungskompetenz des Bundes ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 11
(Recht der Wirtschaft) des Grundgesetzes und aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 (Straf-
recht). Artikel 74 Nummer 11 (Recht der Wirtschaft) wird in standiger Rechtsprechung weit
ausgelegt. Das Bundesverfassungsgericht ordnet dieser Kompetenz nicht nur alle das wirt-
schaftliche Leben und die wirtschaftliche Betatigung regelnden Normen zu, die sich in ir-
gendeiner Weise auf die Erzeugung, Herstellung und Verteilung von Gutern des wirtschaft-
lichen Bedarfs beziehen, sondern auch den Verbraucherschutz. Fir das Recht der Wirt-
schaft nach Artikel 74 Nummer 11 hat der Bund nach Artikel 72 Absatz 2 GG das Gesetz-
gebungsrecht, wenn und soweit die Herstellung gleichwertiger Lebensverhaltnisse im Bun-
desgebiet oder die Wahrung der Rechts- oder Wirtschaftseinheit im gesamtstaatlichen In-
teresse eine bundesgesetzliche Regelung erfordert.

Der vorliegende Gesetzesentwurf dient der ,Eins-zu-Eins“- Umsetzung der Richtlinie (EU)
2019/882. Durch diese Richtlinie sollen Rechts- und Verwaltungsvorschriften der Mitglied-
staaten Uber die Barrierefreiheitsanforderungen fir bestimmte Produkte und Dienstleistun-
gen angeglichen und so ein Beitrag zum reibungslosen Funktionieren des Binnenmarkts
geleistet werden. Der Erreichung dieses Ziels wirden eigene Regelungen der Lander nicht
forderlich sein. Denn hierdurch wirden sich unterschiedliche Vermarktungsbedingungen
von Produkten in den einzelnen Bundeslandern ergeben, was wiederum zu Wettbewerbs-
verzerrungen fuhren wirde. Auch der Zweck des Gesetzes, die volle, wirksame und gleich-
berechtigte Teilhabe von Menschen mit Behinderungen durch Verbesserung des Zugangs
zu Alltagsprodukten und -dienstleistungen zu férdern, kénnte bei unterschiedlichen Rege-
lungen der Bundeslander nicht erreicht werden. Eine Vielzahl unterschiedlicher Landerge-
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setze wirde vielmehr eine einheitliche Anwendung der Vorschriften erschweren. Ein im ge-
samtstaatlichen Interesse liegender einheitlicher Vollzug ware nicht gewahrleistet. Dies
wirde letztlich zu nicht hinnehmbaren Rechtsunsicherheiten fihren.

Die Gesetzgebungskompetenz fur § 37 ergibt sich aus Artikel 74 Absatz 1 Nummer 1 (Straf-
recht).

In Bezug auf die Anderung des Jugendarbeitsschutzgesetzes steht dem Bund nach Artikel
74 Absatz 1 Nummer 12 des Grundgesetzes eine konkurrierende Gesetzgebungskompe-
tenz fur das Arbeitsrecht einschlieRlich des Arbeitsschutzes zu.

V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europaischen Union und vdlkerrechtlichen
Vertragen

Der Gesetzesentwurf ist mit dem Recht der Europaischen Union und vdlkerrechtlichen Ver-
tragen vereinbar.

Er setzt Vorgaben der Richtlinie (EU) 2019/882 eins zu eins um und dient zugleich der
weiteren Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention, die 2009 in Kraft getreten ist.
Sie fordert alle Mitgliedstaaten auf, geeignete MaRnahmen zu treffen, um Menschen mit
Behinderungen den gleichberechtigten und diskriminierungsfreien Zugang u.a. zu Informa-
tionen und Kommunikation, einschlieRlich Informations- und Kommunikationstechnologien
und -systemen, zu gewahrleisten. Durch die Schaffung klarer Vorgaben fur die Barrierefrei-
heit von bestimmten Produkten und Dienstleistungen kommt es zu Verbesserungen, was
den Zugang und die Nutzung dieser Produkte und Dienstleistungen durch Menschen mit
Behinderungen betrifft. Die Ausweitung der Barrierefreiheitsanforderungen auch auf private
Wirtschaftsakteure sorgt zudem fir eine Harmonisierung der Regelungen und eine gleich-
mafige Inanspruchnahme offentlicher und privater Akteure.

VL. Gesetzesfolgen

Eine Gesetzesfolgenabschatzung ist nicht notwendig, da die am Wortlaut der Richtlinie
(EU) 2019/882 umzusetzenden Vorgaben kein anderes Vorgehen zulassen.

1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung

Der Gesetzesentwurf sieht in Artikel 1 keine Rechts- oder Verwaltungsvereinfachung vor.
Mit Artikel 2 erfolgt eine Verwaltungsvereinfachung, da die bisher verpflichtende Einrichtung
der Jugendarbeitsschutzausschisse aufgehoben wird.

2. Nachhaltigkeitsaspekte

Der Gesetzesentwurf steht im Einklang mit dem Leitgedanken der Bundesregierung zur
nachhaltigen Entwicklung im Sinn der nationalen Nachhaltigkeitsstrategie. Er enthalt Rege-
lungen, die unter dem Gesichtspunkt der wirtschaftlichen Leistungsfahigkeit ausgewogen
sind und im Sinne des ,Leave no one behind“ - Prinzips die Teilhabemdglichkeiten von
Menschen mit Behinderungen starken. Denn das ,Leave no one behind® - Prinzip bedeutet
fur Deutschland auch, dass Teilhabe am gesamtgesellschaftlich erwirtschafteten Wohl-
stand durch eigene Leistung moéglich sein muss.

3. Haushaltsausgaben ohne Erfiillungsaufwand
Die haushaltswirksamen Ausgaben i.H.v. von jahrlich 421.800 € lassen sich nicht durch

Einsparungen innerhalb des Bundeshaushaltsplanes kompensieren; die notwendigen
Sachmittel und die Personalausstattung werden in Anbetracht der fir die Bundesrepublik
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Deutschland verpflichtenden Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 daher aus dem Ge-
samtbundeshaushalt zur Verfiigung gestellt. Sollten entgegen der Erwartung Mehrausga-
ben in den Haushalten der Trager der Sozialversicherung und der Bundesagentur fur Arbeit
auftreten, werden diese im Rahmen der jeweiligen Aufstellungsverfahren berucksichtigt.
4. Erfillungsaufwand

a) Erfiillungsaufwand fiir den Verbraucher

Vorgabe 1: Antrag auf Auskunft liber die Barrierefreiheit eines bestimmten Produkts
oder Dienstleistung; § 21 Absatz 4 BFG-E

Jahrlicher Erflllungsaufwand:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Sachkosten pro Fall | Zeitaufwand (in | Sachkosten (in Tsd.
Fall (in Minuten) (in Euro) Stunden) EUR)
600 39 0 390 0

Gemal § 21 Absatz 4 BFG-E hat jeder Verbraucher die Mdglichkeit, bei der Marktiberwa-
chungsbehdrde die zur Verfiigungstellung der dort vorliegenden Informationen Uber die
Barrierefreiheit von bestimmten Produkten zu beantragen. Der Antrag ist an keine be-
stimmte Form gebunden und die genaue Ausfiihrung noch nicht bekannt, daher wird der
Antrag mit Hilfe der Zeitwerttabelle fir Blrger? simuliert und es ergeben sich die folgenden
Standardaktivitaten:

3 Minuten (mittel)
5 Minuten (mittel)

» Daten und Informationen sammeln und zusammenstellen
»  Formulare ausfillen
»  Schriftstlicke ausfullen (Brief, E-Mail)

fach)

« Informationen und Daten an die zustandige Stelle Gibermitteln

3 Minuten (ein-

1 Minute (einfach)

Summe 13 Minuten

Nach Einschatzung des Behindertenbeauftragten der Bundesregierung ist der zeitliche Auf-
wand fur die Betroffenen durch bestehende Behinderungen potenziell hdher, als bei ande-
ren formlosen Antragsverfahren, da diese auf eine barrierefreie Ubermittlung des Antrags
angewiesen sind. Aus diesem Grund wird von einem erhéhten Zeitaufwand von 39 Minuten
ausgegangen.

Es liegen keine Angaben zur Haufigkeit mdglicher Anfragen vor, so dass hier eine Annahme
getroffen werden muss. In Anlehnung an bestehende Verwaltungsvorgaben, die auf An-
frage oder anlassbezogen greifen, kann von 200 bis 1000 Fallen pro Jahr ausgegangen
werden. Fur die weitere Darstellung wird hier ein Mittelwert von 600 Fallen pro Jahr ange-
setzt. Dadurch ergibt sich ein jahrlicher Zeitaufwand von 390 Stunden.

Vorgabe 2: Antrag auf Einleitung eines Verwaltungsverfahrens; § 34 BFG-E

2 Simulation Uber die Zeitwerttabelle Biirger, Leitfaden zur Ermittlung des Erfillungsaufwands S. 50
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Fallzahl Zeitaufwand pro | Sachkosten pro Fall | Zeitaufwand (in | Sachkosten (in Tsd.
Fall (in Minuten) (in Euro) Stunden) EUR)
185 39 0 120 0

Gemal § 34 BFG-E hat jeder Verbraucher die Méglichkeit, bei der Marktiberwachungsbe-
hérde die Einleitung eines Verwaltungsverfahrens zu beantragen, wenn der Wirtschaftsak-
teur gegen die Bestimmungen dieses Gesetzes oder gegen die Barrierefreiheitsanforde-
rungen der Rechtsverordnung nach § 3 Absatz 2 verstdf3t. Der Verbraucher hat in seinem
Antrag darzulegen, gegen welche Bestimmung der Wirtschaftsakteur versto3t. Der Ver-
braucher hat das Recht, einen nach § 15 Absatz 3 Behindertengleichstellungsgesetz aner-
kannten Verband oder eine qualifizierte Einrichtung im Sinne des § 3 Absatz 1 Nummer 1
des Unterlassungsklagegesetzes zu beauftragen, in seinem Namen oder an seiner Stelle
die Einleitung eines Verfahrens zur Durchfuhrung von MalRnahmen nach Satz 1 zu bean-
tragen. Der Antrag ist an keine bestimmte Form gebunden und die genaue Ausflihrung noch
nicht bekannt, daher wird der Antrag mit Hilfe der Zeitwerttabelle fiir Blrger® simuliert und
es ergeben sich die folgenden Standardaktivitaten:

3 Minuten (mittel)
5 Minuten (mittel)

3 Minuten (ein-

« Daten und Informationen sammeln und zusammenstellen
*  Formulare ausfillen
»  Schriftstlicke ausfullen (Brief, E-Mail)

fach)

» Informationen und Daten an die zustandige Stelle Ubermitteln 1 Minute (einfach)

Summe 13 Minuten

Nach Einschatzung des Behindertenbeauftragten der Bundesregierung ist der zeitliche Auf-
wand fur die Betroffenen durch bestehende Behinderungen potenziell héher als bei ande-
ren formlosen Antragsverfahren, da diese auf eine barrierefreie Ubermittlung des Antrags
angewiesen sind. Aus diesem Grund wird von einem erhéhten Zeitaufwand von 39 Minuten
ausgegangen.

Es liegen keine Angaben zur Haufigkeit mdglicher Anfragen vor, so dass hier eine Annahme
getroffen werden muss. In Anlehnung an bestehenden Vorgaben im Behindertengleich-
stellungsgesetz - BGG, die sich auf Schlichtungsverfahren beziehen und die auf Anfrage
oder anlassbezogen greifen, kann von 20 bis 330 Fallen pro Jahr ausgegangen werden.
Fur die weitere Darstellung wird hier ein Mittelwert von 185 Fallen pro Jahr angesetzt.
Dadurch ergibt sich ein jahrlicher Zeitaufwand von 120 Stunden.

3 Simulation Uber die Zeitwerttabelle Blrger, Leitfaden zur Ermittlung des Erfiillungsaufwands S. 50
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Vorgabe 3: Antrag auf Einleitung eines Verwaltungsverfahrens; § 32 Satz 2 BFG-E

Durch § 32 BFG-E werden die Marktiiberwachungsbehérden dazu verpflichtet, die Offent-
lichkeit Uber ihre Existenz, ihre Zustandigkeiten, die Mdglichkeiten der Kontaktaufnahme,
ihre Arbeit und ihre Entscheidungen barrierefrei zu informieren. Es ist davon auszugehen,
dass die Behorden hierfir eine barrierefreie Option auf ihren bereits bestehenden Websei-
ten anbieten werden. Kénnen einzelne Burger die Informationen dennoch nicht wahrneh-
men, haben sie die Moglichkeit bei der Marktiberwachungsbehodrde einen formlosen An-
trag zur Bereitstellung der Informationen in wahrnehmbarer Form und ggf. in Leichter Spra-
che zu stellen. Nachmessungen im BGG haben gezeigt, dass es nur in Einzelfallen zu ent-
sprechenden Antragen kommt und daher kein regelmagiger Aufwand entsteht.

b) Erfiillungsaufwand der Wirtschaft nach Vorgaben

Im Folgenden wird die Schatzung des Erfullungsaufwands der Wirtschaft fur die einzelnen
Vorgaben dargestellt.

Vorgabe 1 (Weitere Vorgabe): Erfiillung der Barrierefreiheit bei Produkten und
Dienstleistungen; § 3 Absatz 2 und Nummer 3 BFG-E;

Einmaliger Erflllungsaufwand:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz pro Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Euro) | Fall (in Euro ) (in Tsd. EUR) (in Tsd. EUR)

14.000 15.000 210.000

Erfullungsaufwand (in Tsd. EUR) 210.000

Zur Erhdéhung der Transparenz Uber den einmaligen Erfullungsaufwand fur die Wirtschaft
und dessen Begrenzung, wird dieser einer oder mehreren Kategorien zugeordnet:

Anteil der Kategorie am einmali-
gen Erflllungsaufwand

Kategorie des einmaligen Erfillungsaufwand
Personalkosten | Sachkosten
(in Tsd. EUR) (in Tsd. EUR)

Anschaffung oder Nachriistung von Maschinen, Anlagen, Gebauden und

Infrastruktureinrichtungen 210.000
Jahrlicher Erfullungsaufwand:
Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz  pro | Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Fall (in Euro) (in Tsd. EUR) (in Tsd. EUR)
Euro)
48.000 2.000 34,50 55.200

Erfillungsaufwand (in Tsd. EUR) 55.200
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Durch das Barrierefreiheitsgesetz werden Wirtschaftsakteure, die verschiedene Produkte
und Dienstleistungen im Bereich der Informations- und Kommunikationstechnologien und —
systeme anbieten, verpflichtet, fur ihre Produkte eine barrierefreie Nutzung ab dem 28. Juni
2025 zu gewahrleisten. Kleinstunternehmen im Bereich Dienstleistungen sind von der
Pflicht ausgenommen. Definiert sind im Sinne dieses Gesetzes grundsatzlich folgende Pro-
dukt- und Dienstleistungsgruppen:

e Hardwaresysteme, bestimmte Betriebssysteme flir Universalrechner fur Verbrau-
cher
e Selbstbedienungsterminals

e Verbraucherendgerate mit interaktivem Leistungsumfang fur elektronische Kommu-
nikationsdienste und audiovisuellen Mediendiensten
e E-Books und E-Book- Lesegerate und hierfir bestimmte Software

e Elektronische Kommunikationsdienste
o Websites

e auf Mobilgeraten angebotene Dienstleistungen, einschliellich mobiler Anwendun-
gen
e elektronische Ticketdienste

e Bankdienstleistungen fir Verbraucher
e Dienstleistungen im elektronischen Geschéaftsverkehr

e Bereitstellung von Informationen auf Informationsbildschirme und Interaktive Bild-
schirme

Dabei wird ein Produkt oder Dienstleistung als barrierefrei angesehen, wenn eine Informa-
tion Uber das Zwei-Sinne-Prinzip zur Verfigung gestellt wird, die Inhalte in verstandlicher
Weise dargestellt sind, in einer Schriftart mit angemessener Schriftgrofle, in geeigneter
Schriftform und Kontrast, und auf eine Weise, die die Nutzer wahrnehmen koénnen. Wenn
das Produkt Kommunikation, einschlieRlich zwischenmenschlicher Kommunikation, Bedie-
nung, Information, Steuerung und Orientierung ermdglicht, muss dies Giber mehr als einen
sensorischen Kanal gewahrleistet werden; das schlie3t auch die Bereitstellung von Alter-
nativen zu visuellen, auditiven, gesprochenen und taktilen Elementen ein.

Die Wirtschaft hat hier vor allem im Bankensektor in den letzten Jahren eine potenzielle
neue Kundengruppe identifiziert. Im Bereich der IT- Dienstleistungen wird durch die Ver-
besserung der Barrierefreiheit eine dichtere Marktdurchdringung angestrebt. Durch den
Mehrwert der Barrierefreiheit erweitern die Dienstleister zusatzlich ihre Sichtbarkeit fur po-
tentielle neue Nutzergruppen und kénnen sich so zusatzlich von der Konkurrenz abheben.
Dadurch zeigt sich ein gesteigertes wirtschaftliches Interesse, weswegen davon auszuge-
hen ist, dass die Unternehmen bis 2025 einen grofen Teil ihrer bestehenden Produkte und
Dienstleistungen barrierefrei umgestaltet haben und im Wesentlichen kein einmaliger Erful-
lungsaufwand zu erwarten ist. Lediglich fir die Selbstbedienungsterminals (§ 1 Ab-
satz 2 Nummer 2 BFG-E) werden mdglicherweise einmalige Umstellungsaufwande anfal-
len.

Nach der Ubergangsbestimmung unter § 38 BFG-E dlrfen Selbstbedienungsterminals, die
vor dem 28. Juni 2025 rechtmalf3ig zur Erbringung von Dienstleistungen eingesetzt werden
und den Anforderungen nicht gentigen, bis zum Ende ihrer wirtschaftlichen Nutzungsdauer,
aber nicht langer als 10 Jahre nach ihrer Ingebrauchnahme, weiter eingesetzt werden.

Infolgedessen sind Terminals, die nach 2015 in Betrieb genommen wurden und die Anfor-
derung nicht erflillen, nach 10 Jahren Nutzungsdauer auszutauschen. Angesichts der ho-
hen Kosten und der langen Lebensdauer von Selbstbedienungsterminals wie z. B. Geld-,
Ticket- oder Kassenautomaten ist ein einmaliger Erfullungsaufwand anzusetzen.
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Die genaue Anzahl der in Deutschland aufgestellten Terminals ist nicht bekannt und im
Zuge dieser Schatzung nicht ermittelbar. Daher wird annaherungsweise eine Fallzahl an-
hand von Bank- und Fahrkartenautomaten konzipiert. In Deutschland gab es 2015 ca. 70
Tsd. Fahrkarten- und Bankautomaten®. Aus diversen Grinden, darunter auch Vandalis-
mus®, wurden zwischen 2015 bis 2019 rund 27 Tsd. Automaten ausgetauscht. Innerhalb
von 5 Jahren wurden somit bereits 40%° der der 70 Tsd. Selbstbedienungsterminals er-
setzt.

Ubertragt man diese Entwicklung auf den Zeitraum von 10 Jahren, kann davon ausgegan-
gen werden, dass bis 2025 nur noch etwa 20% der Gerate also rund 14.000 die Nutzungs-
dauer von 10 Jahren Uberschritten haben und abgelést werden missen. Die Neuanschaf-
fung und Installation eines Gerates kosten freien Recherchen zufolge zwischen 10.000 und
20.000 Euro. Fir die Berechnung wird der Mittelwert bei 15.000 Euro angesetzt. Somit kann
von einem einmaligeren Erfullungsaufwand rund 210 Mill. Euro (14.000 * 15.000) ausge-
gangen werden.

Fur die Berechnung des jahrlichen Erfillungsaufwands wird zunachst die Fallzahl ermittelt.
Insgesamt sind knapp 100.000 Unternehmen der IKT-Branche zuzuordnen. Nach
§ 3 Absatz 2 Nummer 3 sind Kleinstunternehmen im Bereich Dienstleistungen der Pflicht
ausgenommen und unter § 2 Nummer 17 als Unternehmen definiert mit <= 2 Mio. Euro
Jahresumsatz. Die Statistiken des Statistischen Bundesamtes und der Bitkom fur das Jahr
2018 geben Auskunft Gber die Anzahl der ITK-Unternehmen nach Umsatzen, unterteilt fir
die Bereiche Software, IT-Services und IT-Hardware. Demnach weisen knapp 90% der Un-
ternehmen im Bereich Software und IT-Services einen Umsatz von <= 2 Mio. Euro auf.
Somit sind fir die Berechnung des Erfillungsaufwands knapp 6.000 Unternehmen im Be-
reich Dienstleistungen maf3geblich. Im Bereich Produkte ist aus den genannten Quellen zu
entnehmen, dass knapp 2.000 Unternehmen der IT-Hardware und somit den Herstellern
fur Produkte zuzuordnen sind. Insgesamt sind somit 8.000 als betroffene Unternehmen zu
identifizieren. Internetrecherchen haben ergeben, dass die Produktbreite der Hersteller
(jahrlich erscheint eine neue Produktreihe), durchschnittlich aus 6 Modellen besteht.
Dadurch ergibt sich eine Fallzahl von 48.000 (8.000*6) flir die Berechnung der Vorgabe.

Da genaue Angaben fir Entwicklungskosten barrierefreier Produkte fehlen, wird der Auf-
wand anhand der Innovationsausgaben, die dem Branchendossier des BMWI zu entneh-
men sind, hergeleitet ’. Grundsatzlich sind Innovationsausgaben in den Kategorien For-
schung und Entwicklung, Investitionen fir neue Prozesse und Aufwendung fir Konzeption
und Einflhrung neuer Produkte und Prozesse einzuteilen. Laut Internetrecherchen ist die
vorrausschauende Konzeption von barrierefreien Produkten am kostengunstigsten. Des-
halb wird fir die Ermittlung des Aufwandes die Kategorie ,Konzeption und Einflihrung neuer
Produkte und Prozesse® als maligebend erachtet. Das Verhaltnis der im Dossier angege-
benen Innovationsausgaben fur die entsprechende Kategorie an den Gesamtinnovations-
ausgaben betragt etwa 20%. Fur das Jahr 2020 wird von 22 Milliarden Bruttoanlageinves-
titionen der Branche, die als Gesamtinnovationsausgaben herangezogen werden, ausge-
gangen. Pro Unternehmen lassen sich somit durchschnittlich ca. 44.000 Euro fur die Kon-
zeption und Einfihrung neuer Produkte (22.000.000.000/100.000*20%) herleiten. Der An-
teil der Unternehmen der IKT-Branche, die in den vergangenen Jahren mindestens ein
neues Produkt oder einen neuen Prozess eingefiihrt haben (,Innovatorenquote®), liegt in
der IKT-Branche im Jahr 2018 bei rund 85 Prozent. Dadurch ist die IKT-Branche gemessen
an der Innovatorenquote, die innovativste Branche Deutschlands — noch vor den Wirt-
schaftszweigen Elektrotechnik und Maschinenbau (81 Prozent) und Fahrzeugbau (72 Pro-
zent) (S. 16, IKT-Branchenbild 2020, BMWI). Aufgrund dieser Tatsache ist anzunehmen,

4 Quelle: Statista

Tabelle ,Anzahl der Geldautomaten in Deutschland bis 2019“

Tabelle ,Bestand der Fahrkartenautomaten der Deutschen Bahn in den Jahren 2009 bis 2019

5 Quelle BKA Bundeslagebilder Angriffe auf Geldautomaten die Jahre 2015 bis 2019

6 Der Prozentuale Anteil geht aus den Fallzahlen hervor

7 https://www.bmwi.de/Redaktion/DE/Publikationen/Digitale-Welt/ikt-branchenbild.html
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dass ein Grofdteil der Innovationsausgaben fir die Entwicklung neuer Produkte, also der
20% der Innovationsausgaben fur die Konzeption und Entwicklung neuer Produkte (durch-
schnittlich 44.000 pro Unternehmen) ohnehin aufgewendet wird. Daher wird flir die Berech-
nung des Aufwandes der geforderten Barrierefreiheit von Produkte und Dienstleitungen ge-
schatzt zusatzlich ein kleiner Anteil anfallen. Weil keine belastbaren Informationen recher-
chiert werden konnten, wird hier, frei geschatzt, von einem Anteil von 2,5 % der Ausgaben
ausgegangen. Umgerechnet als Zeitaufwand sind rund 32 Stunden oder aufgerundet knapp
2000 Minuten pro Unternehmen (44.000%2,5%/34,5/60) als Zeitaufwand zu Ubernehmen.
Der durchschnittliche Lohnsatz aller Wirtschaftszweige liegt bei 34,50 Euro pro Stunde?,
was einen jahrlichen Erfiillungsaufwand von rund 55.200.000 Euro
(48.000%2.000*34,50/60) fur die ITK-Branche ergibt.

Vorgabe 2 (Weitere Vorgabe): Durchfiihrung des Konformitatsbewertungsver-
fahrens fiir die geltenden Barrierefreiheitsanforderungen des jeweiligen Pro-
duktes; § 6 Absatz 1 Nummer 2 BFG-E

Jahrlicher Erfullungsaufwand:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz  pro | Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Fall (in Euro) (in Tsd. EUR) (in Tsd. EUR)
Euro)
12.000 300 40,70 2442
Erfullungsaufwand (in Tsd. EUR) 2.442

Hersteller, die Produkte anbieten, missen kunftig gemal § 6 Absatz 1 Nummer 2 BFG-E
fur die in Verkehr gebrachten Produkte ein Konformitatsbewertungsverfahren durchfuhren,
das die Konformitat des Produktes mit den geltenden Barrierefreiheitsanforderungen nach-
weist.

Den Statistiken des Statistischen Bundesamtes und der Bitkom fur das Jahr 2018 ist die
Anzahl der Unternehmen, unterteilt nach Bereiche Software, IT-Services und IT-Hardware,
zu entnehmen. Demnach sind knapp 2.000 Unternehmen dem Bereich IT-Hardware zuzu-
ordnen. Durch die technische Entwicklung werden in der Regel jahrlich neue Produktreihen
veroffentlicht, flr die vor Einfihrung in den Markt ein Konformitatsbewertungsverfahren
durchgefuhrt werden muss. Wie in Vorgabe 1dargestellt, wird generell jahrlich von 6 Mo-
dellen bzw. Produktreihen ausgegangen. Dadurch ergibt sich eine Fallzahl von 12.000
(2.000*6) fur die Berechnung der Vorgabe.

Den betroffenen Herstellern werden in der Anlage 2 Anlage 3verschiedenen Moglichkeiten
fur die Durchfiihrung das Konformitatsbewertungsverfahren eréffnet. Dazu gehoren interne
Fertigungskontrollen, technische Dokumentationen und die Umstellung des Fertigungspro-
zesses. Validierungsmessungen von vergleichbaren Vorgaben aus anderen Rechtsberei-
chen haben gezeigt, dass ahnliche Konformitatsbewertungsverfahren im Schnitt 300 Minu-
ten pro Fall in Anspruch nehmen.

8 Wirtschaftsabschnitt A — S Durchschnitt; Lohnkostentabelle Wirtschaft, Leitfaden zur Ermittlung des Erfiillungs-
aufwands S. 55
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Der durchschnittliche Lohnsatz fiir Beschaftigte im produzierenden Gewerbe liegt bei 40,70
Euro pro Stunde®. Dadurch ergibt sich ein jahrlicher Erfiillungsaufwand von rund
2.442.000 Euro (12.000*300*40,70/60).

Vorgabe 3, 4 und 5 (Informationspflicht):

Kennzeichnung der Produkte durch Serien-/Chargennummer; § 7 Absatz 1 BFG-E,
Angabe von Namen und Postanschrift des Herstellers bzw. des Einfiihrers auf dem
Produkt oder der Verpackung; § 7 Absatz 2, § 10 Absatz 2 BFG-E, und Beifiigen einer
Gebrauchsanweisung und Sicherheitshinweisen; § 7 Absatz 3 , § 10 Absatz 2 BFG-E

Die Pflicht zur Kennzeichnung von Produkten durch eine Serien-, Chargen- oder Typen-
nummer ist bereits umfassend durch das ProdSG, das ElektroG und der ElektroStoffV ab-
gedeckt. Daher ist nicht davon auszugehen, dass durch die Vorgaben ein nennenswerter
Mehraufwand durch die Kennzeichnung von Produkten mit einer Produkt-, Chargen- oder
Typennummer entsteht. Ebenso verhalt es sich mit der Pflicht zur Angabe von Namen und
Postanschrift des Herstellers bzw. des Einflhrers oder Handlers und der Pflicht zur Beifl-
gung einer Gebrauchs- und Sicherheitsanweisung.

Vorgabe 6 (Informationspflicht): Informationsbereitstellung und Mitwirkungspflicht
des Herstellers, des Einfiihrers und des Handlers bei MaBnahmen der Uberwa-
chungsbehorden; §7 Absatz4, § 8 Absatz3 Nummer3, §10Absatz4 und
§ 11 Absatz 5 BFG-E

Jahrlicher Erfullungsaufwand:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz  pro | Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Fall (in Euro) (in Tsd. EUR) (in Tsd. EUR)
Euro)
1.575 70 34,50 63
Erfillungsaufwand (in Tsd. EUR) 63

Durch die Mitwirkungspflichten nach den § 7 Absatz 4, § 10 Absatz 4 und § 11 Absatz 5
BFG-E wird der Wirtschaftsakteur zur Kooperation mit den Marktiiberwachungsbehérden
verpflichtet. Er muss den Marktiberwachungsbehdrden alle Unterlagen und Informationen,
die fur den Nachweis der Konformitat des Produktes erforderlich sind, aushandigen. Dabei
handelt es sich um eine typische Informationspflicht, welche die zustandigen Behdrden bei
ihrer Arbeit unterstiitzen soll. Die Spiegelvorgabe der Verwaltung stellt die dortige Vorgabe
Nr. 6 dar.

In Anlehnung an vergleichbare und quantifizierte Vorgaben aus den Bereichen Energie und
Sicherheit, die eine Kontrolle durch eine Marktiberwachungsbehérde vorsehen, ist eine
Haufigkeit von 480 bis zu 3.000 Kontrollen jahrlich im Datenbestandes des Statistischen
Bundesamtes dokumentiert. Im Mittel sind demnach rund 1.500 Kontrollen zu erwarten. In
schatzungsweise 5% der Falle, sind Wiederholungs-und Anlasskontrollen notwendig, so
dass zusatzlich 75 Wiederholungskontrollen dazukommen. Daraus ergibt sich eine jahrliche

9 Wirtschaftsabschnitt C Durchschnitt; Lohnkostentabelle Wirtschaft, Leitfaden zur Ermittlung des Erfiillungsauf-
wands S. 55
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Fallzahl ca. 1.575 Kontrollen. Analog zur Verwaltungsvorgabe Nr. 6 wird die Fallzahl 1575
fur Jahrliche Stichproben-, Wiederholungs- und Anlasskontrollen angesetzt.

Basierend auf bereits quantifizierten Vorgaben, die eine Mittwirkungspflicht gegeniber Be-
wachungsbehoérden formulieren, liegen die Zeitaufwande zwischen 26 und 110 Minuten.
Daher wird hier mit dem Mittelwert von rund 70 Minuten Zeitaufwand pro Fall fir die Mitwir-
kung bei Uberwachungsmalinahmen gerechnet.

Bei einem Lohnsatz von 34,50 Euro je Stunde (Durchschnittlicher Lohnsatz flir die Gesamt-
wirtschaft, da mehrere Wirtschaftsabschnitte betroffen sind) entstehen so fiir die Bereitstel-
lung der Informationen jahrliche Burokratiekosten in Héhe von knapp 63.000 Euro
(1575*70*34,50/60).

Vorgabe 7 (Weitere Vorgabe): Herstellung der Barrierefreiheit bei Einfuhr oder Inver-
kehrbringen von Produkten; § 9 Absatz 3 und § 11 Absatz 2 BFG-E

Gemal der Vorgabe bringt der Einfiihrer nur Produkte in den Verkehr, die die Anforderun-
gen dieses Gesetzes erflllen. Hat ein Handler oder Importeur vor, ein Produkt auf den Markt
einzuflhren, das nicht barrierefrei ist, muss der Wirtschaftsakteur die Konformitat des Pro-
duktes herstellen. Da dies hauptsachlich Produkte betreffen wird, die in Nicht-EU-Staaten
entwickelt und produziert werden, ist fraglich, ob die Importeure eine technische Verande-
rung des Produktes zur Herstellung der Konformitat leisten kdnnen. Unter diesen Annah-
men ist davon auszugehen, dass die Importeure tendenziell von einer Einflihrung des Pro-
duktes in den Markt absehen werden. Dadurch ist davon auszugehen, dass kein zusatzli-
cher Erflllungsaufwand entsteht.

Vorgabe 8 und 9: Korrektur und Ruckruf von Produkten mit fehlender Barrierefreiheit
und Meldung an die zustindigen Uberwachungsbehorden;
§ 9 Absatz 5 und § 11 Absatz 4 BFG-E

Hat der Handler Kenntnis oder Grund zur Annahme, dass ein von ihm auf dem Markt be-
reitgestelltes Produkt nicht den Anforderungen dieses Gesetzes entspricht, nimmt er die
erforderlichen Korrekturmalinahmen vor oder ruft die Produkte zuriick. Zusatzlich werden
die Marktiberwachungsbehdrde und die Marktliberwachungsbehdrden der Mitgliedstaaten
der Europaischen Union, in denen er das Produkt auf dem Markt bereitgestellt hat, infor-
miert. Dabei macht der Handler ausflihrliche Angaben Uber den Sachverhalt, insbesondere
uber die Art der Nichtkonformitat und die ergriffenen KorrekturmaRnahmen. Aus dem Re-
port des ,EU Rapid Alert System for dangerous non-food products® aus dem Jahr 2017,
geht hervor, dass in der EU etwa 6% der Ruckrufe Elektro- und Kommunikationsgerate
betreffen. Die Gesamthdhe der Meldungen aller europaweiten Ruickrufe'®, lag bei insge-
samt 2.201 Produkten. Fir die betroffene Kategorie werden daher 132 Meldungen fir ganz
Europa abgeleitet. Zusatzlich muss beriicksichtigt werden, dass im Jahr 2017 fir Deutsch-
land etwa 354 Meldungen Uber das ,Rapid Alert System* registriert wurden. Diese Meldun-
gen beziehen sich zu 81% auf Kraftfahrzeuge, Kleidung und Kosmetik. Daher kann davon
ausgegangen werden, dass sich bei den Meldungen und Ruckrufen fur nicht barrierefreie
Produkte, um Einzelfalle handeln wird und kein nennenswerter Erflllungsaufwand entsteht.

10 Insgesamt sind 31 Lander Teil des EU Rapid Alert System, darunter alle 28 EU-Mitgliedsstaaten sowie Island,
Liechtenstein und Norwegen.
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Vorgabe 10 (Informationspflicht): Fuhren eines Verzeichnisses durch die Wirt-
schaftsakteure (iber Herstellungs- und Vertriebswegen von Produkten ;
§ 13 Absatz 2 und 3 BFG-E

Jahrlicher Erfullungsaufwand:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz  pro | Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Fall (in Euro) (in Tsd. EUR) (in Tsd. EUR)
Euro)
492.000 7 34,50 0 1.980
Erfillungsaufwand (in Tsd. EUR) 1.980

Die eingefiihrte Vorgabe verpflichtet den Wirtschaftsakteur, ein Verzeichnis tber diejenigen
Wirtschaftsakteure zu fihren, von denen er ein Produkt bezogen hat und an die er ein Pro-
dukt abgegeben hat, um Produkte durch die Liefer- und Vertriebskette zurtickverfolgen zu
kénnen und damit eine effektive Marktiiberwachung zu gewahrleisten. Dartber hinaus sind
alle Wirtschaftsakteure angehalten, der Marktiberwachungsbehérde auf deren Verlangen
Auskunft zu geben. Die Regelung betrifft nur neu in den Markt eingefuihrte Produkte. Hier-
unter fallen auch gebrauchte Produkte und Produkte aus zweiter Hand, die aus einem Drritt-
land importiert und nach dem Geltungsbeginn des Gesetzes in Verkehr gebracht werden.
Bestandsprodukte fallen nicht darunter. Es wird davon ausgegangen, dass Informationen
zu Liefer- und Vertriebswegen pro Produkt dokumentiert wird.

Den Statistiken des Statistischen Bundesamtes und der Bitkom fir das Jahr 2018 ist die
Anzahl der Unternehmen, unterteilt nach Bereiche Software, IT-Services und IT-Hardware,
zu enthehmen. Demnach sind knapp 2.000 Unternehmen dem Bereich der IT-Hardware
zuzuordnen. Durch die technische Entwicklung werden in der Regel jahrlich neue Produkt-
reihen auf den Markt angeboten. Fir die Ermittlung der Fallzahl wird, wie in Vorgabe 1
dargestellt, generell jahrlich von 6 Modellen, bzw. Produktreihen ausgegangen. Dadurch
ergibt sich eine Fallzahl von 12.000 (2.000*6) fur die neu durch den Hersteller eingefuihrten
Produkte. Fir importierten Produkte ergibt sich eine Fallzahl von ca. 480.000. Die Herlei-
tung dazu ist unter der Vorgabe Nr. 10 zu finden.

Geht man von einem einfachen Schwierigkeitsgrad aus, kénnen die folgenden Standardak-

tivitat abgeleitet werden'":

» Beschaffung von Daten 2 Minuten
» Formulare ausflillen, Beschriftung, Kennzeichnung 3 Minuten
« Uberpriifen der Daten und Eingaben 1 Minuten
» Kopieren, Archivieren, Verteilen 1 Minuten
Summe 7 Minuten

1 Simulation Uber die Zeitwerttabelle Wirtschaft, Leitfaden zur Ermittlung des Erfiillungsaufwands S. 53
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Da Unternehmen mehrerer Wirtschaftszweigen betroffen sind, liegt der Lohnsatz bei 34,50
Euro pro Stunde.’? Der Mehraufwand liegt insgesamt bei rund 2.000.000 Euro im Jahr
(492.000%25%34,50/60).

Vorgabe 11 (Informationspflicht): Aufbewahrung der EU-Konformitatserklarung fiir 5
Jahre bei Einfuhr von Produkten; § 10 Absatz 3 BFG-E

Jahrlicher Erflllungsaufwand:

Fallzahl Zeitaufwand | Lohnsatz pro | Sachkosten | Personal- Sachkosten
pro Fall (in | Stunde (in pro Fall (in | kosten (in Tsd.
Minuten) Euro) Euro) (in Tsd. EUR)
EUR)
480.000 1 29,5 236
Erfullungsaufwand (in Tsd. EUR) 236

Die Vorgabe verpflichtet den Einfuhrer, ab dem Inverkehrbringen des Produkts flr die
Dauer von flinf Jahren eine Kopie der EU-Konformitatserklarung fur die Marktiberwa-
chungsbehdrden bereitzuhalten und dafiir zu sorgen, dass er auf deren Verlangen die tech-
nischen Unterlagen vorlegen kann. Laut Statistischem Jahrbuch 2019 gibt es ca. 800.000
Importunternehmen (S. 437) und rund 10% der Importe (S. 433) sind (Ubergeordnet geglie-
dert) Datenverarbeitungs- und Elektronische Gerate. Ubertragt man diesen Anteil auf die
Unternehmen, sind rund 80.000 Importeure betroffen. Dabei konnte die Anzahl der jahrlich
neu eingefuhrten Produkte nicht ermittelt werden. Internetrecherchen haben ergeben, dass
die Produktbreite der Hersteller (jahrlich erscheint eine neue Produktreihe), durchschnittlich
aus 6 Modellen besteht. Dadurch ergibt sich eine Fallzahl von 480.000 (80.000*6) von
neuen importieren Produkten, fir die eine EU-Konformitatserklarung archivieren wird.

Fir die Aufbewahrung der Konformitatserklarungen fallt aufgrund des Vergleichs mit ahnli-
chen Vorgaben geschatzt ein Zeitaufwand von 1 Minute pro Fall an. Bei einem durchschnitt-
lichen Lohnsatz des Wirtschaftszweigs G ,Handel” von 29,50 Euro pro Stunde ergeben sich
jahrliche Biirokratiekosten von rund 236.000 Euro (480.000%1*29,50/60).

Vorgabe 12 (Informationspflicht): Bereitstellung der Informationen bei Dienstleistun-
gen, nach Anlage 3; § 14 Absatz 1 BFG-E

Einmaliger Erflllungsaufwand:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz pro Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Euro) | Fall (in Euro) (in Tsd. EUR) (in Tsd. EUR)

6.000 480 47,50 2.280

Erfillungsaufwand (in Tsd. EUR) 2.280

12 Wirtschaftsabschnitt A-S Durchschnitt; Lohnkostentabelle Wirtschaft, Leitfaden zur Ermittlung des Erfiillungs-
aufwands S. 55
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Zur Erhéhung der Transparenz Uber den einmaligen Erfullungsaufwand fir die Wirtschaft
und dessen Begrenzung wird dieser einer oder mehreren Kategorien zugeordnet:

Anteil der Kategorie am einmali-
gen Erfullungsaufwand
Kategorie des einmaligen Erfiillungsaufwand

Personalkosten | Sachkosten
(in Tsd. EUR) (in Tsd. EUR)

Einmalige Informationspflicht 2.280

Jahrlicher Erfullungsaufwand:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz  pro | Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Fall (in Euro) (in Tsd. EUR) (in Tsd. EUR)
Euro)
36.000 30 47,50 0 855
Erfillungsaufwand (in Tsd. EUR) 855

Die Dienstleister der ITK-Branche mussen fur jede ihrer Dienstleistungen die notwendigen
Informationen nach Anlage 3 des BFG-E zusammenstellen. Die entsprechenden Informati-
onen umfassen eine Beschreibung der geltenden Anforderungen und decken, soweit fur
die Bewertung von Belang, die Gestaltung und die Durchfiihrung der Dienstleistung ab.
Neben den Anforderungen an die Verbraucherinformation nach Artikel 246 EGBGB enthal-
ten die Informationen folgende Elemente:

- eine allgemeine Beschreibung der Dienstleistung in einem barrierefreien Format;

- Beschreibungen und Erlauterungen, die zum Verstandnis der Durchfiihrung der
Dienstleistung erforderlich sind;

- eine Beschreibung, wie die Dienstleistung die einschlagigen in der nach
§ 3 Absatz 2 erlassenen Rechtsverordnung aufgefiihrten Barrierefreiheitsanforde-
rungen erfillt

Nach der Vorgabe des § 3 Absatz 2 Nummer 3 BFG-E sind Kleinstunternehmen im Bereich
Dienstleistungen ausgenommen und unter § 2 Nummer 17 BFG-E als Unternehmen defi-
niert, die weniger gleich 2 Mio. Euro Jahresumsatz erwirtschaften. Der Statistiken des Sta-
tistischen Bundesamtes und der Bitkom ist die Anzahl der IT-Dienstleistungsunternehmen
zu entnehmen. Demnach sind knapp 6.000 Unternehmen im Bereich Dienstleistungen mit
entsprechendem Umsatz zu verzeichnen. Nimmt man fir die Dienstleistungen, analog zu
den Produkten, jahrlich etwa 6 neue Dienstleistungen an, ergibt sich eine Fallzahl von
36.000. Fur das Zusammenstellen der Informationen nach Anlage 3 lassen sich mit Hilfe
der Zeitwerttabelle'® die Standardaktivitaten Beschaffung und Aufbereitung von Daten ab-
leiten. In der Summe ergibt sich dadurch ein Zeitaufwand von 30 Minuten. Der durchschnitt-
liche Lohnsatz fiir den Wirtschaftszweig J ,, Information und Kommunikation® liegt bei 47,50

13 Simulation Uber die Zeitwerttabelle Wirtschaft, Leitfaden zur Ermittlung des Erfiillungsaufwands S. 53
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Euro pro Stunde', dadurch ergibt sich ein jahrlicher Gesamtaufwand von rund 855.000
Euro (36.000*30*47,50/60).

Der Dienstleistungserbringer muss die genannten Informationen in seinen Allgemeinen Ge-
schaftsbedingungen oder auf andere deutlich wahrnehmbare Weise der Allgemeinheit in
schriftlicher und akustischer Form zuganglich machen. Als Gegensatz zum nur geschriebe-
nen Wort hat der Dienstleistungserbringer die Informationen auch in einer nur akustisch
wahrnehmbaren Form, z.B. als Audiodatei, zuganglich machen. Der Dienstleistungserbrin-
ger gibt beispielsweise auf seiner Webseite und seiner mobilen Anwendung im Rahmen
seiner Allgemeinen Geschéaftsbedingungen oder auf andere deutlich wahrnehmbare Weise
an, wie die Barrierefreiheitsanforderungen geman § 3 BFG-E erfillt sind. Die entsprechen-
den Informationen umfassen eine Beschreibung der geltenden Anforderungen und decken
die Gestaltung und die Durchflihrung der Dienstleistung ab. Dabei handelt es sich um all-
gemeine Beschreibung der Dienstleistung fur das jeweilige Unternehmen.

Bereits im Jahr 2016 wurde die Pflicht zur Veroffentlichung einer Erklarung zur Barrierefrei-
heit fur die 6ffentlichen Stellen des Bundes eingeflhrt, die als einmaliger Erfillungsaufwand
dokumentiert ist. Ferner wird mit 1 bis 3 Programmiertagen pro Fall fir die einmalige Um-
setzung pro Unternehmen gerechnet. Da es sich um eine Verpflichtung fur IT-Dienstleister
handelt, ist davon auszugehen, dass diese die Erklarung selbstandig auf ihrer Internetseite
einbinden. Viele Unternehmen pflegen ihre Onlineauftritte mit so genannten Content-Ma-
nagement-Systemen (CMS). Dies ermdéglicht eine schnelle inhaltliche Bearbeitung von Tex-
ten und Unterseiten. Die eigentliche Programmierarbeit fallt dadurch nur fir die Einbindung
eines barrierefreien Kontaktformulars an. Daher wird auch hier ein Programmiertag a acht
Stunden (480 Minuten) angesetzt. Wie bereits hergeleitet, betragt die Fallzahl der ITK-Un-
ternehmen, die Dienstleistungen anbieten, 6000. Der durchschnittliche Lohnsatz fur den
Bereich Information und Kommunikation (WZ J) liegt bei 47,50 Euro pro Stunde15. Die ent-
sprechende Vorgabe im BFG-E wird korrelierend, ebenfalls als einmaliger Erflillungsauf-
wand eingestuft. Somit ergibt sich ein einmaliger Erfullungsaufwand von rund 2.280.000
Euro (6.000*480*47,50/60).

Vorgabe 13 (Weitere Vorgabe): Beurteilung der UnverhiltnismaRigkeit der Barriere-
freiheit; § 16 Absatz 1 und § 17 Absatz 1 BFG-E

Jahrlicher Erfullungsaufwand:

Fallzahl | Zeitaufwand Lohnsatz pro | Sachkosten | Personal- Sachkosten
pro Fall (in Mi- | Stunde (in pro Fall (in | kosten (in Tsd.
nuten) Euro) Euro) (in Tsd. EUR)

EUR)
5.300 360 34,50 1.097
Erflillungsaufwand (in Tsd. EUR) 1.097

Durch die Beurteilung der Unverhaltnismafigkeit der Barrierefreiheit bekommen die Wirt-
schaftsakteure, bei der Herstellung oder Einfuhr von Produkten oder Dienstleistungen, die
Maoglichkeit von der Pflicht der Barrierefreiheit nach § 3 BFG-E abzuweichen, wenn dadurch

14 14 Wirtschaftsabschnitt J Durchschnitt; Lohnkostentabelle Wirtschaft, Leitfaden zur Ermittlung des Erfiillungs-
aufwands S. 55

15 Wirtschaftsabschnitt J Durchschnitt; Lohnkostentabelle Wirtschaft, Leitfaden zur Ermittlung des Erfiillungs-
aufwands S. 55
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eine grundlegende Veranderung oder eine unverhaltnismalige hohe Belastung notig ware.
Die Beurteilung fur Produkte und Dienstleistungen ist in verschiedenen Fallen mdglich:

* Wenn das Produkt oder die Dienstleistung grundlegend verandert werden muss
und so die Wesensmerkmale des Produkts oder der Dienstleistung verandert wer-
den,

* Wenn die Einhaltung der Vorgaben zur Barrierefreiheit, zu einer unverhaltnismafi-
gen Belastung des Wirtschaftsakteurs fihrt.

Die Kriterien zur Beurteilung der unverhaltnismaRigen Belastung werden in Anlage 4 des
Referentenentwurfs aufgeflinrt. Bei der Beurteilung wird das Verhaltnis der mit Barrierefrei-
heit verbundenen Nettokosten mit den Gesamtkosten der Herstellung dokumentiert. Die
geschatzten Kosten flr die Herstellung und Sicherstellung der Barrierefreiheit werden mit
dem Nutzen fir Menschen mit Behinderung ins Verhaltnis gestellt.

Da bei zuklnftigen Produktentwicklungen die Barrierefreiheit bereits bei der Planungs- und
Konzeptionierungsphase berlcksichtigt werden kann, ist davon auszugehen, dass nur in
Ausnahmefallen neue Produkte und Dienstleistungen von einer unverhaltnismaRigen Be-
lastung betroffen sind. Daher wird pauschal mit 1% pro Jahr fur IT-Hardware Produkte und
IT-Dienstleister gerechnet. Ausgehend von, wie unter den Vorgaben Nr. 1 und 10 hergelei-
tet, 48.000 hergestellten Produkten und Dienstleistungen und 480.000 importierten Produk-
ten, sind das rund. 5.300 Falle jahrlich (48.000+480.000*1 %).

Geht man von einem komplexen Schwierigkeitsgrad aus, kénnen die folgenden Stan-

dardaktivitat abgeleitet werden'¢:

» Beschaffung von Daten 120 Minuten
» Aufbereitung von Daten 240 Minuten
Summe 360 Minuten

Da bei der Beurteilung bei grundlegender Veranderung von Produkten mehrere Wirtschafts-
zweige betroffen sind, liegt der Lohnsatz bei 34,50 Euro pro Stunde.!” Der Mehraufwand
liegt insgesamt bei rund 1.097.000 Euro im Jahr (5.300*360%34,50/60).

Vorgabe 14 (Informationspflicht): Aufbewahrung und Ubermittlung der Beurteilung
zur UnverhaltnismaRigkeit der Barrierefreiheit an die Uberwachungsbehorde und die
zustindige Behorde des EU-Staates; § 16 Absatz 2, 3, § 17 Absatz 2 und 5 BFG-E

Jahrlicher Erfullungsaufwand:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz  pro | Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Fall (in Euro) (in Tsd. EUR) (in Tsd. EUR)
Euro)
5.300 2 34,50 1 6 5

16 Simulation Uber die Zeitwerttabelle Wirtschaft, Leitfaden zur Ermittlung des Erfillungsaufwands S. 53
7 Wirtschaftsabschnitt A-S Durchschnitt; Lohnkostentabelle Wirtschaft, Leitfaden zur Ermittlung des Erflllungs-
aufwands S. 55
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Erfillungsaufwand (in Tsd. EUR) 11

Der Wirtschaftsakteur dokumentiert die Beurteilung nach § 16 oder 17 BFG-E. Er bewahrt
alle einschlagigen Ergebnisse ab der letzten Bereitstellung eines Produkts auf dem Markt
oder nach der letzten Erbringung einer Dienstleistung auf. Die Beurteilung muss an die
zustandige Uberwachungsbehérde ibermittelt und zusatzlich Uber einen Zeitraum von finf
Jahren aufbewahrt werden. Die Fallzahl wird analog zur Vorgabe Nr. 14 auf 5.300 Fallen
gleichgesetzt. Geht man von einem einfachen Schwierigkeitsgrad aus, lassen sich die fol-
genden Standardaktivitaten ableiten'®:

» Kopieren, Archivieren, Verteilen 1 Minute

« Datenubermittlung 1 Minute

Summe 2 Minuten

Fur die Ubermittlung werden Portokosten in Hhe von 1 Euro pro Fall als Sachkosten be-
rechnet. Da mehrere Wirtschaftszweige betroffen sind, liegt der durchschnittliche Lohnsatz
bei 34,50"° Euro pro Stunde, dadurch ergibt sich ein jahrlicher Gesamtaufwand von rund
11.000 Euro ((5.300%2*34,50/60)+(5.300*1)).

Die Mehrbelastung flir die Wirtschaft insgesamt wird jedoch voraussichtlich durch mehrere
Faktoren kompensiert werden. So fihrt die Berlcksichtigung der Verbraucherinteressen
von Menschen mit Behinderungen und alteren Menschen zu wachsenden Nachfragepoten-
zialen und einem insgesamt gréReren Abnehmerkreis. Durch die Herstellung von hdher-
wertigeren barrierefreien Produkten und Dienstleistungen kénnen bei deren Verkauf auch
héhere Einnahmen erzielt werden. Fir die Wirtschaftsakteure eréffnet sich zudem ein gro-
Rerer Markt, da fur ihre Angebote europaweit dieselben Barrierefreiheitsanforderungen gel-
ten und sie keine landerspezifischen Anderungen vornehmen missen. So kénnen auch
Kosten eingespart werden, die bisher aufgrund der unionsweit unterschiedlichen Rechts-
vorschriften entstanden sind.

c) Erfillungsaufwand der Verwaltung nach Vorgaben

Im Folgenden wird die Schatzung des Erfullungsaufwands der Verwaltung fur die einzelnen
Vorgaben dargestellt.

Vorgabe 1: Erstellen von Leitlinien fiir Kleinstunternehmen zur erleichterten Anwen-
dung des BFG; §3 Absatz 3 Satz 2 BFG-E

Einmaliger Erfullungsaufwand des Bundes:

3 Fall- . Zeit- . Lohn- . Sach- | e Perso- | e Sach-
zahl aufwand pro satz pro kosten pro Fall nalkosten kosten (in Tsd.
Fall (in Minuten) | Stunde (in (in Euro) (in Tsd. EUR) EUR)
Euro)
. 1 . 20.300 . 38,8 . 0 . 0 . 13

18 Simulation Uber die Zeitwerttabelle Wirtschaft, Leitfaden zur Ermittlung des Erfillungsaufwands S. 53
19 Wirtschaftsabschnitt A — S Durchschnitt; Lohnkostentabelle Wirtschaft, Leitfaden zur Ermittlung des Erful-
lungsaufwands S. 55
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. Erfullungsaufwand (in Tsd. EUR) . 13

Gemal §3 Absatz 3 Satz 2 BFG-E soll Kleinstunternehmen die Anwendung dieses Geset-
zes erleichtert werden. Hierfir erstellt das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales
(BMAS) Leitlinien. In Anlehnung an bestehende Verwaltungsvorgaben zur Erstellung von
Leitlinien kann von einem einmaligen Zeitaufwand von 20.300 Minuten ausgegangen wer-
den. Er wird davon ausgegangen, dass Mitarbeiter verschiedener Laufbahngruppen die
Leitlinien erstellen, so dass der durchschnittliche Lohnsatz Bund in H6he von 38,80 Euro
pro Stunde angesetzt wird. Dadurch ergibt sich fir das Bundesministerium fir Arbeit und
Soziales ein einmaliger Erfillungsaufwand von rund 13 Tsd. Euro. Sollte das Bundesminis-
terium fur Arbeit und Soziales die Aufgabe auf einen Dritten Gbertragen, ist dort von einem
einmaligen Erflllungsaufwand in gleicher H6he zu rechnen.

Vorgabe 2: Bereitstellung aller Unterlagen zur Barrierefreiheit eines Produktes oder
Dienstleistung durch die Marktiiberwachung auf Antrag; § 21 Absatz 4 Abs. 2 BFG-E

Jahrlicher Erfillungsaufwand der Lander:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz pro Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Euro) | Fall (in Euro) (in Tsd. EUR) (in Tsd. EUR)

3000 80 40,30 k. A. 161 k. A.

Erfullungsaufwand (in Tsd. EUR) 161

Gemal der Regelung des § 19 BFG-E hat die Marktliberwachungsbehérde den Verbrau-
chern auf Antrag vorliegende Informationen Uber die Einhaltung der Barrierefreiheitsanfor-
derungen nach § 3 und die Beurteilung nach § 17 zur Verfliigung zu stellen.

Es liegen keine Angaben zur Haufigkeit méglicher Anfragen vor, so dass hier eine Annahme
getroffen werden muss. In Anlehnung an bestehenden Verwaltungsvorgaben, die auf An-
frage oder anlassbezogen greifen, kann von 200 bis 1000 Fallen pro Jahr ausgegangen
werden. Fur die weitere Darstellung wird hier ein Mittelwert von 600 Fallen pro Jahr ange-
setzt.

Der Zeitaufwand wird ebenfalls in Anlehnung an ahnliche Vorgaben, die im Bestand des
Statischen Bundesamtes dokumentiert sind, hergeleitet. Dabei lassen sich folgende Stan-
dardaktivitaten im Zusammenhang mit der Bereitstellung von Informationen ableiten:

e Eingang bestéatigen und Einholen fehlender Daten
e Korrektur bzw. weitere Informationen bei Rickfragen vorlegen

e Daten Ubermitteln oder veroffentlichen

Gesamtzeitaufwand (Median) = 80 Minuten pro Fall

Der zeitliche Umfang der Vorgabe betragt somit 80 Minuten pro Fall. Es wird davon ausge-
gangen, dass die Marktiberwachungsbehérden der Lander die Aufgabe Gbernehmen, so
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dass der durchschnittliche Lohnsatz in Hohe von 40,30 Euro pro Stunde nach dem Leitfa-
den fur die Ermittlung und Darstellung des Erfullungsaufwands angesetzt wird. Damit be-
tragt der jahrliche Verwaltungsaufwand, ausgehend von 600 Fallen pro Jahr, rund
32.000 Euro (600*80*40,30/60). Angaben zu eventuellen Sachkosten oder einmaligem Er-
fullungsaufwand kénnen nicht gemacht werden, da die konkrete Umsetzung der Marktiber-
wachung noch nicht bekannt ist. Die bestehenden Vorgaben beziehen sich hauptsachlich
auf Produkte, weswegen die Annaherung zur Zahl der Anfragen in Bezug auf Dienstleis-
tungen notig ist. Die Verteilung von produzierenden Unternehmen und Dienstleistungsun-
ternehmen an der Gesamtwirtschaft in Deutschland liegt bei 20% (Produktion) zu 80%
(Dienstleistungen). Geht man davon aus, dass diese Verteilung (80/20) sich bei den Anfra-
gen widerspiegelt ergibt sich eine Fallzahl von 3.000 (600/20*100).

Vorgabe 3: Bereitstellung einer barrierefreien Kommunikation fiir Menschen mit Hor-
und Sprachbehinderung bei MaBRnahmen der Marktiiberwachung; § 20 Abs. 3 BFG-E

Jahrlicher Erfullungsaufwand der Lander:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz pro Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Euro) | Fall (in Euro) (in Tsd. EUR) (in Tsd. EUR)
8 3.600 4.500 36
Erfullungsaufwand (in Tsd. EUR) 36

Gemal der Regelung durch §20 Abs. 3 BFG-E, sind die Marktiberwachungsbehoérden
dazu verpflichtet im Rahmen ihrer MaRnahmen, fir Menschen mit Hér- und Sprachbehin-
derung eine barrierefreie Kommunikation zu gewahrleisten und die Kosten zu tragen. Dabei
haben die Betroffenen das Recht wahrend des Verfahrens in deutscher Gebardensprache,
mit lautsprachenbegleiteter Gebarden, mit der Marktiiberwachungsbehérde zu kommuni-
zieren. Nach Angaben der Landesdolmetscherzentrale (LDZ) flr Gebardensprache in
Sachsen, liegt der aktuelle Stundensatz fur einen Dolmetscher*in bei 75 Euro. Analog zu
den Verwaltungsvorgaben 5 und 9 liegt der Zeitaufwand bei rund 1,5 Personenwochen also
3.600 Minuten, wodurch sich Sachkosten in Héhe von 4.500 Euro pro Fall ergeben.

Im Zuge der Schatzung (Verwaltungsvorgaben 8 + 9) wird von 1.875 Stichproben-, Anlass-
und Nachkontrollen durch die Marktiberwachungsbehérden ausgegangen. Berlcksichtigt
man, dass in Deutschland etwa 0,4%%° der Bevolkerung zu den Menschen mit Hor- und
Sprachbehinderungen gehdren, ergibt sich eine jahrliche Fallzahl von 8 betroffenen Kon-
trollen. Dadurch ergibt sich ein zusatzlicher Verwaltungsaufwand von 36 Tsd. Euro
(8*4.500) jahrlich. Zusatzlich kdnnen auch Fahrkosten fiir die Dolmetscher*innen anfallen,
welche aber durch die individuelle Fallgestaltung nicht pauschalisiert dargestellt werden
kdénnen.

Vorgabe 4: Produktiiberpriifung bei Verdacht auf VerstoR gegen die Barrierefreiheit
von Produkten; § 20 Abs. 1 BFG-E

20 Statistik der schwerbehinderten Menschen — Kurzbericht 2019; Statistisches Bundesamt
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Jahrlicher Erfullungsaufwand der Lander:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz  pro | Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Euro) | Fall (in Euro) (in Tsd. EUR) (in Tsd. EUR)

725
300 3600 40,30

Erfullungsaufwand (in Tsd. EUR) 725

Gemal § 22 Absatz 1 Abs. 1 BFG-E hat die Marktiberwachungsbehorde eine Untersu-
chung vorzunehmen, wenn Grund zur Annahme besteht, dass ein Produkt die geltenden
Barrierefreiheitsanforderungen nicht erfullt. Dazu arbeiten die Wirtschaftsakteure umfas-
send mit den Marktliberwachungsbehérden zusammen. Ausgehend von der Anzahl der
Anfragen zu § 19 BFG-E (Verwaltungsvorgabe 1) wird angenommen, dass ca. 50% der
Verbraucheranfragen zu bestimmten Produkten eine Nichterfullung der geltenden Bestim-
mungen aufdeckt. Somit berechnet sich eine jahrliche Fallzahl von 300 Untersuchungen.

Der Zeitaufwand wird in Anlehnung an bereits quantifizierten Verwaltungsvorgaben, die im
Bestand des Statischen Bundesamtes dokumentiert sind, hergeleitet. Dabei lasst sich fur
die Standardaktivitat ,Uberwachungs- und AufsichtsmaRnahmen® im Zusammenhang mit
der Untersuchung des betreffenden Produktes ein zeitlicher Aufwand von rund 1,5 Perso-
nenwochen also 3.600 Minuten pro Fall ableiten.

Es wird davon ausgegangen, dass die Marktiberwachungsbehdrden der Lander die Auf-
gabe Uibernehmen, sodass der durchschnittliche Lohnsatz in Hohe von 40,302" Euro pro
Stunde auf Landesebene nach dem Leitfaden fir die Ermittlung und Darstellung des Erfil-
lungsaufwands angesetzt wird. Damit betragt der jahrliche Verwaltungsaufwand 725.000
Euro (300*3600*40,30/60).

Vorgabe 5: Mitteilungspflicht an die zustandige Behorde bei beanstandeten Produk-
ten, die im EU-Ausland vertrieben werden; § 24 BFG-E

Jahrlicher Erfullungsaufwand der Lander:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz pro Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Euro) | Fall (in Euro) (in Tsd. EUR) (in Tsd. EUR)

300 20 40,30 k. A. 4 k. A.

Erfullungsaufwand (in Tsd. EUR) 4

21 Hierarchieebene Bund, Durchschnitt; Lohnkostentabelle Verwaltung, Leitfaden zur Ermittlung des Erfiillungs-
aufwands S. 55
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Die eingefuhrte Verwaltungsvorgabe verpflichtet die Marktliberwachungsbehoérde bei bean-
standeten Produkten, die in anderen Mitgliedstaaten der Europaischen Union auf dem
Markt bereitgestellt werden, die Bundesanstalt fur Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin Uber
das Ergebnis der Untersuchung und Uber die MalRnahmen zu informieren.

Analog zur Vorgabe Nr. 2 wird hier ebenfalls die Fallzahl 300 als Rechengrdfe angesetzt.
Ferner wird an dieser Stelle angenommen, dass alle Produkte grundsatzlich auch im EU-
Ausland vertrieben werden.

Der Zeitaufwand wird ebenfalls in Anlehnung an ahnliche Vorgaben hergeleitet, die im Be-
stand des Statischen Bundesamtes dokumentiert sind. Dabei lassen sich folgende Stan-
dardaktivitdten im Zusammenhang mit der Bereitstellung von Informationen ableiten:

e Eingang bestatigen und Einholen fehlender Daten
e Daten Ubermitteln oder verodffentlichen

Gesamtzeitaufwand (Median) = 20 Minuten pro Fall
Der zeitliche Umfang der Vorgabe betragt somit 20 Minuten pro Fall. Ausgehend von 300

Fallen pro Jahr und einem Lohnsatz in Hohe von 40,30 Euro pro Stunde, resultiert ein jahr-
licher Verwaltungsaufwand von rund 4.000 Euro (300*20*40,30/60

Vorgabe 6: Mitteilungspflicht an die zustandige Behorde aus anderen EU-Staaten, bei
angeordneten NachbesserungsmaBnahmen; § 24 Absatz 2 BFG-E

Jahrlicher Erfullungsaufwand der Lander:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz pro Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Euro) | Fall (in Euro) (in Tsd. EUR) (in Tsd. EUR)

150 20 40,30 k. A. 2 k. A.

Erfullungsaufwand (in Tsd. EUR) 2

Ergreift der Wirtschaftsakteur keine geeigneten Korrekturmal3nahmen, bei zuvor durch die
zustandige Behdrde beanstandeten Produkten, so hat die zustandige Marktiiberwachungs-
behdrde die Informationen Uber vorlaufige Malnahmen an die Bundesanstalt flr Arbeits-
schutz und Arbeitsmedizin zu Ubermitteln. Die Information enthalt alle verfigbaren Anga-
ben, insbesondere die Daten flr die Identifizierung des nichtkonformen Produktes, die Her-
kunft des Produktes, die Art der behaupteten Nichtkonformitat, die vom Produkt nicht erfill-
ten Barrierefreiheitsanforderungen sowie die Art und Dauer der ergriffenen nationalen Malf3-
nahmen und die Stellungnahme des betreffenden Wirtschaftsakteurs.

Die Vorgabe betrifft eine Teilmenge der Produkte, die in § 21 (Vorgaben 1 und 2) angespro-
chen sind. Demnach wird die ermittelte die Fallzahl von 300 Produkten als Grundlage her-
angezogen. Es wird angenommen, dass davon rund die Halfte eine weiterfihrende MaR-
nahme erfordert, so dass fiir die Berechnung des Erfillungsaufwands eine Fallzahl von
rund 150 pro Jahr herangezogen wird.

Der Zeitaufwand wird ebenfalls in Anlehnung an ahnliche Vorgaben, die im Bestand des
Statischen Bundesamtes dokumentiert sind, hergeleitet. Dabei lassen sich folgende Stan-
dardaktivitdten im Zusammenhang mit der Bereitstellung von Informationen ableiten:
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e Eingang bestatigen und Einholen fehlender Daten
e Daten Ubermitteln oder verodffentlichen

Gesamtzeitaufwand (Median) = 20 Minuten pro Fall

Der zeitliche Umfang der Vorgabe betragt 20 Minuten pro Fall. Es wird davon ausgegangen,
dass die Marktliiberwachungsbehoérden der Lander die Aufgabe Gbernehmen, so dass ein
Lohnsatz in H6he von 40,30 Euro fiir den durchschnittlichen Lohnsatz pro Stunde auf Lan-
desebene nach dem Leitfaden fir die Ermittlung und Darstellung des Erflllungsaufwands
angesetzt wird. Damit liegt der jahrliche Verwaltungsaufwand, ausgehend von 150 Fallen
pro Jahr, bei rund 2.000 Euro (150*20%40,30/60). Angaben zu eventuellen Sachkosten o-
der einmaligem Erfiullungsaufwand kann nicht gemacht werden, da die Umsetzung der
Marktiiberwachung noch nicht bekannt ist.

Vorgabe 7: Priifung der MaBnahmen anderer Mitgliedstaaten und Information uber
die MaBnahmen auf geeignete Weise durch die zustindige Behorde; § 26 Absatz 1

BFG-E

Jahrlicher Erfullungsaufwand der Lander:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz pro Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Euro) | Fall (in Euro) (in Tsd. EUR) (in Tsd. EUR)
1.300 50 42,30 k. A. 43 k. A.
Erfullungsaufwand (in Tsd. EUR) 43

Nach § 26 Absatz 1 BFG-E hat die zustandige Marktliiberwachungsbehdrde die nationalen
Wirtschaftsakteure in geeigneter Weise Uber die MalRnahmen des anderen Mitgliedstaates
bezlglich beanstandeter Produkte zu informieren und zu prifen, ob diese MalRnahmen ge-
rechtfertigt sind.

Hier wird grundsatzlich von einer geringeren Fallzahl pro Land ausgegangen, da die Vor-
gabe eher Ausnahmen betrifft. Ferner liegen keine Angaben zu moglichen Fallzahlen vor,
so dass hier eine Annahme getroffen werden muss. In Anlehnung der Vorgaben zu § 22
und § 23, welche die Fallzahl der beanstandeten Produkte pro Jahr fur Deutschland (300
Falle) aufweisen, wird hier von einer geringeren Zahl pro EU-Mitgliedstaat ausgegangen,
um auch der unterschiedlichen Produkteinfihrungshaufigkeit und wirtschaftlichen Starke
der Branche in den jeweiligen Mitgliedslandern Rechnung zu tragen. Fir die insgesamt 26
Mitgliedstaaten (ausgenommen Deutschland) wird hier von einer Fallzahl von insgesamt
rund 1.300 Fallen, frei geschatzt, ausgegangen - umgerechnet durchschnittlich 50 Falle pro
Mitgliedstaat pro Jahr.

Der Zeitaufwand wird Anhand vergleichbarer Vorgaben, die im Bestand des Statischen
Bundesamtes dokumentiert sind, hergeleitet und betragt 50 Minuten pro Fall. Dabei lassen
sich folgende Standardaktivitaten im Zusammenhang mit der Bereitstellung von Informati-
onen ableiten:

e Formelle Prufung, Daten sichten
e Eingang bestatigen und Einholen fehlender Daten
e Daten Ubermitteln oder veréffentlichen
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Gesamtzeitaufwand (Median) = 50 Minuten pro Fall

Der durchschnittliche Lohnsatz pro Stunde auf Landeseben betragt 40,30 Euro. Somit er-
rund 42.000 Euro

rechnet

sich ein

(1.300*50%40,30/60).

jahrlicher

Erfallungsaufwand

von

Vorgabe 8: Stichprobenkontrollen, Wiederholungs- und Anlasskontrollen von
Dienstleistungen auf ihre Barrierefreiheit; § 25 Abs. 1 und Abs. 2 BFG-E

Jahrlicher Erfullungsaufwand der Lander:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz pro Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Euro) | Fall (in Euro) (in Tsd. EUR) (in Tsd. EUR)
1575 3600 40,30 k. A. 3.808 k. A.
Erfullungsaufwand (in Tsd. EUR) 3.808

Gemal § 25 Abs. 1 und Abs. 2 BFG-E hat die Marktiiberwachungsbehérde anhand ange-
messener Stichproben nach Anlage 2 zu kontrollieren, ob und inwiefern Dienstleistungen
(Bankdienstleistungen, Dienstleistungen im elektronischen Geschéaftsverkehr usw.) den An-
forderungen an die Barrierefreiheit geniigen. Weitergehende Marktliiberwachungsmalnah-
men in anderen Rechtsvorschriften bleiben unberthrt. Dartber hinaus kann die Marktiber-
wachungsbehdrde anlassbezogene Prifungen und Wiederholungsprifungen vornehmen.

Da Angaben zu méglichen StrichprobengréRen fehlen, wird in Anlehnung an quantifizierten
Verwaltungsvorgaben aus den Bereichen Energie und Sicherheit des Datenbestandes des
Statistischen Bundesamtes, die eine Stichprobenkotrolle vorsehen, eine Fallzahl hergelei-
tet. Ausgehend von 480 bis zu 3.000 Strichprobenkontrollen jahrlich sind im Mittel 1.500
Kontrollen zu erwarten. Die Wiederholungs-und Anlasskontrollen werden schatzungsweise
5% der Stichprobenkontrollen ausmachen, so dass flr die Jahrliche Fallzahl ca. 1.575 Kon-
trollen berechnet werden.

Analog zur der Vorgabe zu § 23 Absatz 1 BFG-E (Vorgabe Nr. 2) wird ein Zeitaufwand von
3.600 Minuten pro Fall, in Anlehnung an bereits quantifizierten Verwaltungsvorgaben mit
der Standardaktivitat ,Uberwachungs- und AufsichtsmaRnahmen®, abgeleitet, da die kon-
krete Uberwachungsmethode der in Anlage 2 des Entwurfs beschriebenen Punkte nicht
bekannt ist.

Es wird ein Lohnsatz in Hohe von 40,30 Euro flr pro Stunde auf Landesebene nach dem
Leitfaden fir die Ermittlung und Darstellung des Erflllungsaufwands angesetzt. Damit be-
tragt der geschatzte jahrliche Verwaltungsaufwand rund 3.808.000 Euro
(1.575*3.600*40,30/60). Eine Angabe zu eventuellen Sachkosten oder einmaligem Erful-
lungsaufwand kann nicht gemacht werden, da die Umsetzung der Marktiberwachung noch
nicht bekannt ist.

Vorgabe 9: Bearbeitung eines Antrages auf Einleiten eines Verwaltungsverfahrens;
§ 34 BFG-E

Jahrlicher Erfullungsaufwand der Lander:
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Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz pro Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Euro) | Fall (in Euro) (in Tsd. EUR) (in Tsd. EUR)
185 610 40,30 k. A. 76 k. A.
Erfullungsaufwand (in Tsd. EUR) 76

Gemal § 34 BFG-E hat jeder Verbraucher die Mdglichkeit, bei der Marktliiberwachungsbe-
hoérde die Einleitung eines Verwaltungsverfahrens, wenn der Wirtschaftsakteur gegen die
Bestimmungen dieses Gesetzes oder der Rechtsverordnung nach § 3 Absatz 2 versto3t zu
beantragen. Der Verbraucher hat in seinem Antrag darzulegen, gegen welche Bestimmung
der Wirtschaftsakteur verstof3t. Der Verbraucher hat das Recht, einen nach § 15 Absatz 3
Behindertengleichstellungsgesetz anerkannten Verband oder eine qualifizierte Einrichtung
im Sinne des § 3 Absatz 1 Nummer 1 des Unterlassungsklagegesetzes zu beauftragen, in
seinem Namen oder an seiner Stelle die Einleitung eines Verfahrens zur Durchfiihrung von
Malnahmen nach Satz 1 zu beantragen. die ihr vorliegenden Informationen Uber die Barri-
erefreiheit bei bestimmten Produkten zu beantragen. Die Antragsbearbeitung eins Verwal-
tungsverfahrens wird hier mit der Bearbeitung eines Schlichtungsverfahrens gleichgesetzt,
da Angaben bzw. Einschatzung seitens der Behdrden nicht eingeholt werden kann und die
Datengrundlage zu Verwaltungsverfahren nicht besteht. Bereits bestehende Verwaltungs-
vorgaben in den Rechtsbereich ZKG und SGB6 weisen einen Verwaltungsaufwand fur die
Bearbeitung eines Verwaltungsverfahrens von ca. 110 bis 100 Minuten pro Fall auf. Hier
wird ein Durchschnittswert von rund 610 Minuten pro Fall angenommen.

Die Fallzahl wird analog zur Blrgervorgabe des § 34 mit 185 angesetzt. Es wird davon
ausgegangen, dass die Marktiberwachungsbehérden der Lander die Aufgabe Uberneh-
men, so dass der durchschnittliche Lohnsatz in Héhe von 40,30 Euro pro Stunde nach dem
Leitfaden fir die Ermittlung und Darstellung des Erfillungsaufwands angesetzt wird. Damit
betragt der jahrliche Verwaltungsaufwand, ausgehend von 185 Fallen pro Jahr, rund
76.000 Euro (185*610%40,30/60). Angaben zu eventuellen Sachkosten oder einmaligem
Erfullungsaufwand kénnen nicht gemacht werden, da die konkrete Umsetzung eines Ver-
waltungsverfahrens nicht bekannt ist.

Vorgabe 10: Veroffentlichen von Informationen zur Zustandigkeit, Existenz
und Entscheidungen mit Barrierefreier Kontaktmoglichkeit; § 32 BFG-E

Einmaliger Erflllungsaufwand der Lander:

Fallzahl Zeitaufwand pro | Lohnsatz pro Sachkosten pro | Personalkosten | Sachkosten
Fall (in Minuten) | Stunde (in Fall (in Euro) (in Tsd. EUR) (in Tsd. EUR)
Euro)
16 480 40,30 1.200 5 19
Erfullungsaufwand (in Tsd. EUR) 24

Durch § 32 BFG-E werden die Marktiiberwachungsbehorden dazu verpflichtet die Offent-
lichkeit Uber ihre Existenz, ihre Zustandigkeiten, die Moglichkeiten der Kontaktaufnahme,
ihre Arbeit und ihre Entscheidungen barrierefrei zu informieren. Es ist davon auszugehen,
dass die Behdrden hierfir eine Unterseite auf inrer bereits bestehenden Webseite erstellen.
Da viele moderne Webseiten tUber ein Content-Management-System (CMS) gepflegt wer-
den, ist flr das Erstellen der Unterseite sowie das Einpflegen von Informationen kein IT
Fachpersonal notwendig. Legt man vergleichbare Vorgaben zugrunde, kann man davon
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ausgehen, dass fir das Zusammenstellen der Informationen ein Arbeitstag a 8 Stunden
anfallt. Fir das Einbinden und Testen einer barrierefreien Kontaktmaglichkeit sind Program-
miertatigkeiten von einem Programmiertag notwendig, die mit einem Standardwert von
1.200 Euro zugrunde gelegt werden.

Die Behdrden haben auch die Mdglichkeit die Informationen analog z. B. Uber ein Amtsblatt
zu veroffentlichen. In diesen Féllen kann es dazu kommen, dass Burger aufgrund ihrer Be-
hinderungen auf Anfrage nahere Erlauterungen oder Ubersetzungen benétigen. Es wird
davon ausgegangen, dass es sich dabei um Einzelfélle handelt und kein regelmafiger Ver-
waltungsaufwand entsteht.

Vorgabe 11: Berichterstattung an die EU-Kommission; § 36 BFG-E

Gemal § 36 BFG-E muissen die Lander zur Vorbereitung der Berichterstattung an die Eu-
ropaische Kommission Informationen zusammenzustellen und an das Bundesministerium
fur Arbeit und Soziales oder eine von diesem benannten Behdrde zu Ubermitteln. In dem
Bericht wird vor dem Hintergrund der sozialen, wirtschaftlichen und technologischen Ent-
wicklung unter anderem auf die Fortschritte bei der Barrierefreiheit von Produkten und
Dienstleistungen Auskunft gegeben.

Die Europaische Kommission ist selber verpflichtet, erstmals zum 28. Juni 2030 und danach
alle 5 Jahre dem Europaischen Parlament, dem Rat, dem Europaischen Wirtschafts- und
Sozialausschuss und dem Ausschuss der Regionen Bericht Uber die Anwendung der Richt-
linie zu erstatten. Es ist daher damit zu rechnen, dass die Berichterstattung durch das Bun-
desministerium fur Arbeit und Soziales jeweils im Vorfeld ebenfalls alle 5 Jahre erfolgen
wird. Die Richtlinie selbst enthalt keine konkreten Angaben, welche Angaben genau die
Kommission flr ihre Berichterstattung benétigt. Es ist daher davon auszugehen, dass im
Vorfeld der Berichterstattung ein vertiefter Kommunikationsaufwand mit der Kommission
und den anderen EU-Mitgliedstaaten bestehen wird. Dieser erhohte Aufwand wird sodann
im Rahmen der Anforderung der Informationen bei den Landern noch weiter intensiviert
werden.

Fur die Berichterstattung selbst entsteht erheblicher Aufwand hinsichtlich der Auswertung
der zugelieferten Berichte der Lander. Samtliche Aufgaben sind aufgrund der Vielzahl an
Akteuren mit erheblichem Kommunikationsaufwand verbunden. So ist erfahrungsgemaf
etwa mit erheblichem Abstimmungsaufwand mit den Landern bezlglich des Berichterstat-
tungsformats zu rechnen. Hinzu kommt, dass sich die Berichterstattungspflicht sowohl auf
die Produkte als auch auf die Dienstleistungen erstreckt. Bei dem Bereich der Dienstleis-
tungen handelt es sich um ein ganzlich neues Regelungsfeld, flir das daher mit einem er-
héhten Kooperationsaufwand, so z.B. erhohtem Beratungsbedarf der Lander zu rechnen
ist. Dies gilt umso mehr angesichts der Bandbreite der in den Anwendungsbereich fallenden
Dienstleistungen.

Es ist zudem davon auszugehen, dass der Anwendungsbereich durch europaische Vor-
schriften noch erweitert werden wird. Die Europaische Strategie zugunsten von Menschen
mit Behinderungen 2010-2020 soll weitergefuhrt werden und die portugiesische Ratspra-
sidentschaft hat sich u.a. den Schwerpunkt ,Inklusion“ gegeben. Die Herstellung von Barri-
erefreiheit ist ein Kernanliegen dabei, sodass mit einer Ausweitung des Anwendungsbe-
reichs im privaten Sektor zu rechnen ist. Damit wird sich auch der Aufwand fiir das Bun-
desministerium flr Arbeit und Soziales erhéhen, sowohl was die Zusammenstellung der
Informationen aus den Landern angeht, als auch bezlglich des Kooperations- und Bera-
tungsbedarfs.

Es ist daneben von einer Notwendigkeit von Dienstreisen, unter anderem nach Brissel,
sowie angesichts der schnellen Weiterentwicklung der barrierefreien Informationstechnik
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von regelmafig erforderlichem fachlichen Austausch mit nationalen und internationalen
Gremien und Experten und notwendigen regelmafRigen Fortbildungen auszugehen.

Fir die Auswertung der Daten und zugelieferten Berichte und die Erstellung des Berichts
der Bundesregierung wird in Anlehnung an den Aufwand fir die Berichterstattung im Rah-
men des § 12 ¢) BGG von einem Arbeitsaufwand von rund 2°104 Stunden ausgegangen.
Dies entspricht einem Vollzeitdquivalent (A 15). Insgesamt ist bei Anwendung der aktuellen
Personalkostensatze des Bundesministeriums flr Finanzen daher von einem Bedarf in
Hohe von 165°000 Euro auszugehen.

Die Ausstattung mit Sachmitteln muss neben der Anmietung von Buroflachen und den Ge-
meinkosten vor allem den Bedarf an spezieller IT-Ausstattung, die Reise- und Veranstal-
tungskosten sowie den Bedarf an Weiterbildung und aktuellen Informationsmaterialien be-
rucksichtigen.

§ 36 BFG-E erlaubt dem Bundesministerium fur Arbeit und Soziales, eine in seinem Zu-
standigkeitsbereich liegende Behorde zu benennen, die die Berichterstellung fir das Minis-
terium Ubernimmt. Fir diesen Fall ware mit einem erhéhten Erfullungsaufwand bei dieser
Behdrde insbesondere in Hinblick auf Personalkosten in dem Umfang zu rechnen, wie er
im Bundesministerium fir Arbeit und Soziales anfallen wiirde, wenn die Aufgabe dort ver-
bliebe.

Der Bundesanstalt flir Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin entsteht durch einen Mehraufwand
bei den Meldepflichten ein erhdhter Erfullungsaufwand in Héhe von rund 3°200 Stunden.
Dies entspricht 2 VZA im gehobenen Dienst (bis A12/EG12). Insgesamt ist bei Anwendung
der aktuellen Personalkostenséatze des Bundesministeriums fiir Finanzen daher von einem
Bedarf in Hohe von 256°800 Euro auszugehen.

Vorgabe 12: Beratung von Kleinstunternehmen

§ 15 BFG-E bestimmt, dass ein Beratungsangebot fiir Kleinstunternehmen vorgesehen
werden muss. Diese Aufgabe soll der Bundesfachstelle fur Barrierefreiheit Ubertragen wer-
den. Nach Schatzung des Statistischen Bundesamts lassen sich rund 90 % der Unterneh-
men im Bereich Software und IT-Services den Kleinstunternehmen zuordnen. Bei rund
100°000 Unternehmen insgesamt in diesem Bereich verbleibt also eine grof3e Anzahl an
Kleinstunternehmen, die das Beratungsgebot in Anspruch nehmen kann. Da die Barriere-
freiheitsanforderungen fir Produkte und Dienstleistungen von privaten Anbietern im Soft-
ware- und IT-Bereich mit dem BFG-E erstmals geregelt werden, ist auch von einem grof3en
Beratungsbedarf auszugehen.

Bisher erfassten die Aufgaben nach § 13 Absatz 2 Behindertengleichstellungsgesetz nur
die Beratung der Wirtschaft auf Anfrage. Die Bundesfachstelle muss daher ein neues Be-
ratungskonzept entwickeln, das sich auf die speziellen Bedurfnisse von Kleinstunterneh-
men in der Software- und IT-Branche ausrichtet. Bei den Beratungen selbst wird daneben
jedoch auf die individuellen Bedurfnisse der einzelnen Kleinstunternehmen einzugehen
sein. Dies gilt auch und insbesondere im Rahmen von Start-up-Unternehmen.

Es ist daher von einem erhohten Arbeitsaufwand fir die Bundesfachstelle fir Barrierefrei-
heit von rund 6°200 Stunden im Jahr auszugehen, was zu einem notwendigen Stellenauf-
wuchs bei der Deutschen Rentenversicherung Knappschaft-Bahn-See fiihrt, wo die Bun-
desfachstelle fur Barrierefreiheit angesiedelt ist. Ein erhdhter Arbeitsaufwand von rund
6°200 Stellen im Jahr entspricht 4 VZA. Davon sind fiir die Beratungen 3 Stellen im geho-
benen Dienst (bis EG 10) und fiir die Ubernahme der komplizierteren Falle, die Koordination
und die Konzipierung eine Stelle im héheren Dienst (bis EG 14). Insgesamt ist bei Anwen-
dung der aktuellen Personalkostensatze des Bundesministeriums flr Finanzen daher von
einem Bedarf in Hohe von rund 388°000 Euro auszugehen.

Jugendarbeitsschutzausschiisse
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Der mit Artikel 2 erfolgende Wegfall der verpflichtenden Einrichtung der Jugendarbeits-
schutzausschiisse fiihrt zu einer Entlastung der Verwaltung der Lander, die in ihrer Hohe
nicht beziffert werden kann.

5. Weitere Kosten

Es ist nicht auszuschlieRen, dass durch die Umsetzung dieses Gesetzes ein geringer Preis-
anstieg der betreffenden Produkte und Dienstleistungen entsteht.

6. Weitere Gesetzesfolgen

Durch die Vorgabe, dass die vom BFG-E genannten Produkte kiinftig barrierefrei sein mus-
sen, werden Menschen mit Behinderungen eine breitere Produktpalette zur Auswahl haben
und nicht langer auf den Kauf teurerer Spezialprodukte angewiesen sein. Es ist allerdings
denkbar, dass sich durch die Pflicht zur Herstellung von Barrierefreiheit der Preis fur Ver-
braucherprodukte insgesamt erhéhen wird.

VIl. Befristung; Evaluierung
Eine Befristung ist fur die umzusetzenden Vorschriften europarechtlich nicht vorgesehen.

Eine Evaluation erfolgt nach Artikel 33 der Richtlinie (EU) 2019/882 durch die Kommission.
Demnach prift die Kommission sowohl die Fortschritte bei der Barrierefreiheit von Produk-
ten und Dienstleistungen mit etwaigen Lock-in-Effekten oder Innovationshemmnissen, als
auch die Auswirkungen der Richtlinie auf Wirtschaftsakteure und auf Menschen mit Behin-
derungen und erstattet dem Europaischen Parlament, dem Rat und dem Europaischen
Wirtschafts- und Sozialausschuss und dem Ausschuss der Regionen bis zum 28. Juni 2030
und danach alle finf Jahre dartber Bericht und schlagt bei Bedarf angemessene Mal3nah-
men vor, wozu auch gesetzgeberische Mallnahmen zahlen kdnnen.

B. Besonderer Teil

Die Vorschrift dient der Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882. Wesentlicher Inhalt ist die
Herstellung von Barrierefreiheit fir bestimmte, im Gesetzentwurf konkret benannte Pro-
dukte und Dienstleistungen fir Verbraucher. Hierfir werden die Pflichten der relevanten
Wirtschaftsakteure festgelegt sowie Regelungen fiir die Uberwachung und Durchsetzung
der Regelungen getroffen.

Zu Artikel 1 (Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 des Europaischen
Parlaments und des Rates liber die Barrierefreiheitsanforderungen fiir Produkte
und Dienstleistungen)

Zu Abschnitt 1 (Zweck, Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen)
Zu § 1 (Zweck und Anwendungsbereich)
Zu Absatz 1

Die Vorschrift nennt den Zweck des Gesetzes, namlich im Interesse der Verbraucher und
Nutzer fir die barrierefreie Bereitstellung von Produkten und Dienstleistungen nach Mal3-
gabe der folgenden Vorschriften zu sorgen. Dadurch wird fir Menschen mit Behinderungen
ihr Recht auf Teilhabe am Leben in der Gesellschaft gestarkt und der Harmonisierung des
Binnenmarktes Rechnung getragen.
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Zu Absatz 2

Die Vorschrift setzt Artikel 2 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und legt abschlieRend dieje-
nigen Produkte und Dienstleistungen fest, auf die sich der Anwendungsbereich des Geset-
zes erstreckt. Sie stellt klar, dass nur diejenigen Dienstleistungen betroffen sind, die fur
Verbraucher nach dem 28. Juni 2025 erbracht werden

Zu Nummer 1

Die Vorschrift setzt Artikel 2 Absatz 1 lit. a der Richtlinie (EU) 2019/882 um und bezieht
Hardwaresysteme flur Universalrechner fur Verbraucher in den Anwendungsbereich ein, in-
klusive die daflr bestimmten Betriebssysteme. Solche Computerhardwaresysteme zeich-
nen sich durch ihren Mehrzweckcharakter und ihre Fahigkeit aus, mit der geeigneten Soft-
ware die vom Verbraucher geforderten Ublichen Computeraufgaben durchzufihren und
sind dazu bestimmt, von Verbrauchern bedient zu werden. Personal Computer, einschlief3-
lich Desktops, Notebooks, Smartphones und Tablets sind Beispiele fiur solche Compu-
terhardwaresysteme. Nicht umfasst sind hingegen in Verbraucherelektronik eingebettete
Spezialcomputer, einzelne Komponenten mit spezifischen Funktionen wie etwa Hauptpla-
tinen oder Speicherchips, die in einem solchen System verwendet werden oder verwendet
werden kdnnten. Aufgrund der verbraucherspezifischen Ausrichtung der Richtlinie sind Ge-
schaftscomputer ebenfalls nicht erfasst. Da es sich hier jedoch um ein und denselben Her-
stellungsprozess handelt, dirfte sich dies in der Praxis bezlglich der Barrierefreiheit der
Hardware nicht bemerkbar machen.

Zu Nummer 2

Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 2 Absatz 1 lit. b der Richtlinie (EU) 2019/882
und umfasst Zahlungs- und Selbstbedienungsterminals, jeweils einschlie3lich der zugeho-
rigen Hard- und Software sowie interaktive Anzeigebildschirme.

Zu Nummer 3

Die Vorschrift setzt Artikel 2 Absatz 1 lit. ¢ der Richtlinie (EU) 2019/882 um und nennt Ver-
braucherprodukte mit interaktivem Leistungsumfang, die flr elektronische Kommunikati-
onsdienste verwendet werden. Hierunter fallen neben Mobiltelefonen, Tablets etc. auch
Produkte, die als Teil der Konfiguration fir den Zugang zu Telekommunikationsdiensten
genutzt werden, wie zum Beispiel Router oder Modems.

Zu Nummer 4

Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 2 Absatz 1 lit. d der Richtlinie (EU) 2019/882.
Sie bezieht Verbraucherendgerate mit interaktivem Leistungsumfang, die fir den Zugang
zu audiovisuellen Mediendienste verwendet werden, in den Anwendungsbereich ein.
Hierzu zahlen etwa der Amazon Fire TV Stick oder Spielekonsolen.

Zu Nummer 5

Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 2 Absatz 1 lit. e der Richtlinie (EU) 2019/882.
Sie nennt E-Book-Lesegerate und bezieht damit tragbare Leseprodukte flir elektronisch ge-
speicherte Buchinhalte in den Anwendungsbereich mit ein.

Zu Nummer 1

Die Vorschrift setzt Artikel 2 Absatz 2 lit. a der Richtlinie (EU) 2019/882 um und dient der
Harmonisierung der Barrierefreiheitsanforderungen flir Telekommunikationsdienste und
der Erganzung der Richtlinie (EU) 2018/1972, in der Vorschriften Uber die Gleichwertigkeit
des Zugangs und tber Wahimdglichkeiten fur Endnutzer mit Behinderungen festgelegt sind.
Diese Richtlinie wird durch das Gesetz zur Modernisierung des Telekommunikationsrechts
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(Telekommunikationsmodernisierungsgesetz) umgesetzt. Dort geregelte Gegenstande,
wie etwa die Barrierefreiheit von Notrufen, fallen daher nicht in den Anwendungsbereich
des vorliegenden Gesetzes.

Elektronische Telekommunikationsdienste i.S.d. Richtlinie (EU) 2018/1972 sind dort defi-
niert als gewohnlich gegen Entgelt Uber elektronische Kommunikationsnetze erbrachte
Dienste. Darunter fallen Internetzugangsdienste und interpersonelle Telekommunikations-
dienste. Bei letzteren handelt es sich um gewohnlich gegen Entgelt erbrachte Dienste, die
einen direkten interpersonellen und interaktiven Informationsaustausch Uber elektronische
Kommunikationsnetze zwischen einer endlichen Zahl an Personen ermdoglicht, wobei die
Empfanger von den Personen bestimmt werden, die die Kommunikation veranlassen oder
daran beteiligt sind. Die Definition orientiert sich an der Funktionsweise der Dienste und
nicht mehr wie friiher an der technischen Ausgestaltung wie der Ubertragung durch Funk-
signale. Damit fallen sowohl herkémmliche Sprachtelefonie, Internettelefonie, E-Mail-Uber-
tragungsdienste und SMS-Dienste als auch Messenger-Dienste wie z.B. Skype in den An-
wendungsbereich dieser Vorschrift.

Ausgenommen vom Anwendungsbereich sind Ubertragungsdienste zur Bereitstellung von
Diensten der Maschine-Maschine-Kommunikation. Unter Maschine-Maschine-Kommunika-
tion versteht man den automatisierten Datenaustausch zwischen Maschinen. Dabei sind
Maschinen solche Systeme, die nicht auf einem Computer basieren.

Zu Nummer 2

Die Vorschrift setzt Artikel 2 Absatz 2 lit. ¢ der Richtlinie (EU) 2019/882 um. Sie umfasst
diejenigen Dienstleistungen, die Fahrgaste mit Behinderungen zum Reisen bendtigen, von
der Reisevorbereitung (Webseiten und auf Mobilgeraten angebotenen Dienstleistungen, in-
klusive mobiler Anwendungen sowie elektronische Tickets und elektronische Ticketdienste)
bis zur Durchfliihrung der Reise (Bereitstellung von Informationen in Bezug auf den Ver-
kehrsdienst, einschliel3lich Reiseinformationen in Echtzeit und interaktive Selbstbedie-
nungsterminals im Hoheitsgebiet der Union). Zu den in Buchstabe d) genannten Informati-
onen gehoéren etwa Informationen Uber die einzelnen Personenverkehrsprodukte und -
dienste des Dienstleistungserbringers (inklusive Preise und Sonderangebote), Informatio-
nen vor Reiseantritt und wahrend der Reise sowie Informationen bei Ausfall einer Reise-
leistung oder einer verzégerten Abfahrt. Eine Ausnahme bilden in diesem Zusammenhang
interaktive Bildschirme, die sich nicht im Hoheitsgebiet der Union befinden. Bezlglich der
interaktiven Selbstbedienungsterminals regelt Buchstabe e), dass Selbstbedienungstermi-
nals, die als integrierte Bestandteile von Fahrzeugen, Luftfahrzeugen, Schiffen und Schie-
nenfahrzeugen eingebaut sind und flir die Erbringung von solchen Personenbeférderungs-
diensten verwendet werden, nicht erfasst werden.

In der Richtlinie (EU) 2019/882 werden nicht die Stadt- und Vorortverkehrsdienste oder
Regionalverkehrsdienste erfasst. Soweit es sich um Verkehrsdienste handelt, die von 6f-
fentlichen Stellen angeboten werden, sind diese bereits durch die Richtlinie (EU) 2016/2102
dazu verpflichtet, ihre Webseiten barrierefrei zu gestalten. Private Erbringer von Stadt-, Vor-
ort- oder Regionalverkehrsdiensten werden durch die Richtlinie (EU) 2019/882 zumindest
dazu verpflichtet, ihre Webseiten flir den Online-Ticketverkauf und ihre interaktiven Selbst-
bedienungsterminals barrierefrei zu gestalten. Weitere Anforderungen werden daher nicht
fur erforderlich gehalten. Der BFG-E setzt die Richtlinie (EU) 2019/882 eins zu eins um.
Eine Ausweitung des Anwendungsbereichs auf die ausgenommenen Dienstleistungserbrin-
ger ist daher nicht mdglich.

Nicht erfasst werden ebenfalls bestimmte Elemente von Verkehrsdiensten, die auf3erhalb
des Hoheitsgebiets der Mitgliedstaaten erbracht wurden, auch wenn die betreffende Dienst-
leistung flr den Unionsmarkt bestimmt war. Die Personenverkehrsdienstleister sind mithin
verpflichtet, sicherzustellen, dass die Barrierefreiheitsanforderungen in Bezug auf den im
Gebiet der Union angebotenen Teil des Dienstes erfillt werden. Luftfahrtunternehmen in
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der Union sollen sicherstellen, dass die geltenden Anforderungen auch bei Fligen erflillt
sind, die von einem Flughafen in einem Drittland abgehen und einen Flughafen im Hoheits-
gebiet der Union zum Ziel haben.

Zu Nummer 3

Die Vorschrift setzt Artikel 2 Absatz 2 lit. d wortgleich um. Die Definition von ,Bankdienst-
leistungen fur Verbraucher” aus Artikel 3 Nummer 28 der Richtlinie (EU) 2019/882 stellt
klar, dass hiervon u.a. Kreditvertrage i.S.d. Richtlinie 2008/48/EG des Europaischen Parla-
ments und des Rates (,Verbraucherkreditrichtlinie) oder der Richtlinie 2014/17/EU des Eu-
ropaischen Parlaments und des Rates (,WWohnimmobilienkreditrichtlinie“) umfasst sind. Da
in Deutschland aus Grinden des Verbraucherschutzes nicht alle Teile des Kreditgeschafts
online abgeschlossen werden kdnnen, werden durch diese Vorschrift auch vor Ort er-
brachte Dienstleistungen der Kreditunternehmen in den Abwendungsbereich des Gesetzes
mit einbezogen.

Die Barrierefreiheitsanforderungen erstrecken sich zudem auch auf Identifizierungsmetho-
den, elektronische Signaturen und Zahlungsdienstleistungen. Denn diese sind flir die Ab-
wicklung von Bankgeschaften mit Privatkunden erforderlich.

Zu Nummer 4

Die Vorschrift setzt Artikel 2 Absatz 2 lit. e der Richtlinie (EU) 2019/882 um. Im Zusammen-
hang mit E-Books fallen unter den Begriff des Dienstleistungserbringers unter anderem
auch Verleger und andere Wirtschaftsakteure, die am Vertrieb der E-Books beteiligt sind.
Bei Zugang zu Inhalten, die durch Urheberrecht und verwandte Schutzrechte geschutzt
sind, stolien Menschen mit Behinderungen nach wie vor auf Barrieren. Diese Barrieren
werden durch die vorliegende Regelung weiter abgebaut.

Zu Nummer 5

Die Vorschrift setzt Artikel 2 Absatz 2 lit. f der Richtlinie (EU) 2019/882 um. Die Barrierefrei-
heitsanforderungen an Dienstleistungen im elektronischen Geschaftsverkehr gelten fir den
Online-Verkauf jeglicher Produkte oder Dienstleistungen. Damit erstreckt sich der Anwen-
dungsbereich auch auf den Verkauf eines Produkts oder einer Dienstleistung, die bereits
fur sich genommen unter den Anwendungsbereich dieses Gesetzes fallt. Neben dem On-
line-Handel fallen unter Dienstleistungen im elektronischen Geschaftsverkehr u.a. auch
Dienstleistungen im Rahmen von privaten Verkehrsdiensten, wie etwa Taxifahrten oder den
gebundelten Bedarfsfahrten. Dabei sind nur diejenigen Dienstleistungen erfasst, die im Hin-
blick auf den Abschluss des Verbrauchervertrages elektronisch erbracht werden, wie etwa
die Webseiten oder die mobilen Anwendungen der Dienstleistungserbringer, durch die den
Verbrauchern die Angebote vorgestellt werden sowie Buchungen und Zahlungen getéatigt
werden kdnnen. Die Beférderung an sich fallt nicht unter den Anwendungsbereich des BFG-
E, sondern soll durch das neue Personenbeférderungsgesetz geregelt werden.

Zu Absatz 4

Die Vorschrift setzt Artikel 2 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und legt Ausnahmen
fur die Barrierefreiheitsanforderungen an Webseiten fest. Die Ausnahmen entsprechen
denjenigen, die die Richtlinie (EU) 2016/2102 fir 6ffentliche Stellen festgelegt hat und die
in der Verordnung zur Schaffung barrierefreier Informationstechnik nach dem Behinderten-
gleichstellungsgesetz (Barrierefreie-Informationstechnik-Verordnung - BITV 2.0) ebenfalls
zu finden sind. Die Vorschrift verhindert somit, dass fiir 6ffentliche Stellen und private
Dienstleistungsanbieter unterschiedliche Anforderungen an die Barrierefreiheit gestellt wer-
den.
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Zu Nummer 1

Die Vorschrift setzt Artikel 2 Absatz 4 lit. a der Richtlinie (EU) 2019/882 um und nimmt
aufgezeichnete, zeitbasierte Medien, die vor dem 28. Juni 2025 verdéffentlicht wurden, von
dem Anwendungsbereich aus. Bei aufgezeichneten, zeitbasierten Medien handelt es sich
um Medien, die unabhangig vom Raum der wiederholten Vorfuhrung zugénglich sind, z.B.
Videos, Filme oder Tonaufzeichnungen.

Zu Nummer 2

Die Vorschrift setzt Artikel 2 Absatz 4 lit. b der Richtlinie (EU) 2019/882 um. Danach unter-
fallen Dateiformate von Bliro-Anwendungen, die vor dem 28. Juni 2025 veroffentlicht wur-
den, nicht dem Anwendungsbereich. Biro-Anwendungen sind Programme fur Schriftver-
kehr und Prasentation in der Wirtschaft und 6ffentlichem Leben, auch Office-Software ge-
nannt. Ein Dateiformat ist die festgelegte Anordnung, bzw. zugrundeliegende Struktur, nach
der die in einer Datei enthaltenen Daten abgespeichert sind.

Zu § 2 (Begriffsbestimmungen)

Die Vorschrift dient der Umsetzung der Begriffsbestimmungen des Artikel 3 der Richtlinie
(EU) 2019/882.

Zu Nummer 1

Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 1 der Richtlinie (EU) 2019/882 um. Die hier verwen-
dete Definition von ,Menschen mit Behinderungen® beruht auf der Definition des Artikel 1
Satz 2 der UN-Behindertenrechtkonvention und entspricht wortlich der in § 3 Gesetz zur
Gleichstellung von Menschen mit Behinderungen (Behindertengleichstellungsgesetz -
BGG) genutzten Begriffsbestimmung.

Zu Nummer 2

Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 2 der Richtlinie (EU) 2019/882 um. Nummer 2 erster
Halbsatz enthalt die Definition von ,Produkt®. Produkt ist danach ein Stoff, eine Zubereitung
oder eine Ware, der bzw. die durch einen Fertigungsprozess hergestellt worden ist. Der
zweite Halbsatz legt fest, dass Lebensmittel, Futtermittel, lebende Pflanzen und Tiere, Er-
zeugnisse menschlichen Ursprungs und Erzeugnisse von Pflanzen und Tieren, die unmit-
telbar mit ihrer kiinftigen Reproduktion zusammenhangen, keine Produkte im Sinne dieses
Gesetzesentwurfs sind. Die Definition des Produktes stellt somit insbesondere auf die Her-
stellung durch einen Fertigungsprozess ab. Der zweite Halbsatz stellt zusatzlich klar, dass
vom BFG-E ausschlieRlich sogenannte Non-Food-Produkte erfasst werden.

Zu Nummer 3

Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 3 Nummer 3 der Richtlinie (EU) 2019/882
und greift die Definition des Artikel 4 Nummer 1 der Richtlinie 2006/123/EG auf. Danach ist
Dienstleistung jede von Artikel 50 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europaischen
Union erfasste selbststandige Tatigkeit, die in der Regel gegen Entgelt erbracht wird. Ge-
maf Artikel 50 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union sind Dienstleis-
tungen insbesondere gewerbliche, kaufmannische, handwerkliche und freiberufliche Tatig-
keiten.

Zu Nummer 4
Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 4 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und definiert

,Dienstleistungserbringer” als jede natirliche oder juristische Person oder eine rechtsfahige
Personengesellschaft, die eine Dienstleistung auf dem Unionsmarkt erbringt oder anbietet,
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eine solche Dienstleistung fir Verbraucher in der Union zu erbringen. Die Definition stellt
die Verbraucherorientierung des Gesetzes klar.

Zu Nummer 5

Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 5 der Richtlinie (EU) 2019/882 um. Sie bezieht sich
fur die Begriffsbestimmung von ,audiovisuellen Mediendiensten auf die Definition in Artikel
1 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 2010/13/EU, die durch die Richtlinie (EU) 2018/1808
geandert worden ist. Audiovisuelle Mediendienste sind danach Dienstleistungen, fir die ein
Mediendienstanbieter die redaktionelle Verantwortung tragt und deren Hauptzweck die Be-
reitstellung von Sendungen zur Information, Unterhaltung oder Bildung der allgemeinen Of-
fentlichkeit Uber elektronische Kommunikationsnetze ist. Dabei handelt es sich entweder
um Fernsehprogramme oder um audiovisuelle Mediendienste auf Abruf.

Zu Nummer 6

Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 7 der Richtlinie (EU) 2019/882 um. Danach sind ,Ver-
braucherendgerate mit interaktivem Leistungsumfang, die fiir den Zugang zu audiovisuellen
Mediendiensten verwendet werden“ Gerate, deren Hauptzweck es ist, Zugang zu audiovi-
suellen Mediendiensten zu bieten. Die Definition stellt klar, dass ein solches Gerat nicht
ausschlieB3lich den Zweck haben muss, Zugang zu audiovisuellen Mediendiensten zu bie-
ten, sondern daneben auch noch anderen Zwecken dienen kann, solange diese fur die
Zweckbestimmung des Gerats nicht entscheidend sind.

Zu Nummer 7

Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 8 der Richtlinie (EU) 2019/882 um. Unter Telekom-
munikationsdiensten werden danach elektronische Kommunikationsdienste im Sinne des
Artikel 3 Nummer 4 der Richtlinie (EU) 2018/197 verstanden, namlich Internetzugangs-
dienste, interpersonelle Kommunikationsdienste und Dienste, die ganz oder Uberwiegend
in der Ubertragung von Signalen bestehen.

Zu Nummer 8

Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 14 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und fiihrt neu die
Definition von , Text in Echtzeit® ein. Eine Definition des Begriffs ist erforderlich, da er mehr-
fach in der Beschreibung der Barrierefreiheitsanforderungen verwendet wird, z.B. bei den
Anforderungen an Verbraucherendgerate mit interaktivem Leistungsumfang, die zur Bereit-
stellung elektronischer Kommunikationsdienste eingesetzt werden (Anhang | Abschnitt | lit.
o iii der Richtlinie (EU) 2019/882). Text in Echtzeit ist danach eine Form der textbasierten
Kommunikation in Punkt-zu-Punkt-Verbindungen oder bei Mehrpunktverbindungen, wobei
der eingegebene Text so versendet wird, dass die Kommunikation vom Nutzer Zeichen fur
Zeichen als kontinuierlich wahrgenommen wird. Dies ist insbesondere flir Menschen mit
Horbehinderungen z.B. im Rahmen von Telefon- oder Videokonferenzen wichtig, da sie
damit die gesprochenen Worte ohne zeitliche Verzogerung direkt mitlesen kénnen.

Bei einer Punkt-zu-Punkt-Verbindung wird eine direkte Verbindung zwischen zwei Netz-
werkknoten oder Stationen hergestellt. Eine solche Direktverbindung kann eine Verbindung
zwischen zwei Komponenten eines Netzwerks sein, oder auch eine Ende-zu-Ende-Verbin-
dung zwischen zwei Endgeraten. Punkt-zu-Punkt-Verbindungen gibt es in drahtgebunde-
nen Netzwerken, in der optischen Ubertragungstechnik, der Funktechnik, im Richtfunk und
im Anschlussbereich. Eine Mehrpunktverbindung hingegen stellt eine Datenkommunikati-
onsverbindung zwischen mehr als zwei Standorten her.

Zu Nummer 9

Die Vorschrift Ubernimmt wortgleich die Definition des Artikels 3 Nummer 15 der Richtlinie
(EU) 2019/882.
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Zu Nummer 10

Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 16 der Richtlinie (EU) 2019/882 wortgleich um. Zu-
gleich folgt der Begriff des ,Inverkehrbringens® der in anderen Gesetzen (zum Beispiel im
ProdSG (dort: § 2 Nummer 15) und EMVG (dort: § 3 Nummer 10) gebrauchlichen und von
daher vertrauten Definition.

Zu Nummer 11

Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 17 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und erweitert den
Begriff um die rechtsfahige Personengesellschaft, die selber Trager von Rechten und
Pflichten sein kann.

Nummer 12 Buchstabe a) erfasst zudem noch den Quasi-Hersteller, also denjenigen, der
sich durch das Anbringen seines Namens, seiner Marke oder eines anderen Kennzeichens
an einem Produkt als Hersteller ausgibt. Da der betreffende Wirtschaftsakteur sich als Her-
steller geriert, ist es auch sachgemaR, dass ihn dieselben Pflichten wie den Hersteller tref-
fen.

Nach Nummer 12 Buchstabe b) gilt auch derjenige als Hersteller, der ein Produkt wieder-
aufarbeitet oder die Barrierefreiheitseigenschaften des Produkts beeinflusst. Denn dadurch
wird dieser de facto zum Hersteller eines neuen Produkts.

Zu Nummer 12

Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 18 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und erweitert die
dortige Begriffsbestimmung um die rechtsfahige Personengesellschaft.

Zu Nummer 13

Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 19 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und erweitert die
dortige Begriffsbestimmung um die rechtsfahige Personengesellschaft.

Zu Nummer 14

Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 20 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und erweitert die
dortige Begriffsbestimmung um die rechtsfahige Personengesellschaft.

Zu Nummer 15

Der Begriff ,Wirtschaftsakteur® ist ein Oberbegriff und fasst die Begriffe Hersteller, Bevoll-
machtigter, Einflihrer, Handler und Dienstleistungserbringer zusammen. Er entspricht der
Definition des Artikels 3 Nummer 21 der Richtlinie (EU) 2019/882.

Zu Nummer 16

Die Vorschrift enthalt eine Definition fur den Begriff Verbraucher. Dabei orientiert sie sich
an der Begriffsbestimmung des Burgerlichen Gesetzbuches (BGB, dort: § 13). Nach der
Definition im BGB ist ein Verbraucher jede natirliche Person, die ein Rechtsgeschaft zu
Zwecken abschliel3t, die Uberwiegend weder ihrer gewerblichen noch ihrer selbstandigen
beruflichen Tatigkeit zugerechnet werden kénnen. Diese Definition erweitert damit die Be-
griffsbestimmung von Artikel 3 Nummer 22 Richtlinie (EU) 2019/882, da unter Verbraucher
auch diejenigen natirlichen Personen fallen, die ein Rechtsgeschaft zu Zwecken abschlie-
Ren, die ihrer gewerblichen oder ihrer selbstandigen beruflichen Tatigkeit zugerechnet wer-
den konnen, sofern die geschaftliche Nutzung nicht Uberwiegt. Die Anwendung des erwei-
terten Verbraucherbegriffs ist wegen der Einheitlichkeit der Rechtsordnung an dieser Stelle
erforderlich.
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Zu Nummer 17 und Nummer 18

Die Vorschriften setzen Artikel 3 Nummer 23 und Nummer 24 der Richtlinie (EU) 2019/882
wortgleich um. Die Definition geht zuriick auf die Empfehlung der Kommission vom 6. Mai
2003 betreffend die Definition von Kleinstunternehmen sowie der kleinen und mittleren Un-
ternehmen (Amtsblatt der EU L 124/36 vom 20.05.2003 bzw. Anhang | der Verordnung (EU)
Nummer 651/2014 der EU-Kommission vom 17.06.2014 zur Feststellung der Vereinbarkeit
bestimmter Gruppen von Beihilfen mit dem Binnenmarkt in Anwendung der Artikel 107 und
108 des Vertrags Uber die Arbeitsweise der Europaischen Union (allgemeine Gruppenfrei-
stellungsverordnung - AGVO)), Amtsblatt der EU L 187 vom 26.06.2014.

Zu Nummer 19

Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 25 der Richtlinie (EU) 2019/882 um. Mit der Aufnahme
der Vermutungsklausel fiir harmonisierte Normen in § 4 ergibt sich die Notwendigkeit, die-
sen Begriff zu definieren. Die Definition selbst entspricht europaischen Vorgaben.

Zu Nummer 20

Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 26 der Richtlinie (EU) 2019/882 um. Dabei wird auf
die Definition des Artikels 2 Nummer 4 der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 verwiesen. Da-
nach ist eine technische Spezifikation ein Schriftstlick, in dem die technischen Anforderun-
gen dargelegt sind, die ein Produkt, ein Verfahren, eine Dienstleistung oder ein System zu
erfullen hat und das mehrere im Artikel 2 Nummer 4 Buchstabe a) bis d) aufgefihrten
Punkte enthalten muss. Nummer 21 enthalt die einschrankende Klarstellung, dass die tech-
nische Spezifikation im Sinne des BFG-E ein Mittel zur Erflllung der flr ein Produkt oder
eine Dienstleistung geltenden Barrierefreiheitsanforderungen darstellen muss.

Zu Nummer 21

Die Vorschrift definiert die CE-Kennzeichnung als die Kennzeichnung, durch die der Her-
steller erklart, dass das Produkt den geltenden Anforderungen genugt, die in den Harmoni-
sierungsrechtsvorschriften der Europaischen Union, die ihre Anbringung vorschreiben, fest-
gelegt sind.

Zu Nummer 22

Die Vorschrift legt fest, dass Marktiiberwachungsbehoérde im Sinne dieses Gesetzes jede
Behorde ist, die nach Landesrecht fur die Durchfuhrung der Marktuberwachung zustandig
ist. Die Lander fiihren die Marktliberwachung als eigene Angelegenheit aus und bestimmen
in eigener Zustandigkeit, welche Behoérden die Aufgabe tGibernehmen sollen.

Zu Nummer 23

Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 27 der Richtlinie (EU) 2019/882 wortgleich um.

Zu Nummer 24

Zu Buchstabe a

Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 28 lit. a der Richtlinie (EU) 2019/882 um. Dabei ori-
entiert sie sich an § 491 BGB und erfasst damit auch Verbraucherdarlehensvertrage tber

75.000 Euro. Damit geht sie Uber die Vorgaben der Richtlinie hinaus. Dies ist erforderlich,
um Widerspriche mit dem bereits geltenden Recht zu vermeiden.
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Zu Buchstabe b

Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 28 lit. b der Richtlinie (EU) 2019/882 wortgleich um.
Damit sind ,Dienste” Wertpapierdienstleistungen und Anlagetatigkeiten gemall Anhang |
Abschnitt A Nummern 1, 2, 3 und 5 der Richtlinie 2014/65/EU und Nebendienstleistungen
gemal Anhang | Abschnitt B Nummern 1, 2, 4 und 5 der Richtlinie 2014/65/EU.

Zu Buchstabe c

Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 28 lit. ¢ der Richtlinie (EU) 2019/882 wortgleich um
und definiert ,Zahlungsdienste“ damit im Sinne des Artikels 4 Nummer 3 der Richtlinie (EU)
2015/2366.

Zu Buchstabe d

Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 28 lit. d der Richtlinie (EU) 2019/882 wortgleich um.
Damit werden ,Dienste fur ein Zahlungskonto gemafl Artikel 2 Nummer 6 Richtlinie
2014/92/EU definiert als alle Dienste im Zusammenhang mit der Er6ffnung, dem Fihren
und dem SchlieRen eines Zahlungskontos einschliellich Zahlungsdiensten und Zahlungs-
vorgangen, die unter Artikel 3 Buchstabe g der Richtlinie 2007/64/EG fallen, sowie Uber-
ziehungsmaglichkeiten und Uberschreitungen.

Zu Buchstabe e

Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 28 lit. e der Richtlinie (EU) 2019/882 wortgleich um.
E-Geld wird danach gemal Artikel 2 Nummer 2 der Richtlinie 2009/110/EG definiert als
jeder elektronisch — darunter auch magnetisch — gespeicherte monetarer Wert in Form
einer Forderung gegentber dem Emittenten, der gegen Zahlung eines Geldbetrags ausge-
stellt wird, um damit Zahlungsvorgange im Sinne des Artikels 4 Nummer 5 der Richtlinie
2007/64/EG durchzufiihren, und der auch von anderen naturlichen oder juristischen Perso-
nen als dem E-Geld-Emittenten angenommen wird.

Zu Nummer 25
Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 29 der Richtlinie (EU) 2019/882 wortgleich um.
Zu Nummer 26

Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 30 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und definiert
,Dienstleistungen im elektronischen Geschéaftsverkehr® als Dienstleistungen der Tele-
medien, die Uber Webseiten und auf Mobilgeraten angebotene Dienstleistungen elektro-
nisch und auf individuelle Anfrage eines Verbrauchers im Hinblick auf den Abschluss eines
Verbrauchervertrags erbracht werden. Flr die Zwecke dieser Begriffsbestimmung bezeich-
net ,Dienstleistung der Telemedien® dabei, dass die Dienstleistung erbracht wird, ohne dass
die Parteien gleichzeitig anwesend sind. Eine solche Ferndienstleistung gilt dann als ,elekt-
ronisch erbracht®, wenn die Dienstleistung mittels Geraten fir die elektronische Verarbei-
tung (einschlieflich digitaler Kompression) und Speicherung von Daten am Ausgangspunkt
gesendet und am Endpunkt empfangen wird und vollstandig Gber Draht, Gber Funk, auf
optischen oder anderem elektronmagnetischem Wege gesendet, weitergeleitet und emp-
fangen wird.

Anstatt des Begriffs ,Ferndienstleistungen® wird der in Deutschland gebrauchlichere Begriff
der ,Telemedien® verwendet.

Zu Nummer 27

Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 31 der Richtlinie (EU) 2019/882 wortgleich um.
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Zu Nummer 28
Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 32 der Richtlinie (EU) 2019/882 wortgleich um.
Zu Nummer 29

Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 33 der Richtlinie (EU) 2019/882 um. Die in Artikel 3
Nummer 33 der Richtlinie (EU) 2019/882 enthaltenen ,Eisenbahndienstleistungen® werden
dabei noch um ,Eisenbahnfahrten erganzt. Diese Erganzung ist erforderlich, da Artikel 3
Nummer 33 der Richtlinie (EU) 2019/882 auf die Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 verweist
und diese Verordnung neben den Eisenbahndienstleistungen auch explizit die Eisenbahn-
fahrten umfasst.

Zu Nummer 30
Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 34 der Richtlinie (EU) 2019/882 wortgleich um.
Zu Nummer 31

Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 35 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und definiert
,Stadt- und Vorortverkehrsdienste® als Verkehrsdienste mit den Verkehrsmitteln Eisenbahn,
Bus, U-Bahn, Stralkenbahn und Oberleitungsomnibus (Obus), deren Hauptzweck es ist, die
Verkehrsbedurfnisse einer, auch grenziberschreitenden, Region abzudecken.

Diese Formulierung entspricht dem Wortlaut von Artikel 3 Nummer 6 der Richtlinie
2012/34/EU, auf die sich Artikel 3 Nummer 35 der Richtlinie (EU) 2019/882 bezieht. Sie
wurde jedoch auf die Verkehrsmittel beschrankt, die Artikel 3 Nummer 35 der Richtlinie (EU)
2019/882 aufzahlt. Der sachliche Anwendungsbereich der Richtlinie 2012/34/EU bezieht
sich ausschliellich auf den Eisenbahnverkehr, sodass die Umsetzung in nationales Recht
auch nur fir diesen Bereich erfolgt. Es existiert insoweit keine nationale Norm, auf die an
dieser Stelle hatte verwiesen werden kénnen. Statt , Trolleybus® wurde der in Deutschland
gebrauchlichere Begriff ,Oberleitungsomnibus® verwendet und statt ,Verkehrstrager das
Wort ,Verkehrsmittel®.

Zu Nummer 32

Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 36 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und definiert Re-
gionalverkehrsdienste als Verkehrsdienste mit den Verkehrsmitteln Eisenbahn, Bus, U-
Bahn, Stralenbahn und Oberleitungsomnibus (Obus), deren Hauptzweck es ist, die Ver-
kehrsbedurfnisse einer, auch grenzuberschreitenden, Region abzudecken.

Diese Formulierung entspricht dem Wortlaut von Artikel 3 Nummer 7 der Richtlinie
2012/34/EU, auf die sich Artikel 3 Nummer 36 der Richtlinie (EU) 2019/882 bezieht. Sie
wurde jedoch auf die Verkehrsmittel beschrankt, die Artikel 3 Nummer 36 der Richtlinie (EU)
2019/882 aufzahlt. Der sachliche Anwendungsbereich der Richtlinie 2012/34/EU bezieht
sich ausschlielich auf den Eisenbahnverkehr, sodass die Umsetzung in nationales Recht
auch nur fir diesen Bereich erfolgt. Es existiert insoweit keine nationale Norm, auf die an
dieser Stelle hatte verwiesen werden kdnnen. Statt ,Trolleybus® wurde der in Deutschland
gebrauchlichere Begriff ,Oberleitungsomnibus® verwendet und statt ,Verkehrstrager das
Wort ,Verkehrsmittel”.

Zu Nummer 33
Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 37 der Richtlinie (EU) 2019/882 wortgleich um.
Zu Nummer 34

Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 38 der Richtlinie (EU) 2019/882 wortgleich um.
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Zu Nummer 35
Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 39 der Richtlinie (EU) 2019/882 wortgleich um.
Zu Nummer 36
Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 40 der Richtlinie (EU) 2019/882 wortgleich um.
Zu Nummer 37
Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 41 der Richtlinie (EU) 2019/882 wortgleich um.
Zu Nummer 38
Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 42 der Richtlinie (EU) 2019/882 wortgleich um.
Zu Nummer 39
Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 43 der Richtlinie (EU) 2019/882 wortgleich um.
Zu Nummer 40
Die Vorschrift setzt Artikel 3 Nummer 44 der Richtlinie (EU) 2019/882 wortgleich um.
Zu Nummer 41

Die Vorschrift definiert ,Ingebrauchnahme* als die erstmalige Eréffnung der Nutzungsmaog-
lichkeit eines Selbstbedienungsterminals und stellt somit klar, dass nicht erst der tatsachli-
che Gebrauch des Selbstbedienungsterminals als ,Ingebrauchnahme* gilt.

Zu Abschnitt 2 (Anforderungen an die Barrierefreiheit)
Zu § 3 (Barrierefreiheit, Verordnungsermachtigung)

Die Vorschrift setzt Artikel 4 Absatz 1 bis Absatz 3 und Absatz 5 der Richtlinie (EU)
2019/882 um.

Zu Absatz 1

Die Vorschrift setzt Artikel 4 Absatz 1 bis Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und
definiert die grundsatzlichen Anforderungen der Barrierefreiheit fir Produkte und Dienst-
leistungen. Dabei stellt die Definition der Barrierefreiheit sowohl fur Produkte als auch fur
Dienstleistungen darauf ab, dass Menschen mit Behinderungen diese im groltmaéglichen
Umfang nutzen kdnnen. Dazu gehdrt neben der Barrierefreiheit des Produkts oder der
Dienstleistung auch, dass Menschen mit Behinderungen Zugang zu den fir sie erforderli-
chen Informationen haben. In Bezug auf Produkte kann dies z.B. eine Gebrauchsanwei-
sung, Sicherheitsinformationen oder Kontaktangaben des Herstellers sein. In Bezug auf
Dienstleistungen sind dies Informationen Uber die Funktionsweise der Dienstleistung. Diese
Definition lehnt sich an die in § 4 Behindertengleichstellungsgesetz enthaltene Definition
an.

Satz 5 stellt klar, dass die konkrete Ausgestaltung der Barrierefreiheitsanforderungen, wie
sie insbesondere in Anhang | der Richtlinie (EU) 2019/882 geregelt ist, in einer Rechtsver-
ordnung geregelt werden soll.
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Zu Absatz 2

Absatz 2 ermachtigt das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales, durch Rechtsverord-
nung konkrete Anforderungen an die Barrierefreiheit von Produkten und Dienstleistungen
zu schaffen. Dies dient der Umsetzung der in Anhang | der Richtlinie (EU) 2019/882 ent-
haltenen konkreten Anforderungen. Die Umsetzung des Anhangs | ist fir Bund und Lander
verpflichtend. Eine Regelung der sehr technischen und detaillierten Bestimmungen des An-
hangs | im BFG selbst hatte das Gesetz Uberfrachtet. Die Verordnungsermachtigung er-
mdglicht somit ein schlankeres und verstandlicheres Gesetz.

Inhalt, Zweck und Ausmalf’ der Ermachtigung sind durch Absatz 2 hinreichend bestimmt.

Zu Absatz 3

Die Vorschrift stellt klar, dass die Barrierefreiheitsanforderungen fiir Dienstleistungen nicht
fur Kleinstunternehmen gelten. Damit wird zugunsten der Kleinstunternehmen abweichend
von den kleinen und mittleren Unternehmen die gesetzliche Vermutung ausgesprochen,
dass die Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen fir die Kleinstunternehmen eine un-
verhaltnismaRige Belastung darstellt. Kleinstunternehmen unterscheiden sich von allen an-
deren Unternehmen durch ihre begrenzten Humanressourcen, ihren begrenzten Jahresum-
satz oder ihre begrenzte Jahresbilanz. Die Belastung durch die Einhaltung der Barrierefrei-
heitsanforderungen beansprucht fir Kleinstunternehmen daher einen gréf3eren Anteil ihrer
Finanz- und Humanressourcen als bei anderen Unternehmen; es ist daher wahrscheinli-
cher, dass dies einen unverhaltnismafig grolRen Anteil der Kosten darstellt. Ein erheblicher
Anteil der Kosten entsteht fur Kleinstunternehmen durch das Erstellen oder Fuhren von
Dokumenten und Aufzeichnungen zum Nachweis der Einhalt der verschiedenen Anforde-
rungen im Unionsrecht. Zwar sollten alle Wirtschaftsakteure, die unter diese Richtlinie fal-
len, in der Lage sein, die VerhaltnismaRigkeit der Einhaltung der Barrierefreiheitsanforde-
rungen gemal dieser Richtlinie zu bewerten und nur dann zur Einhaltung verpflichtet sein,
soweit sie nicht unverhaltnismalfig sind (§§ 16 und 17), doch wirde die Forderung einer
solchen Beurteilung von Kleinstunternehmen, die Dienstleistungen erbringen, an sich be-
reits eine unverhaltnismaRige Belastung darstellen. Die Anforderungen und Verpflichtun-
gen gemal diesem Gesetz sollten daher nicht fur Kleinstunternehmen gelten, die Dienst-
leistungen innerhalb des Anwendungsbereichs dieses Gesetzes erbringen.

Die Vorschrift setzt zudem Artikel 4 Absatz 6 Satz 1 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und
bestimmt, dass das BMAS Leitlinien fir Kleinstunternehmen erarbeitet, um diesen die An-
wendung des Gesetzes zu erleichtern. Das BMAS ist berechtigt, Dritte mit der Erstellung
dieser Leitlinien zu beauftragen.

Zu Absatz 4
Diese Vorschrift dient der Anpassung an zu erwartende kiinftige europaische Harmonisie-
rungsnormen. Es ist sinnvoll, im Rahmen des BFG-E Vorsorge fir eine Umsetzung durch

Rechtsverordnung zu treffen. Inhalt, Zweck und Ausmaf} der Ermachtigung sind durch Ab-
satz 2 hinreichend bestimmt.

Zu § 4 (Konformitiatsvermutung auf der Grundlage harmonisierter Normen)

Die Vorschrift formuliert die Vermutungswirkung harmonisierter Normen. Sie erleichtert die
Bewertung der Konformitat mit den geltenden Barrierefreiheitsanforderungen.

Zu § 5 (Konformitatsvermutung auf der Grundlage technischer Spezifikationen)

Die Vorschrift formuliert die Vermutungswirkung technischer Spezifikationen.
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Zu Abschnitt 3 (Pflichten der Wirtschaftsakteure)

Um ein hohes Niveau bei der Herstellung und dem Schutz der Barrierefreiheit zu gewahr-
leisten und um einen fairen Wettbewerb auf dem Unionsmarkt sicherzustellen, miissen den
einzelnen Wirtschaftsakteuren zumutbare Pflichten aufzuerlegen. Je nach ihrer Rolle im
Liefer- und Vertriebsprozess sind die Wirtschaftsakteure dafir verantwortlich, dass die von
ihnen auf dem Markt bereitgestellten Produkte, bzw. die von ihnen angebotenen Dienstleis-
tungen den Anforderungen dieses Gesetzes entsprechen. Zur Ubersichtlichkeit werden
diese Pflichten unter der Uberschrift des jeweiligen Wirtschaftsakteurs genannt.

Zu § 6 (Pflichten des Herstellers)
Zu Absatz 1

Die Vorschrift setzt die Pflicht des Herstellers aus Artikel 7 Absatz 1 der Richtlinie (EU)
2019/882 um. Danach muss der Hersteller sicherstellen, dass die von inm in den Verkehr
gebrachten Produkte den Barrierefreiheitsanforderungen des Gesetzes entsprechen.

Der Hersteller kennt den Entwurfs- und Fertigungsprozess in allen Einzelheiten. Unter den
in diesem Gesetz genannten Wirtschaftsakteuren ist er deshalb fur die Durchfihrung der
gesamten Konformitatsbewertung am besten geeignet. Im Rahmen des Konformitatsbe-
wertungsverfahrens nach Anlage 2 ist der Hersteller verpflichtet eine technische Dokumen-
tation zu erstellen, anhand derer es méglich ist, die Ubereinstimmung des Produkts mit den
Anforderungen aus einer nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung zu bewer-
ten. Der Hersteller muss zudem alle erforderlichen MalRnahmen treffen, damit der Ferti-
gungsprozess und seine Uberwachung die Ubereinstimmung der Produkte mit der techni-
schen Dokumentation und den Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu er-
lassenden Rechtsverordnung gewahrleisten. Schliellich ist der Hersteller dazu verpflichtet,
eine schriftliche EU-Konformitatserklarung auszustellen und an jedem Produkt eine CE-
Kennzeichnung anzubringen. Damit dokumentiert der Hersteller auch nach auf3en, dass
sein Produkt mit den Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden
Rechtsverordnung Ubereinstimmt.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift setzt Artikel 7 Absatz 3 Richtlinie (EU) 2019/882 um. Er legt einen Zeitraum
von 5 Jahren fur die technischen Unterlagen und die EU-Konformitatserklarung als Herstel-
lerpflicht fest. Die Frist beginnt mit dem Inverkehrbringen des Produkts.

Zu Absatz 3

Die Vorschrift setzt Artikel 7 Absatz 4 Richtlinie (EU) 2019/882 um. Danach ist der Hersteller
verpflichtet, durch geeignete Verfahren (z.B. QualitatssicherungsmaflRnahmen) die Konfor-
mitat der durch ihn hergestellten Gerate mit den Anforderungen dieses Gesetzes sicherzu-
stellen. Dabei sind alle EinflussgréfRen, die die Konformitat beeintrachtigen kénnen, ange-
messen zu beriicksichtigen. Die genannten Anderungen, ndmlich Anderungen am Entwurf
oder den Merkmalen eines Produkts, sowie Anderungen von harmonisierten Normen und
sonstigen technischen Spezifikationen sind beispielhaft genannt und stellen keine abschlie-
Rende Aufzahlung dar. Das Wort angemessen stellt klar, dass nicht durch jede Anderung
die Konformitat eines Produkts betroffen sein muss.

Zu Absatz 4

Die Vorschrift setzt Artikel 7 Absatz 8 der Richtlinie (EU) 2019/882 um. Soweit der Hersteller
Kenntnis davon oder Anhaltspunkte daftir hat, dass ein von ihm in Verkehr gebrachtes Pro-
dukt nicht den Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz2 zu erlassenden
Rechtsverordnung entspricht, ist er verpflichtet, ohne schuldhaftes Zégern alle Mallnahmen
zu ergreifen, um die Konformitat herzustellen. Soweit KorrekturmalRnahmen an dem nicht
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konformen Produkt nicht innerhalb einer angemessenen Zeitspanne méglich sind, muss
der Hersteller dieses Produkt vom Markt nehmen oder zurlckrufen. Wenn der Hersteller
feststellt, dass das Produkt den Barrierefreiheitsanforderungen dieses Gesetzes nicht ge-
nugt, hat er die Pflicht, unverziglich die zustandige Marktiberwachungsbehérde und die
fur die Marktliiberwachung zustandigen Behorden in allen Mitgliedstaaten, auf deren Markte
er das Produkt bereitgestellt hat, zu informieren. Im Rahmen dieser Information hat der
Hersteller insbesondere anzugeben, welche Art der Nichtkonformitat vorliegt und welche
KorrekturmaflRnahmen er ergriffen hat. Dartber hinaus hat der Hersteller die Pflicht, ein Ver-
zeichnis der nichtkonformen Produkte sowie der diesbezlglichen Beschwerden zu fuhren.

Zu § 7 (Besondere Kennzeichnungs- und Informationspflichten des Herstellers)

Die Vorschrift setzt Artikel 7 Absatz 5 bis 7 und Absatz 9 der Richtlinie (EU) 2019/882 um
und bestimmt die besonderen Kennzeichnungs- und Informationspflichten der Hersteller.

Zu Absatz 1

Die Vorschrift Gbernimmt inhaltlich Artikel 7 Absatz 5 der Richtlinie (EU) 2019/882. Danach
ist der Hersteller dazu verpflichtet, seine Produkte mit einer Typen-, Chargen- oder Serien-
nummer oder einem anderen Kennzeichen zu ihrer ldentifikation zu versehen. Kann er
diese Informationen aufgrund der Grofie oder Art des Produkts nicht auf dem Produkt selber
anbringen, so muss er die zur Identifikation erforderlichen Informationen auf der Verpa-
ckung oder in dem Produkt beigefligten Unterlagen angeben.

Mit dieser Kennzeichnung soll sichergestellt werden, dass Produkte zweifelsfrei identifiziert
werden kénnen. Fir den Fall der Nichtkonformitat kbnnen so unverziiglich zielgerichtete
MaRnahmen zur Beseitigung der Barrieren ergriffen werden. Dies ist insbesondere bei
Ruckrufen von besonderer Bedeutung, da hierdurch die Anzahl der betroffenen Produkte
eingegrenzt werden kann.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift setzt Artikel 7 Absatz 6 der Richtlinie (EU) 2019/882 um. Durch die Angabe
der Herstellerinformationen soll gewahrleistet werden, dass eine leichte Identifikation des
Herstellers und eine schnelle Kontaktaufnahme mit ihm erfolgen kann. Die Kontaktdaten
sollen dabei in lateinischen Buchstaben verfasst sein, damit sie von den Verbrauchern leicht
gelesen werden kdnnen.

Zu Absatz 3
Die Vorschrift setzt Artikel 7 Absatz 7 der Richtlinie (EU) 2019/882 um.

Die bestimmungsgemalfie und sichere Nutzung eines Produkts hangt wesentlich von einer
geeigneten Gebrauchsanleitung sowie konkreten Informationen zum sicheren Umgang mit
dem Produkt ab. Absatz 3 verpflichtet daher den Hersteller, diese Informationen dem Pro-
dukt beizufigen. Sowohl Gebrauchsanleitung als auch Sicherheitsinformationen missen in
deutscher und leicht verstandlicher Sprache verfasst sein.

Zu Absatz 4

Mit dieser Vorschrift wird die Verpflichtung aus Artikel 7 Absatz 9 der Richtlinie (EU)
2019/882 Ubernommen. Danach trifft den Hersteller eine Pflicht zur Zusammenarbeit mit
der Marktiberwachungsbehdrde, wenn diese es verlangt. Hierbei handelt es sich um eine
umfassende Verpflichtung des Herstellers auf Erteilung von Auskilnften und Informationen
und auf die Bereitstellung von Unterlagen. Samtliche Informationen und Unterlagen missen
in deutscher Sprache oder in einer fir die Marktbehérde leicht verstandlichen Sprache ab-
gefasst sein. Auf die strikte Forderung, Informationen und Unterlagen nur in deutscher
Sprache abzufassen, wird hier verzichtet. Wenn von der Marktiberwachungsbehdrde auch
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eine andere Sprache akzeptiert wird, soll im Einzelfall unnétiger Ubersetzungsaufwand
beim Hersteller vermieden werden.

Daneben ist der Hersteller verpflichtet, die Marktiberwachungsbehdérde auf deren Verlan-
gen bei allen MalRnahmen zur Beseitigung der Nichteinhaltung der geltenden Barrierefrei-
heitsanforderungen und der Herstellung der Konformitat zu unterstiitzen.

Zu § 8 (Bevollmachtigter des Herstellers)
Die Vorschrift setzt die Bestimmungen des Artikel 8 Richtlinie (EU) 2019/882 um.
Zu Absatz 1

Die Vorschrift stellt es dem Hersteller frei, einen Bevollmachtigten zu benennen. Entschei-
det sich der Hersteller fur diese Option, so hat die Benennung schriftlich zu erfolgen.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift bestimmt, dass der Bevollmachtigte die ihm vom Hersteller Gbertragenen
Aufgaben fiir diesen und in dessen Namen wahrnimmt.

Zu Absatz 3

Die Vorschrift setzt Artikel 8 Absatz 2 Satz 2 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und bestimmt
das Mindestmal an Pflichten, die der Hersteller dem Bevollmachtigten Gbertragen muss.
Dies sind die Aufbewahrungspflichten gemal §6 Absatz2, die Pflicht nach
§ 7 Absatz 4 Satz 1, der Marktiberwachungsbehérde alle Informationen und Unterlagen
auszuhandigen und die Pflicht nach § 7 Absatz 4 Satz 2, mit der Marktiberwachungsbe-
horde zur Beseitigung von nicht eingehaltenen Barrierefreiheitsanforderungen zu kooperie-
ren, soweit die Produkte zum Aufgabenbereich des Bevollméachtigten gehdren.

Zu Absatz 4

Die Vorschrift bestimmt, dass der Hersteller die Pflichten aus § 6 Absatz 1 Nummer 1 und 2
nicht auf einen Bevollmachtigten Gbertragen darf. Dies bezieht sich auf die ureigene Her-
stellerpflicht, fir die Herstellung eines barrierefreien Produkts zu sorgen und die entspre-
chende technische Dokumentation zu erstellen. Da sich diese Pflichten auf den Fertigungs-
prozess beziehen, sind sie aus der Natur der Sache heraus nicht auf den Bevollmachtigten
Ubertragbar.

Zu § 9 (Allgemeine Pflichten des Einfiihrers)

Die Vorschrift setzt die Bestimmungen des Artikels 9 Absatz 1, Absatz 2, Absatz 3, Absatz
6 und Absatz 8 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und legt entsprechend der Rollenverteilung
in der Lieferkette die allgemeinen Pflichten des Einflihrers fest.

Zu Absatz 1

Die Vorschrift setzt Artikel 9 Absatz 1 der Richtlinie (EU) Absatz 1 um. Er normiert analog
zur Pflicht des Herstellers aus § 6 Absatz 1 die Hauptpflicht des Einflihrers, nur Produkte in
den Verkehr zu bringen, die die Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu
erlassenden Rechtsverordnung erfullen.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift Gbernimmt die Pflichten des Einflihrers aus Artikel 9 Absatz 2 Richtlinie (EU)
2019/882. Der Einflihrer selbst kann seinen Pflichten aus Absatz 1 nur nachkommen, wenn
sich zuvor der Hersteller rechtskonform verhalten hat. Daher muss der Einflinrer nach
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§ 9 Absatz 2 Nummer 2, 3, 4 und 5 sicherstellen, dass der Hersteller seine Verpflichtungen
nach den §§ 6 und 7 dieses Gesetzes auch wirklich erfiillt hat.

Zu Absatz 3

Die Vorschrift setzt Artikel 9 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2019/882 um. Er legt die Pflichten
des Einflhrers fest, die diesen treffen, wenn er weill oder Grund zur Annahme hat (z.B.
fehlende CE-Kennzeichnung), dass ein Produkt die Barrierefreiheitsanforderungen dieses
Gesetzes nicht erfullt. Der EinfUhrer darf in diesem Fall das Produkt erst dann auf den Markt
bringen, wenn die Konformitat hergestellt wurde. Er ist zudem verpflichtet, den Hersteller
und die Marktiberwachungsbehorde Utber die Nichtkonformitat des Produktes zu informie-
ren, damit diese gegebenenfalls weitere Mallinahmen ergreifen kénnen.

Zu Absatz 4

Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 9 Absatz 6 Richtlinie (EU) 2019/882 und
verpflichtet den Einflhrer, dafir Sorge zu tragen, dass die Lagerungs- und Transportbedin-
gungen die Ubereinstimmung des Produkts mit den Barrierefreiheitsanforderungen nach
diesem Gesetz nicht beeintrachtigen. Er muss mithin z.B. fur eine sachgerechte Verpa-
ckung und einen ausreichenden Schutz vor Witterungseinflissen sorgen. Die Verpflichtung
gilt, solange sich das Produkt im Verantwortungsbereich des Einflihrers befindet.

Zu Absatz 5

Die Vorschrift setzt Artikel 9 Absatz 8 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und regelt die Pflich-
ten des Einfuhrers bezlglich der Produkte, die er bereits in Verkehr gebracht hat. Hat der
EinfUhrer Kenntnis oder Grund zur Annahme, dass solche Produkte nicht den Barrierefrei-
heitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung entsprechen,
ist er verpflichtet, unverzlglich entsprechende Korrekturmalinahmen zu ergreifen, um die
Konformitat des Produktes herzustellen. Sind solche KorrekturmaRnahmen an den nicht-
konformen Produkten innerhalb einer angemessenen Zeit nicht moéglich, ist der Einflihrer
verpflichtet, sie zuriickzunehmen oder zurtickzurufen. Bei tatsachlicher Nichtkonformitat
des Produktes ist der Einflihrer zudem verpflichtet, die zustandige Marktiberwachungsbe-
hérde sowie die Marktiberwachungsbehdrden der Mitgliedstaaten der Europaischen
Union, in denen er das Produkt auf dem Markt bereitgestellt hat, zu informieren. Dabei muss
der Einflhrer insbesondere angeben, welche Art der Nichtkonformitat vorlag und welche
KorrekturmalRnahmen er ergriffen hat. Schlief3lich hat der Einfihrer die Pflicht, ein Verzeich-
nis der Produkte zu fuhren, die die geltenden Barrierefreiheitsanforderungen nicht erfillen
sowie der diesbeziiglichen Beschwerden. Das Verzeichnis kann in schriftlicher oder elekt-
ronischer Form geflhrt werden.

Zu § 10 (Besondere Kennzeichnungs- und Informationspflichten des Einfiihrers)
Die Vorschrift setzt Artikel 9 Absatz 4, 5, 7 und 9 der Richtlinie (EU) 2019/882 um.
Zu Absatz 1

Die Vorschrift setzt Artikel 9 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und verpflichtet den
EinfGhrer, seine Kontaktdaten auf dem Produkt anzugeben. Ist dies aufgrund der GroRRe
oder der Art des Produkts nicht méglich, muss er die Kontaktdaten auf der Verpackung oder
einer dem Produkt beigefligten Unterlage angeben. Die Kontaktdaten sollen dabei in latei-
nischen Buchstaben abgefasst werden, damit sie von den Verbrauchern leicht verstanden
werden koénnen. Durch die zusatzliche Angabe der Kontaktdaten des Einflihrers wird si-
chergestellt, dass die zustandige Marktiiberwachungsbehoérde stets einen Ansprechpartner
innerhalb der EU hat.
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Zu Absatz 2

Die Vorschrift setzt Artikel 9 Absatz 5 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und bestimmt, dass
der Einfuhrer sicherstellen muss, dass dem Produkt sowohl eine Gebrauchsanleitung als
auch Sicherheitsinformationen in deutscher, fir die Verbraucher leicht verstandlicher Spra-
che beigefligt sind. Dem Einflhrer wird hiermit dieselbe Pflicht auferlegt wie dem Hersteller.
Diese doppelte Kontrolle dient der Sicherstellung, dass die Verbraucher das Produkt be-
stimmungsgemal und sicher nutzen kénnen.

Zu Absatz 3

Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 9 Absatz 7 der Richtlinie (EU) 2019/882. Er
verpflichtet den Einflhrer, fir die Dauer von 5 Jahren eine Kopie der EU-Konformitatserkla-
rung fir die Marktliiberwachungsbehoérde vorzuhalten. Er muss die Kopie der EU-Konformi-
tatserklarung mithin so aufbewahren, dass er sie der Marktliberwachungsbehérde unmittel-
bar zur Verfugung stellen kann. Hinsichtlich der technischen Unterlagen ist der Einfuhrer -
im Gegensatz zum Hersteller - hingegen nur dazu verpflichtet, dafur zu sorgen, dass er
diese auf Verlangen der Marktiiberwachungsbehérde vorlegen kann. Das bedeutet, dass
der EinfGhrer die technischen Unterlagen nicht selber aufbewahren muss. Vielmehr muss
er in der Lage sein, sie im Bedarfsfall zur Vorlage bei der Marktiiberwachungsbehérde zu
besorgen.

Zu Absatz 4

Die Vorschrift setzt Artikel 9 Absatz 9 Richtlinie (EU) 2019/882 um. Danach trifft den Ein-
fuhrer genauso wie den Hersteller eine umfassende Pflicht zur Zusammenarbeit mit der
Marktiberwachungsbehérde. Insbesondere muss der Einflihrer der Marktiiberwachungs-
behorde auf deren Verlangen alle Informationen und Unterlagen aushandigen, die fir den
Nachweis der Konformitat des Produkts erforderlich sind. Daneben ist der Einfiihrer auch
dazu verpflichtet, die Marktiberwachungsbehoérde bei allen Malnahmen zur unterstitzen,
um die Nichteinhaltung der geltenden Barrierefreiheitsanforderungen eines von ihm in den
Verkehr gebrachten Produktes zu beseitigen.

Zu § 11 (Pflichten des Handlers)

Die Vorschrift setzt Artikel 10 Richtlinie (EU) 2019/882 um und bestimmt, welche Pflichten
den Handler treffen. Unter Berlcksichtigung seiner Rolle in der Liefer- und Vertriebskette
sind die Pflichten des Handlers dabei gegenlber denen des Herstellers und des Einfiihrers
entsprechend abgestuft.

Zu Absatz 1

Die Vorschrift setzt Artikel 10 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2019/882 um. Danach muss der
Handler dafir Sorge tragen, dass auf dem Produkt die CE-Kennzeichnung aufgebracht ist
und dass dem Produkt die erforderliche Gebrauchsanleitung und konkrete Sicherheitsinfor-
mationen beigefligt sind. Des Weiteren darf der Handler ein Produkt nur dann auf den Markt
bringen, wenn sowohl Hersteller als auch Einflihrer ihren Kennzeichnungs- und Informati-
onspflichten nachgekommen sind.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift dient der Umsetzung des Artikels 10 Absatz 3 Richtlinie (EU) 2019/882. So-
weit der Handler weil® oder Grund zur Annahme hat, dass ein Produkt nicht den Barriere-
freiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung entspricht,
darf er dieses Produkt erst dann auf dem Markt bereitstellen, wenn die Konformitat herge-
stellt worden ist. Wenn das Produkt den Barrierefreiheitsanforderungen nicht geniigt, muss
der Handler den Hersteller oder den Einfihrer sowie die Marktliberwachungsbehérde dar-
Uber informieren, damit diese gegebenenfalls weiteren Malinahmen einleiten kénnen.
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Zu Absatz 3

Die Vorschrift setzt Artikel 10 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2019/882 um. Der Handler ist
ebenso wie der Einflhrer dazu verpflichtet, dafir zu sorgen, dass die Lagerungs- oder
Transportbedingungen die Ubereinstimmung des Produkts mit den Barrierefreiheitsanfor-
derungen nicht beeintrachtigen. Gemeint ist auch hier insbesondere die Sorge fiir eine fach-
gerechte Verpackung der Produkte und der Schutz vor Witterungseinfliissen. Diese Pflicht
gilt fir den Zeitraum, in welchem sich das Produkt im Verantwortungsbereich des Handlers
befindet.

Zu Absatz 4

Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 10 Absatz 5 Richtlinie (EU) 2019/882 und
legt die Pflichten des Handlers fest, die ihn treffen, wenn er weild oder Grund zur Annahme
hat, dass ein von ihm auf dem Markt bereitgestelltes Produkt nicht die Barrierefreiheitsan-
forderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung erfullt. Ist dies der
Fall, so muss der Handler sicherstellen, dass die erforderlichen KorrekturmaRnahmen er-
griffen werden, um die Konformitat des Produktes herzustellen. Im Gegensatz zum Herstel-
ler oder Einflhrer muss der Handler also nicht selber die erforderlichen Korrekturmafinah-
men ergreifen. Er muss jedoch dafiir Sorge tragen, dass solche Manahmen ergriffen wer-
den. Werden keine Korrekturmaflinahmen ergriffen oder genligen diese nicht, um Konfor-
mitat herzustellen, so muss der Handler daflr sorgen, dass das Produkt zurickgenommen
oder zurtickgerufen wird. Wenn das Produkt die Barrierefreiheitsanforderungen nicht erflillt,
ist der Handler verpflichtet, ohne schuldhaftes Zégern die Marktiberwachungsbehérde und
die Marktiberwachungsbehoérden der Mitgliedstaaten zu informieren, in denen sie das Pro-
dukt auf dem Markt bereitgestellt haben. Der Handler muss dabei Angaben insbesondere
zu der Art der Nichtkonformitdt des Produkts und den ergriffenen Korrekturmaf3nahmen
machen.

Zu Absatz 5

Die Vorschrift dient der Umsetzung der Verpflichtung aus Artikel 10 Absatz 6 der Richtlinie
(EU) 2019/882. Danach trifft auch den Handler eine umfassende Pflicht zur Zusammenar-
beit mit der Marktiberwachungsbehoérde. So muss der Handler der Marktiberwachungsbe-
hérde auf Verlangen die zum Nachweis der Konformitat eines Produktes erforderlichen
Auskiinfte erteilen, die erforderlichen Informationen bereitstellen und die angeforderten Un-
terlagen aushandigen. Daneben ist der Handler verpflichtet, bei allen Mallnahmen der
Marktiberwachungsbehoérde zu kooperieren, die darauf abzielen, die Nichtkonformitat ei-
nes von ihm auf dem Markt bereitgestellten Produktes zu beseitigen.

Zu § 12 (Einfuhrer oder Handler als Hersteller)

Die Vorschrift setzt Artikel 11 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und nennt zwei Falle, in
denen EinfUhrer oder Handler die Pflichten eines Herstellers treffen kobnnen. Diese sind in
§ 12 in Nummer 1 und 2 aufgezahilt.

Zu Nummer 1

Nach dieser Vorschrift sind die Pflichten aus den §§ 6 und 7 dann entsprechend anzuwen-
den, wenn ein Einfuhrer oder ein Handler ein Produkt unter seinem eigenen Namen oder
seiner eigenen Handelsmarke in Verkehr bringt. Da der Einflhrer oder der Handler sich in
diesem Fall quasi als Hersteller geriert, ist es nur konsequent, wenn ihn auch die Pflichten
eines Herstellers treffen.
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Zu Nummer 2

Die Vorschrift erfasst den Fall, wenn der Einfihrer oder der Handler ein bereits in Verkehr
gebrachtes Produkt so andert, dass dessen Konformitat mit den Barrierefreiheitsanforde-
rungen beeintrachtigt werden kann. Denn durch die Anderung entsteht de facto ein neues
Produkt, so dass der EinfGhrer oder der Handler als Hersteller angesehen werden kann.

Zu § 13 (Angabe der Wirtschaftsakteure)

Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 12 der Richtlinie (EU) 2019/882. Die Vor-
schrift ist erforderlich, um Produkte durch die Liefer- und Vertriebskette zurlickverfolgen zu
kénnen und damit eine effektive Marktliberwachung zu gewahrleisten.

Zu Absatz 1

Die Vorschrift verpflichtet alle Wirtschaftsakteure, der Marktiiberwachungsbehdrde auf de-
ren Verlangen Auskunft zu geben, von wem sie ein Produkt bezogen haben und an wen sie
ein Produkt abgegeben haben. Aufgrund dieser Auskiinfte kann die Marktiiberwachungs-
behoérde die Lieferketten leichter nachvollziehen und schneller zielgerichtete MalRnahmen
ergreifen.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift verpflichtet den Wirtschaftsakteur, ein Verzeichnis Uber diejenigen Wirt-
schaftsakteure zu fuhren, von denen er ein Produkt bezogen hat und an die er ein Produkt
abgegeben hat.

Zu Absatz 3

Die Vorschrift verpflichtet den Wirtschaftsakteur, das in Absatz 2 genannte Verzeichnis flr
die Dauer von finf Jahren nach Bezug oder Lieferung des Produktes aufzubewahren. Auf
Verlangen der Marktiberwachungsbehérde muss der Wirtschaftsakteur dieser entweder
formlos Auskunft tGiber den Inhalt des Verzeichnisses geben oder ihr das Verzeichnis vorle-
gen. Diese abgestufte Auskunftspflicht ermdglicht ein schnelles und effektives Handeln der
Marktiiberwachungsbehérde.

Zu Absatz 4

Die Vorschrift ermachtigt das Bundesministerium fur Arbeit und Soziales zum Erlass einer
Rechtsverordnung, mit welcher der in Absatz 3 genannte Zeitraum so verlangert werden
kann, dass er im Verhaltnis zur wirtschaftlichen Nutzungsdauer des betreffenden Produkts
steht.

Zu § 14 (Pflichten des Dienstleistungserbringers)

Die Vorschrift setzt die Bestimmungen des Artikel 13 der Richtlinie (EU) 20109/882 um und
regelt die Pflichten der Dienstleistungserbringer.

Zu Absatz 1

Die Vorschrift dient der Umsetzung des Artikels 13 Absatz 1 und Absatz 2 der Richtlinie
(EU) 2019/882.
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Zu Nummer 1

Die Vorschrift setzt Artikel 13 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/882 um. Danach ist die
Hauptpflicht des Dienstleistungserbringers, dafiir zu sorgen, dass seine Dienstleistung so-
wohl in der Gestaltung als auch in der Erbringung die Barrierefreiheitsanforderungen der
nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung erflillt.

Zu Nummer 2

Die Vorschrift setzt Artikel 13 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und bestimmt, dass
der Dienstleistungserbringer die in Anlage 3 genannten Informationen erstellen und diese
Informationen fir die Allgemeinheit in schriftlicher und akustischer Form bereitstellen muss.

Zu diesen Informationen gehdren nach Anlage 3 neben den Anforderungen an die Verbrau-
cherinformationen gemaR der Richtlinie 2011/83/EU eine allgemeine Beschreibung der
Dienstleistung im barrierefreien Format, Beschreibungen und Erlauterungen, die zum Ver-
standnis der Durchfihrung der Dienstleistung erforderlich sind und eine Beschreibung, wie
die Dienstleistung die Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden
Rechtsverordnung erfullt.

Diese vom Dienstleister zu erstellenden Informationen entsprechen weitgehend der Barrie-
refreiheitserklarung, wie sie § 12 b Behindertengleichstellungsgesetz (BGG) vorsieht. Die
Richtlinie (EU) 2019/882 sieht allerdings nicht vor, dass der Dienstleistungserbringer in sei-
nen Informationen auch angibt, welche Teile seiner Dienstleistung nicht barrierefrei sind
und wie die Nichtkonformitat begrindet wird. Dies ist nicht erforderlich, da der Dienstleis-
tungserbringer grundsatzlich verpflichtet ist, vollstandige Barrierefreiheit herzustellen. Kann
er dies nicht leisten, so muss er sich auf einen der Ausnahmetatbestande der § 16 oder 17
berufen und in diesem Rahmen erklaren, welche Teile seiner Dienstleistung nicht barriere-
frei gestaltet oder erbracht werden kdnnen und auch die Grinde hierfur angeben.

Der Dienstleistungserbringer muss die genannten Informationen in seinen Allgemeinen Ge-
schaftsbedingungen oder auf andere deutlich wahrnehmbare Weise der Allgemeinheit in
schriftlicher und akustischer Form zuganglich machen. Die Richtlinie (EU) 2019/882 gibt
vor, dass die Informationen in ,mundlicher Form* bereitgestellt werden missen. Da im deut-
schen Rechtsverstandnis mundliche Form jedoch eine unmittelbare Kommunikation zwi-
schen mehreren Personen bedeutet, ware es dem Dienstleistungserbringer gar nicht még-
lich, die Allgemeinheit entsprechend zu informieren. Die Richtlinie (EU) 2019/882 wird da-
her dahingehend ausgelegt, dass ,mundliche Form* als Gegensatz zum nur geschriebenen
Wort verstanden werden muss. Daher genulgt es, wenn der Dienstleistungserbringer die
Informationen auch in einer nur akustisch wahrnehmbaren Form, z.B. als Audiodatei, zu-
ganglich macht.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift setzt Artikel 13 Absatz 2 Satz 3 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und be-
stimmt, dass der Dienstleistungserbringer die Informationen nach Absatz 1 Nummer 2 so
lange aufbewahren muss, wie er die Dienstleistung anbietet oder erbringt.

Zu Absatz 3

Die Vorschrift dient der Umsetzung der Verpflichtungen aus Artikel 13 Absatz 3 Richtlinie
(EU) 2019/882 und formuliert die Pflicht, Veranderungen geblhrend Rechnung zu tragen.
Diese Pflicht betrifft Veranderungen bei den Merkmalen der Erbringung der Dienstleistung,
Veranderungen bei den geltenden Barrierefreiheitsanforderungen und Anderungen der har-
monisierten Normen oder technischen Spezifikationen, auf die bei Barrierefreiheitserkla-
rung verwiesen wird. Damit wird sichergestellt, dass die Barrierefreiheitsanforderungen bei-
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spielsweise auch bei der Verwendung neuer Tools oder Software auf einer Webseite be-
ricksichtigt werden und nicht Barrierefreiheit im Rahmen von Aktualisierungen wieder ab-
gebaut wird.

Zu Absatz 4

Die Vorschrift setzt Artikel 13 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und legt die Hand-
lungs- und Informationspflichten des Dienstleistungserbringers fur den Fall der Nichtkonfor-
mitat seiner Dienstleistung fest. Weild oder vermutet der Dienstleistungserbringer, dass die
Gestaltung oder Erbringung der Dienstleistung nicht den Barrierefreiheitsanforderungen
entspricht, so muss er ohne schuldhaftes Zégern die erforderlichen KorrekturmalRnahmen
ergreifen, um die Konformitat der Dienstleistung herzustellen. Ist die Dienstleistung tatsach-
lich nicht konform mit den geltenden Barrierefreiheitsanforderungen, so muss der Dienst-
leistungserbringer zudem ohne schuldhaftes Zégern die zustandigen nationalen Behdrden
der Mitgliedstaaten informieren, in denen die Dienstleistung erbracht wird. Im Rahmen die-
ser Informationen hat der Dienstleistungserbringer insbesondere ausfuhrliche Angaben
dazu zu machen, worin die Nichtkonformitat bestand und welche Korrekturmal3nahmen er-
griffen wurden oder werden.

Zu Absatz 5

Die Vorschrift setzt Artikel 13 Absatz 5 der Richtlinie (EU) 2019/882 um. Danach treffen den
Dienstleistungserbringer ebenso wie die anderen Wirtschaftsakteure umfassende Mitwir-
kungs- und Kooperationspflichten gegentber der Marktuberwachungsbehdrde. So muss
er auf Verlangen der Marktiberwachungsbehdrde alle Informationen aushandigen, die fir
den Nachweis der Konformitat der Dienstleistung erforderlich sind. Daneben ist er verpflich-
tet, bei allen MaRnahmen, die zur Herstellung der Konformitat mit den geltenden Barriere-
freiheitsanforderungen erforderlich sind, mit der Marktiberwachungsbehérde zusammen-
zuarbeiten.

Zu § 15 (Beratungsangebot der Bundesfachstelle fiir Barrierefreiheit)

Die Vorschrift setzt Artikel 4 Absatz 6 der Richtlinie (EU) 2019/882 um. Danach sind fir die
Kleinstunternehmen Instrumente vorzusehen, die diesen die Anwendung der einzelstaatli-
chen Malinahmen zur Umsetzung der Richtlinie erleichtern. Ein Beratungsangebot stellt ein
solches Instrument dar. Die Beratung soll Kleinstunternehmen dabei unterstiitzen, die Bar-
rierefreiheitsanforderungen soweit wie mdglich anzuwenden. Das Beratungsangebot richtet
sich sowohl an Kleinstunternehmen, die Produkte herstellen oder vertreiben, als auch an
Kleinstunternehmen im Bereich der Dienstleistungen, die nach § 3 Absatz 3 grundsatzlich
von der Pflicht zur Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen ausgenommen sind. Da-
mit soll die Wirtschaft entlastet und die Anwendung der Barrierefreiheitsanforderungen in
einem groltmaéglichen Umfang erweitert werden.

Zu Abschnitt 4 (Grundlegende Veranderungen von Produkten oder
Dienstleistungen und unverhiltnismaBige Belastungen fiir die Wirtschaftsakteure)

Abschnitt 4 setzt Artikel 14 der Richtlinie (EU) 2019/882 um. Dieser Artikel tragt dem Grund-
satz der VerhaltnismaRigkeit Rechnung und berlicksichtigt die Interessen der kleinen und
mittleren Unternehmen sowie der Kleinstunternehmen, die Produkten herstellen oder damit
Handel betreiben. Die beiden Schwerpunkte des Artikel 14 - grundlegende Veranderungen
und unverhaltnismaRige Belastungen fur die Wirtschaftsakteure - wurden der besseren
Ubersichtlichkeit wegen in jeweils einem eigenen Paragrafen geregelt. Fir Kleinstunterneh-
men sowie kleine und mittlere Unternehmen gelten dabei die Begriffsbestimmungen der
§ 2 Nummer 17 und 18.
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Zu § 16 (Grundlegende Veranderungen des Produkts oder der Dienstleistung)
Zu Absatz 1

Die Vorschrift Gbernimmt den Grundsatz des Artikel 14 der Richtlinie (EU) 2019/882, dass
die Barrierefreiheitsanforderungen nur dann geltend sollen, wenn ihre Einhaltung nicht zu
einer solchen Veranderung der Produkte oder Dienstleistungen filhrt, dass die Produkte
oder Dienstleistungen in ihrem Wesenskern verandert wirden. Dies ware z.B. der Fall,
wenn die Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen, etwa durch den Einsatz einer
neuen Technologie oder Software, die Leistungsfahigkeit des Produktes in einem solchem
Ausmal} beeinflussen wiirde, dass es nicht mehr den intendierten Zweck erreichen kann.

Die Beurteilung, ob die Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen eine solche grundle-
gende Veranderung bedeuten wirde, nimmt der Wirtschaftsakteur selber vor. Im Rahmen
der Beurteilung sind grundsatzlich nur berechtigte Griinde zu berticksichtigen. Mangelnde
Prioritat, Zeit oder Kenntnis gelten nicht als berechtigte Griinde. Angesichts des angestreb-
ten Nutzens fur Menschen mit Behinderungen ist zudem ein sehr strenger Maf3stab an die
Beurteilung anzulegen.

Da es der Hersteller ist, der direkten Einfluss auf die Gestaltung des Produkts hat, ist davon
auszugehen, dass diese Ausnahmeregelung in Bezug auf Produkte in der Regel nur ihn,
nicht aber den Einfuhrer oder Handler betrifft.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift konkretisiert die formellen Anforderungen, die an eine solche Selbstbeurtei-
lung nach Absatz 1 zu stellen sind und bestimmt, dass der Wirtschaftsakteur die Beurteilung
dokumentieren und die Beurteilung 5 Jahre lang nach Bereitstellung eines Produkts auf
dem Markt oder nach der letzten Erbringung einer Dienstleistung aufbewahren muss. Auf
Verlangen der Marktuberwachungsbehorde muss er ihr eine Kopie der Beurteilung vorle-
gen.

Zu Absatz 3

Die Vorschrift setzt Artikel 14 Absatz 8 der Richtlinie (EU) 2019/882 um. Danach muss ein
Wirtschaftsakteur, der geltend macht, die Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen
fiihre zu einer grundlegenden Anderung des Produkts oder der Dienstleistung, der Markt-
Uberwachungsbehdrde die Beurteilung Ubermitteln, die er durchgefiihrt hat. Er muss die
Beurteilung daneben auch an die Marktiiberwachungsbehdrden derjenigen EU-Mitglied-
staaten Ubermitteln, in denen das Produkt in Verkehr gebracht oder die Dienstleistung an-
geboten oder erbracht wird. Diese Regelung ist unverzichtbar, um eine effektive Marktiber-
wachung sicherzustellen.

Zu Absatz 4

Die Vorschrift normiert eine Ausnahme zu Absatz 2. Kleinstunternehmen, die mit Produkten
befasst sind, missen die Beurteilung nicht dokumentieren. Dementsprechend treffen sie
auch keine Aufbewahrungspflichten. Auf Verlagen der Marktiiberwachungsbehérde mius-
sen sie statt einer Kopie der Dokumentation nur die fur die Beurteilung nach
Absatz 1 Satz 2 maligeblichen Fakten Ubermitteln. Diese Ausnahme soll dazu dienen, den
Verwaltungsaufwand von Kleinstunternehmen zu verringern.

Die Ausnahme richtet sich explizit an Kleinstunternehmen, die mit Produkten befasst sind,
da Kleinstunternehmen, die Dienstleistungen erbringen, bereits nach
§ 3 Absatz 2 Nummer 3 nicht der Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen unterlie-
gen.
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Zu § 17 (UnverhaltnismaRige Belastungen)
Zu Absatz 1

Die Vorschrift dient der Umsetzung des zweiten Grundsatzes aus Artikel 14 der Richtlinie
(EU) 2019/882. Danach sind die Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu
erlassenden Rechtsverordnung nur insoweit einzuhalten, als sie fur die Wirtschaftsakteure
keine unverhaltnismalige Belastung darstellen. Eine unverhaltnismalige Belastung kann
dann vorliegen, wenn die Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen eine zusatzliche
ubermafige organisatorische oder finanzielle Belastung fir den Wirtschaftsakteur darstellt
und es dem Wirtschaftsakteur nach verninftigem Ermessen nicht méglich ware, eine oder
mehrere der Barrierefreiheitsanforderungen dieses Gesetzes vollumfanglich anzuwenden.
Die Beurteilung, ob eine unverhaltnismaRige Belastung vorliegt, erfolgt gemaf den Vorga-
ben in Anlage 4. Im Rahmen der Beurteilung sind grundsatzlich nur berechtigte Griinde zu
berlcksichtigen. Mangelnde Prioritat, Zeit oder Kenntnis gelten nicht als berechtigte
Grinde. Angesichts des angestrebten Nutzens flir Menschen mit Behinderungen ist zudem
eine enge Auslegung des Begriffs ,unverhaltnismalige Belastung“ vorzunehmen. Gilt die
unverhaltnismaige Belastung nur fur Teile des Produkts oder der Dienstleistung, sind die
Barrierefreiheitsanforderungen fir die tbrigen Teile uneingeschrankt einzuhalten.

Zu Absatz 2

Absatze 1 und 2 konkretisieren die formellen Anforderungen, die an eine solche Selbstbe-
urteilung nach Absatz 1 zu stellen sind und bestimmen, dass der Wirtschaftsakteur die Be-
urteilung dokumentieren und die Beurteilung 5 Jahre lang nach Bereitstellung eines Pro-
dukts auf dem Markt oder nach der letzten Erbringung einer Dienstleistung aufbewahren
muss. Auf Verlangen der Marktiberwachungsbehdrde muss er ihr eine Kopie der Beurtei-
lung vorlegen. Absatz 2 Satz 3 enthalt dieselbe Ausnahme zu Absatz 2 Satz 1 und 2 wie
§ 16 Absatz 3. Kleinstunternehmen, die mit Produkten befasst sind, miissen die Beurteilung
nicht dokumentieren. Dementsprechend treffen sie auch keine Aufbewahrungspflichten.
Auf Verlangen der Marktiberwachungsbehérde mussen sie, statt einer Kopie der Doku-
mentation, nur die flr die Beurteilung nach Absatz 1 Satz 2 maligeblichen Fakten Gbermit-
teln. Diese Ausnahme soll dazu dienen, den Verwaltungsaufwand von Kleinstunternehmen
Zu verringern.

Zu Absatz 3

Die Vorschrift setzt Artikel 14 Absatz 5 der Richtlinie (EU) 2019/882 um. Danach muissen
Dienstleistungserbringer, die keine Kleinstunternehmen sind und sich auf die Ausnahmere-
gelung des Absatz 1 Satz 1 berufen, die Beurteilung, ob die Einhaltung der Barrierefrei-
heitsanforderungen eine unverhaltnismaRige Belastung darstellt, fir jede Dienstleistungs-
kategorie oder -art mindestens alle 5 Jahre vornehmen. Eine solche Beurteilung muss un-
abhangig von diesem 5-Jahre-Turnus stets dann erfolgen, wenn die angebotene Dienst-
leistung verandert wird oder der Dienstleistungserbringer von der Marktiberwachungsbe-
hérde hierzu aufgefordert wird.

Zu Absatz 4

Die Vorschrift setzt Artikel 14 Absatz 6 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und bestimmt, dass
Wirtschaftsakteure, die offentliche oder private Mittel zu Zwecken der Verbesserung der
Barrierefreiheit erhalten, sich nicht auf die Ausnahmeregelung des Absatz 1 berufen durfen.
Diese Einschrankung gilt nicht fur Kredite, die der Wirtschaftsakteur erhalt, um seinen ge-
setzlichen Verpflichtungen nachzukommen.
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Zu Absatz 5

Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 14 Absatz 8 der Richtlinie (EU) 2019/882.
Danach sind die Wirtschaftsakteure, die sich bei einem bestimmten Produkt oder einer be-
stimmten Dienstleistung auf die Ausnahmeregelung des Absatz 1 berufen, dazu verpflich-
tet, Informationen zu diesem Zweck an die zustandigen Marktiberwachungsbehdérden oder
die fur die Uberpriifung der Konformitat der Dienstleistung zustandigen Behorden des Mit-
gliedstaates, in dem das betreffende Produkt in den Verkehr gebracht bzw. die betreffende
Dienstleistung erbracht wird, zu Ubersenden. Diese Regelung ist unverzichtbar, um eine
effektive Marktuberwachung sicherzustellen.

Zu Absatz 6

Die Vorschrift enthalt eine Verordnungsermachtigung fir das Bundesministerium fur Arbeit
und Soziales, durch eine entsprechende Rechtsverordnung die Kriterien zur Beurteilung
des Vorliegenseiner unverhaltnismaligen Belastung zu ergdnzen und zu prazisieren.

Zu Abschnitt 5 (CE-Kennzeichnung)

Abschnitt 5 setzt Artikel 16, 17 und 18 der Richtlinie (EU) 2019/882 um. Die darin enthalte-
nen Bestimmungen beziehen sich nur auf Produkte, nicht auf Dienstleistungen.

Zu § 18 (EU-Konformitatserklarung fir Produkte)

Die Vorschrift setzt Artikel 16 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und enthalt die Regelungen
zur EU-Konformitatserklarung.

Zu Absatz 1

Die Vorschrift legt fest, dass der Hersteller dazu verpflichtet ist, eine EU-Konformitatserkla-
rung auszustellen, bevor er ein Produkt, dessen Ubereinstimmung mit der nach
§ 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung nachgewiesen wurde, in den Verkehr
bringt.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift bestimmt in Umsetzung von Artikel 16 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/882,
dass aus der EU-Konformitatserklarung hervorgehen muss, dass die geltenden Barriere-
freiheitsanforderungen nachweislich erfullt sind. Hat ein Wirtschaftsakteur sich auf die Aus-
nahmeregelungen der § 16 oder 17 berufen, so muss in der EU-Konformitatserklarung an-
gegeben werden, welche Barrierefreiheitsanforderungen hiervon betroffen sind.

Zu Absatz 3

Die Vorschrift setzt Artikel 16 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und bestimmt, dass
die EU-Konformitatserklarung dem Aufbau nach dem Muster im Anhang Il des Beschlus-
ses Nr. 768/2008/EG des Europaischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 uber
einen gemeinsamen Rechtsrahmen fir die Vermarktung von Produkten und zur Aufhebung
des Beschlusses 93/465/EWG des Rates zu entsprechen hat. Dies dient der gleichférmigen
Umsetzung der Richtlinie in den EU-Mitgliedstaaten. Die EU-Konformitatserklarung muss
die in Anlage 2 genannten Elemente enthalten und ist stets auf dem neuesten Stand zu
halten. Dadurch wird sichergestellt, dass auch z.B. Veranderungen in den Fertigungspro-
zessen oder den einschlagigen harmonisierten EU-Normen Rechnung getragen wird.

Absatz 3 Satz 3 bertcksichtigt den Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit. Den Kleinstunter-
nehmen sowie den kleinen und mittleren Unternehmen dirfen durch die Anforderungen an
die technische Dokumentation gemaf den Regelungen der Anlage 2 kein Ubermafiger Auf-
wand entstehen.
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Absatz 3 Satz 4 legt fest, dass die EU-Konformitatserklarung in deutsche Sprache uber-
setzt werden muss. Dies erleichtert die Arbeit der Marktiberwachungsbehérden im Inland.

Zu Absatz 4

Die Vorschrift setzt Artikel 16 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und dient der Ver-
einfachung der Prufung durch die Marktuberwachungsbehdrden. Um fur einen wirksamen
Zugang zu Informationen fur Marktiberwachungszwecke zu sorgen, sollen die fur Ermitt-
lung aller geltenden Rechtsakte der Union erforderlichen Informationen in einer einzigen
EU-Konformitatserklarung enthalten sein. Damit wird auch der Verwaltungsaufwand der
Wirtschaftsakteure verringert, da sie alle relevanten individuellen Konformitatserklarungen
in eine einzige EU-Konformitatserklarung aufnehmen kénnen und nicht fur jedes einzelne
Produkt eine eigene Erklarung ausstellen missen.

Zu § 19 (CE-Kennzeichnung)
Zu Absatz 1

Die Vorschrift setzt Artikel 18 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und bestimmt, zu
welchem Zeitpunkt die CE-Kennzeichnung auf einem Produkt anzubringen ist.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift setzt Artikel 18 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und legt fest, wie
genau die CE-Kennzeichnung auf einem Produkt oder dessen Datenplakette anzubringen
ist.

Zu Absatz 3

Die Vorschrift setzt Artikel 17 der Richtlinie (EU) 2019/882 um. Die allgemeinen Grundsatze
fur die CE-Kennzeichnung sind in der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 enthalten, weshalb
auf diese verwiesen wird. Im Falle einer Anderung dieser Grundséatze gelten diese dann
unmittelbar, ohne dass es einer Anderung dieses Gesetzes bedarf.

Zu Abschnitt 6 (Marktiiberwachung von Produkten)
Zu § 20 (Aufgaben der Marktuberwachungsbehoérden)
Zu Absatz 1

Diese Vorschrift setzt Artikel 19 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/882 in Verbindung mit
Artikel 10 Absatz 6 der Verordnung (EU) 2019/1020 (Artikel 18 Absatz 1 der Verordnung
(EG) 765/2008) um. Die Lander missen in ihrem Zusténdigkeitsbereich die Marktuberwa-
chungsbehdrden mit den notwendigen Ressourcen ausstatten. Hierzu gehoéren ausrei-
chende haushalts- und sonstige Ressourcen, wie qualifiziertes und kompetentes Personal
in ausreichender Anzahl. Auch missen Verfahren und andere Vorkehrungen fir die ord-
nungsgemalde Erfullung der Marktiberwachungsaufgaben vorhanden sein. Die Lander ha-
ben eine effiziente Kooperation ihrer Marktiberwachungsbehérden auf nationaler und auf
EU-Ebene sicher zu stellen. dnder-Ubergreifenden Mallnahmen zur Vermemeidung ernster
Risiken.

Zu Absatz 2

Diese Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 19 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/882
in Verbindung mit Artikel 13 Absatz 1 und Absatz 2 der Verordnung (EU) 2019/1020 und
bestimmt, dass die Marktliiberwachungsbehérden fir die vom BFG-E erfassten Regelungs-
bereiche Marktiiberwachungsstrategien erstellen missen. Die Marktiberwachungsbehor-
den Ubermitteln ihre Marktiiberwachungsstrategien der Bundesanstalt fir Arbeitsschutz
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und Arbeitsmedizin, die insoweit die Aufgaben der zentralen Verbindungsstelle wahrnimmt.
Die BAUA fasst die Marktliberwachungsstrategien zu einer nationalen Marktiiberwachungs-
strategie zusammen und Ubermittelt flr den européisch harmonisierten Be-reich die Markt-
uberwachungsstrategie an die Kommission und die anderen Mitgliedstaaten. Fur diese Mel-
dung nutzt die zentrale Verbindungsstelle das Informations- und Kommunika-tionssystem
ICSMS.

Zu § 21 (MarktuberwachungsmaRBnahmen)
Zu Absatz 1

Die Vorschrift bestimmt, dass die Marktiiberwachung von Produkten anhand der von den
Landern entwickelten Marktiberwachungsstrategie und den weiteren Bestimmungen die-
ses Gesetzes erfolgen muss.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift setzt Artikel 19 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und verweist fur die
Marktibewachungsmanahmen auf Artikel 2 Absatz 3, Artikel 11 Absatz 2, 3 und 5, Artikel
14 Absatz 2, Artikel 15 Absatz 3, Artikel 16 Absatz 3 Buchstabe g und Absatz 5, Artikel 17
und Artikel 22 der Verordnung (EU) 2019/1020 um. Die Vorschrift bestimmt zudem, dass
die Marktiberwachungsbehérden die Befugnisse geman Artikel 14 Absatz 4 Buchstabe a,
b, e und j der Verordnung (EU) 2019/1020 haben, mit der Einschrankung, dass die Befug-
nisse nach Artikel 14 Absatz 4 Buchstabe e) der Verordnung (EU) 2019/1020 nur zu den
Ublichen Betriebs- und Geschaftszeiten bestehen.

Zu Absatz 3

Die Vorschrift setzt Artikel 19 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und regelt die Prif-
pflichten der Marktiberwachungsbehdrde fur den Fall, dass sich ein Wirtschaftsakteur auf
die Ausnahmeregelungen der §§ 16 und 17 beruft. Danach muss die Markttiberwachungs-
behorde prufen, ob der Wirtschaftsakteur die nach der jeweiligen Vorschrift erforderliche
Beurteilung durchgefuhrt hat. Die Marktiberwachungsbehdrde muss zudem die durchge-
fuhrte Beurteilung daraufhin Uberprifen, ob sie ordnungsgemafl durchgeflihrt wurde und
insbesondere, ob die in Anlage 4 genannten Kriterien ordnungsgemalf angewandt wurden.
Schlief3lich muss die Marktiberwachungsbehoérde prufen, ob die tbrigen Barrierefreiheits-
anforderungen eingehalten werden. Diese Vorschrift gibt der Marktiberwachungsbehérde
die erforderlichen Kompetenzen, um eine missbrauchliche Berufung auf die Ausnahmere-
gelungen der §§ 16 und 17 zu verhindern.

Zu Absatz 4

Die Vorschrift setzt Artikel 19 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und regelt den
Zugang der Verbraucher zu den der Marktiberwachungsbehdrde vorliegenden Informatio-
nen Uber die Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen durch einen bestimmten Wirt-
schaftsakteur und gegebenenfalls tber die von diesem durchgefiihrte Beurteilung nach
§ 16 Absatz 1 Satz 2 und § 17 Absatz 1 Satz 2. Die Informationen missen dem Verbrau-
cher in einer fur diesen wahrnehmbaren Form zur Verfigung gestellt werden. Absatz 2 Satz
2 verpflichtet die Marktliiberwachungsbehérde dazu, dem Verbraucher bei Bedarf die Infor-
mationen in einfacher und verstandlicher Weise zu erlautern. Sollte dies dem Verbraucher
nicht ausreichen, so ist die Behdrde gemal Satz 3 verpflichtet, die Informationen in Leichter
Sprache zu erlautern. Die Vorschrift stellt sicher, dass die Informationen Uber die Barriere-
freiheit eines Produkts oder einer Dienstleistung fir Menschen mit Behinderungen auch
zuganglich sind.

Diese Vorschrift ist eine Konkretisierung des allgemeinen Informationszugangsrechts. An-
spruchsberechtigt sind hier ausschlie3lich Verbraucher und der Anwendungsbereich be-
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schrankt sich auf Informationen Uber die Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen ei-
nes Produkts oder einer Dienstleistung sowie gegebenenfalls die Beurteilung eines Wirt-
schaftsakteurs, weshalb er bei einem bestimmten Produkt oder einer Dienstleistung die
Barrierefreiheitsanforderungen nicht einhalten kann. Die Informationen werden nur auf An-
trag zur Verfligung gestellt. Die Einschrankung, die sich aus Satz 24 ergibt, dient dem
Grundsatz der Vertraulichkeit und schiitzt Berufs- und Geschaftsgeheimnisse sowie perso-
nenbezogene Daten.

Zu Absatz 45

Die Vorschrift stellt klar, dass Menschen mit Hérbehinderungen und Menschen mit Sprach-
behinderungen das Recht haben, im Verfahren nach Absatz 2 in Deutscher Gebardenspra-
che, mit lautsprachbegleitenden Gebarden oder Uber andere geeignete Kommunikations-
hilfen mit der Marktiberwachungsbehérde zu kommunizieren, wobei die Kosten fir die
Kommunikationshilfen von der Marktiiberwachungsbehdérde zu tragen sind. Satz 3 verweist
auf § 5 der Kommunikationshilfenverordnung.

Zu Absatz 4 6

Die Vorschrift bestimmt, dass die §§ 10 und 11 des Behindertengleichstellungsgesetzes
auch im Rahmen des Informationsverfahrens nach Absatz 5 und 6 gelten.

Zu § 212 (Vorgehensweise bei Produkten, die die geltenden
Barrierefreiheitsanforderungen nicht erfillen)

Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 20 der Richtlinie (EU) 2019/882.
Zu Absatz 1

Die Vorschrift setzt Artikel 20 Absatz 1 Unterabsatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/882 um.
Danach ist die Marktiiberwachungsbehoérde verpflichtet, Anhaltspunkten nachzugehen und
zu Uberprufen, ob ein in den Anwendungsbereich dieses Gesetzes fallendes Produkt die
geltenden Barrierefreiheitsanforderungen erfullt. Dabei muss sie samtliche Barrierefrei-
heitsanforderungen, die sich aus der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung
ergeben, berlicksichtigen. Zur Beurteilung, ob alle geltenden Barrierefreiheitsanforderun-
gen erflllt sind, bendtigt die Marktiberwachungsbehérde gegebenenfalls Informationen
von den betroffenen Wirtschaftsakteuren. Diese miissen zu dem Zwecke umfassend mit
der Marktiberwachungsbehérde zusammenarbeiten.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift setzt Artikel 20 Absatz 1 Unterabsatz 2 bis Unterabsatz 4 der Richtlinie (EU)
2019/882 um. Kommt die Marktliberwachungsbehdérde im Rahmen der Prifung nach
Absatz 1 zu dem Ergebnis, dass das betreffende Produkt die Barrierefreiheitsanforderun-
gen dieses Gesetzes nicht erflllt, so ordnet sie gegeniuber dem Wirtschaftsakteur unver-
zuglich an, innerhalb einer der Art der Nichteinhaltung angemessenen Frist alle geeignete
Korrekturmaflinahmen zu ergreifen, um die Konformitat mit den Barrierefreiheitsanforderun-
gen herzustellen. Der betreffende Wirtschaftsakteur ist vor Erlass der MaRnahme anzuh6-
ren, wobei die Anhorungsfrist nicht kiirzer als 10 Tage sein darf. Diese Anhérung ist gege-
benenfalls unverziiglich nachzuholen und die MaRnahme dann entsprechend zu Gberpri-
fen.

Zu Absatz 3

Die Vorschrift setzt Artikel 20 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und verpflichtet den
Wirtschaftsakteur dazu, die Korrekturmaf®nahmen, die er ergreift, auf samtliche betroffene
Produkte zu erstrecken, die er unionsweit bereitgestellt hat.
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Zu Absatz 4

Die Vorschrift regelt das Vorgehen der Marktiiberwachungsbehorde flir den Fall, dass der
Wirtschaftsakteur seiner Verpflichtung, die Konformitat des betreffenden Produktes durch
geeignete KorrekturmalBnahmen herzustellen, nicht nachkommt. In diesem Fall trifft die
Marktiberwachungsbehérde geeignete Malinahmen, um die Bereitstellung des Produktes
auf dem deutschen Markt einzuschrénken oder zu untersagen. Sie sorgt gegebenenfalls
daflr, dass das Produkt zurickgenommen oder zuriickgerufen wird. Ist kein Wirtschaftsak-
teur, der mit dem Produkt befasst ist, im Binnenmarkt ansassig, so konnen die Malnahmen
gegen jeden gerichtet werden, der die Weitergabe des Produkts im Auftrag des Wirtschafts-
akteurs vornimmt. Auch im Rahmen dieser MaRnahmen ist der betreffende Wirtschaftsak-
teur anzuhdren. Die Anhorungsfrist darf nicht kurzer als 10 Tage sein. Unterbleibt die An-
hérung vor Einleitung der Malnahmen, so muss sie unverziiglich nachgeholt und die Mal}-
nahme entsprechend der Stellungnahme des Wirtschaftsakteurs Uberprift werden.

Zu Absatz 45

Die Vorschrift regelt fiir den Fall, dass die Marktiberwachungsbehdérde der Auffassung ist,
dass die Nichtkonformitat des Produkts sich nicht auf das deutsche Hoheitsgebiet be-
schrankt, den Widerufsvorbehalt der MalRnahme. Dieser Widerrufsvorbehalt ist deshalb not-
wendig, da die anderen Mitgliedstaaten und die Europaische Kommission das Recht haben,
Einwande gegen die ergriffene Mallnahme zu erheben und die MalRnahme dann gegebe-
nenfalls aufzuheben ist.

Zu § 23 (MaBnahmen bei formaler Nichtkonformitéit von Produkten)

Die Vorschrift setzt Artikel 22 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und regelt das Vorgehen der
Marktiiberwachungsbehoérde bei formaler Nichtkonformitat von Produkten.

Zu Absatz 1

Die Vorschrift setzt Artikel 22 Absatz 1 erster Halbsatz der Richtlinie (EU) 2019/882 um und
legt fest, dass die Marktuberwachungsbehdrde bei einem Fall von formaler Nichtkonformitat
den betreffenden Wirtschaftsakteur auffordert, innerhalb einer angemessenen Frist die ge-
eigneten Korrekturmafinahmen zu ergreifen, um Konformitat herzustellen.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 22 Absatz 1 a) bis g) der Richtlinie (EU)
20109/882 um und zahlt abschlieliend auf, wann formale Nichtkonformitat vorliegt.

Zu Nummer 1

Die Vorschrift setzt Artikel 22 Absatz 1 a) und b) der Richtlinie (EU) 20109/882 um und
bestimmt, dass formale Nichtkonformitat vorliegt, wenn die CE-Kennzeichnung nicht oder
nicht richtig, das heif3t, unter Nichteinhaltung der Vorgaben des § 19 angebracht wurde.

Zu Nummer 2

Die Vorschrift setzt Artikel 22 Absatz 1 ¢) und d) der Richtlinie (EU) 20109/882 um. Danach
liegt formale Nichtkonformitat vor, wenn die EU-Konformitatserklarung nicht oder nicht ord-
nungsgemal ausgestellt wurde.

Zu Nummer 3

Die Vorschrift setzt Artikel 22 Absatz 1 e) der Richtlinie (EU) 20109/882 um und legt fest,
dass formale Nichtkonformitat dann vorliegt, wenn die technischen Unterlagen nicht vor-
handen oder unvollstandig sind.
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Zu Nummer 4

Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 22 Absatz 1 f) der Richtlinie (EU) 20109/882.
Danach liegt formale Nonkonformitdt dann vor, wenn die Angaben des Hersteller nach
§ 7 Absatz 2 oder die des Einfihrers nach § 10 fehlen, falsch oder unvollstandig sind.

Zu Nummer 5

Die Vorschrift setzt Artikel 22 Absatz 1 g) der Richtlinie (EU) 20109/882 und bestimmit,
dass formale Nonkonformitat vorliegt, wenn eine andere formale Verpflichtung nach den
§§ 6, 7, 9 oder 10 nicht erfullt ist.

Zu Absatz 3

Die Vorschrift setzt Artikel 22 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 20109/882 um und legt das Vor-
gehen der Marktuberwachungsbehorde fur den Fall fest, dass der Wirtschaftsakteur inner-
halb der Frist nach Absatz 1 keine geeigneten Malinahmen ergreift, um Konformitat herzu-
stellen. Ist dies der Fall, so kann die Marktiberwachungsbehérde entweder Maflnahmen
ergreifen, um die Bereitstellung des Produkts auf dem Markt zu beschranken oder die Be-
reitstellung auf dem Markt untersagen oder sicherstellen, dass das Produkt zurtickgenom-
men oder zurtickgerufen wird. Satz 2 stellt klar, dass auch in diesem Fall der betroffene
Wirtschaftsakteur anzuhéren ist, wobei die Anhérungsfrist mindestens 10 Tage betragen
muss. Sollte die Anhdrung unterbleiben, ist sie so schnell wie mdglich nachzuholen und die
von der Marktiberwachungsbehorde getroffenen Mal3nahme zu Uberprifen.

Zu § 24 (Pflichten der Marktiiberwachungsbehorde und der Bundesanstalt fiir
Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin bei Nichtkonformitiat von Produkten, die sich
nicht auf das deutsche Hoheitsgebiet beschrianken)

Die Vorschrift setzt Artikel 20 Absatz 2 und Absatz 4 bis Absatz 8 der Richtlinie (EU)
2019/882 um.

Zu Absatz 1

Die Vorschrift bestimmt, dass die Marktiiberwachungsbehérde unverziglich die Bundesan-
stalt flr Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin unterrichten muss, wenn sie der Auffassung ist,
dass die beanstandeten Produkte auch in anderen Mitgliedstaaten der Europaischen Union
auf dem Markt bereitgestellt werden. Nichtkonformitat bezieht sich hierbei sowohl auf die
Nichteinhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden
Rechtsverordnung als auch auf die formale Nichtkonformitati.S.d. § 23. Die Bundesanstalt
fur Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin muss diese Information unverziiglich an die Europai-
sche Kommission und die anderen Mitgliedstaaten der Europaischen Union weiterleiten.
Durch diese Regelung wird eine effektive Weitergabe von Informationen aus den Bundes-
landern Uber die Bundesanstalt flr Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin an die Europaische
Union und die Ubrigen EU-Mitgliedstaaten gewahrleistet. Denn die Bundesanstalt fir Ar-
beitsschutz und Arbeitsmedizin kann Informationen zu einem Produkt, die ihr gegebenen-
falls aus mehreren Bundeslandern zugehen, bindeln und zusammenfassen. Die Europai-
sche Kommission und die Ubrigen EU-Mitgliedstaaten erhalten die Informationen somit aus
einer Hand.

Die Bundesanstalt fir Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin teilt der Kommission und den an-
deren EU-Mitgliedstaaten auch das Ergebnis der Prifung der nach § 22 Absatz 1 mit und
die MaRnahmen, die zu ergreifen sie den Wirtschaftsakteur aufgefordert hat.
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Zu Absatz 2

Die Vorschrift verpflichtet die Marktiberwachungsbehérde, die Bundesanstalt fir Arbeits-
schutz und Arbeitsmedizin unverzlglich Uber nach § 22 Absatz 4 getroffene MalRnahmen
zu informieren und benennt den Umfang und den Inhalt, dem diese Unterrichtung gentigen
muss.

Die Vorschrift bestimmt zudem, dass die Information Angaben dazu enthalten muss, ob die
harmonisierten Normen oder die technischen Spezifikationen mangelhaft sind. Die Anwen-
dung und Zugrundlegung von harmonisierten Normen beinhaltet nach Artikel 15 der Richt-
linie (EU) 2019/882 lediglich die Vermutungswirkung der Ubereinstimmung mit den wesent-
lichen Barrierefreiheitsanforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverord-
nung. Wenn sich, etwa durch haufige Meldungen, zeigt, dass die grundlegenden Anforde-
rungen nicht eingehalten werden, ist die Norm fehlerhaft. Dann greift das Schutzklauselver-
fahren nach Artikel 21 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2019/882. Daher ist es moglich, dass
trotz Einhaltung der harmonisierten Standards die grundlegendenden Anforderungen nicht
eingehalten werden.

Zu Absatz 3

Die Bundesanstalt flir Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin Uberprift die ihr von den Markt-
uberwachungsbehdrden zugeleiteten Informationen lediglich auf Vollstandigkeit und
Schllssigkeit; eine inhaltliche Prifung erfolgt nicht. Sie leitet die Informationen sodann un-
verzuglich an die Europaische Kommission und die Ubrigen Mitgliedstaaten der EU weiter.

Zu Absatz 4

Die Vorschrift dient der Umsetzung des Artikel 20 Absatz 7 und Artikel 21 Absatz 2 Satz 1
der Richtlinie (EU) 2019/882 und regelt wann der Widerrufsvorbehalt aus § 22 Absatz 5
aufzuheben ist. Wenn die Europaische Union und die Ubrigen Mitgliedstaaten keine Ein-
wande gegen die gemeldeten MalRnahmen erheben, gelten die Mallnhahmen als gerecht-
fertigt, so dass der Widerrufsvorbehalt aufzuheben ist. Gleiches gilt fur den Fall, dass die
Europaische Kommission ausdriicklich festgestellt hat, dass die MaRnahmen gerechtfertigt
sind.

Zu Absatz 5

Stellt die Europdische Kommission fest, dass die nach § 22 Absatz 4 getroffenen Mal3nah-
men nicht gerechtfertigt sind, muss die Marktuberwachungsbehdrde diese widerrufen.

Zu § 25 (Unterstutzungsverpflichtung)

Die Vorschrift schafft ein gegenseitiges Unterrichtungs- und Informationssystem der zustan-
digen Behdrden und der Bundesanstalt fur Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin. Da die Bun-
desanstalt fur Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin als Zwischenstelle zwischen den Markt-
uberwachungsbehdrden der Lander und der Europdischen Kommission und den Ubrigen
Mitgliedstaaten der Europaischen Union agiert, ist eine gegenseitige Unterstlitzung und In-
formation unerlasslich.

Zu Absatz 1

Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 19 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/882 in
Verbindung mit Artikel 10 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2019/1020.
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Zu Absatz 2

Die Vorschrift bestimmt, dass sich die Marktliberwachnungsbehérden und die Bundesan-
stalt fUr Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin einander zu unterstitzen und sich gegenseitig
Uber die MalRhahmen nach diesem Gesetz zu informieren haben.

Zu Absatz 3

Die Vorschrift bestimmt, dass die Bundesanstalt fir Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin die
Marktiberwachungsbehérden Gber Meldungen der Europaischen Kommission oder eines
anderen EU-Mitgliedstaates informiert.

Zu § 26 (Pflichten der Marktiiberwachungsbehorde bei MaBnahmen anderer
Mitgliedstaaten, bei Produkten, die gegen Barrierefreiheitsanforderungen
verstofRen)

Die Vorschrift regelt das Verfahren fir den Fall, dass andere Mitgliedstaaten Mallnahmen
in Bezug auf Produkte ergriffen haben, die gegen Barrierefreiheitsanforderungen versto-
Ren. Auch hier fungiert die Bundesanstalt flir Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin als Zwi-
schenstelle, um eine moglichst schnelle und effektive Kommunikation zwischen der Euro-
paischen Kommission und den anderen EU-Mitgliedstaaten mit den Marktiberwachungs-
behdrden zu ermdglichen.

Zu Absatz 1

Die Vorschrift regelt die sich aus Artikel 20 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 20109/882 erge-
bende Handlungspflicht. Um im Falle einer markteinschrdnkenden MalRnahme durch einen
anderen Mitgliedstaat der Pflicht des Artikel 20 Absatz 4 und Absatz 6 der Richtlinie (EU)
2019/882 nachkommen zu kdnnen, muss die Marktliberwachungsbehérde unverziglich
prufen, ob die durch einen anderen Mitgliedstaat gemeldete MalRnahme rechtmaRig ist. Um
die erforderlichen Informationen fir eine umfassende Beurteilung zu erlangen, macht die
Marktiberwachungsbehérde die durch den anderen Mitgliedstaat gemeldete MalRhahme
auf geeignete Weise 6ffentlich bekannt und gibt eine Frist zur Stellungnahme von vier Wo-
chen ab Moglichkeit der Kenntnisnahme.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift setzt Artikel 20 Absatz 6 der Richtlinie (EU) 2019/882 um. Kommt die Markt-
Uberwachungsbehdrde in der Prifung nach Absatz 1 zu dem Ergebnis, dass die Mallnhahme
nicht gerechtfertigt ist, so muss sie unverzuglich die Europaische Kommission und die Ub-
rigen Mitgliedstaaten Uber ihre Einwande informieren.

Zu Absatz 3

Die Vorschrift setzt Artikel 20 Absatz 7 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und verpflichtet die
Marktiiberwachungsbehoérde, unverziglich geeignete MaRnahmen nach § 22 Absatz 4 zu
treffen, wenn gegen die durch einen anderen Mitgliedstaat gemeldeten MaRnahmen inner-
halb der Frist von drei Monaten keine Einwande erhoben wurden. Eine Anhérung gemaRi §
28 Verwaltungsverfahrensgesetz ist in diesen Fallen nicht durchzufihren. Die Marktiber-
wachungsbehérde macht die Mallnahmen in geeigneter Weise 6ffentlich bekannt.

Zu Absatz 4

Die Vorschrift stellt klar, dass die Regelungen des Absatz 3 auch fir den Fall gelten, dass
die Kommission die MaRnahme festgestellt hat, dass die Mallnahme des anderen Mitglied-
staates gerechtfertigt ist.
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Zu § 27 (Verfahrensrechte und -pflichten der Wirtschaftsakteure)

Zu Absatz 1

Die Vorschrift Gbernimmt unter redaktioneller Anpassung die gleichlautende Bestimmung
aus § 28 Absatz 4 ProdSG.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 19 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/882
und bestimmt, dass die Wirtschaftsakteure die Verfahrensrechte nach Artikel 18 der Ver-
ordnung (EU) 2019/1020 haben.

Zu § 28 (Zustandigkeit und Verfahren der Zollbehorden)
Zu Absatz 1

Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 19 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/882 in
Verbindung mit Artikel 25 Absatz 1, Absatz 2, Absatz 3 und Absatz 4, Artikel 26 Absatz 1
und Absatz 2, Artikel 27 und Artikel 28 Absatz 2 und Absatz 3 der Verordnung (EU)
2019/2010.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift bestimmt, dass die Zollbehérden Aussetzungen gemaf Artikel 26 Absatz 2
der Verordnung (EU) 2019/1020 derjenigen Marktliiberwachnungsbehdérde melden, in deren
Zustandigkeitsbereich die Zollbehdrde gelegen ist.

Zu Abschnitt 7 (Marktiiberwachung von Dienstleistungen)
Zu § 29 (Marktiiberwachung von Dienstleistungen)

Die Vorschrift setzt Artikel 23 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und regelt die Aufgaben,
Befugnisse und Pflichten der Marktiiberwachungsbehérden in Bezug auf die Uberwachung
von Dienstleistungen. Diese entsprechen im Umfang und Aufbau weitgehend den Aufga-
ben, Befugnissen und Pflichten der Marktiiberwachungsbehdérden in Bezug auf Produkte.
Wo sich Unterschiede aus der Natur der Sache heraus ergaben, wurden die Aufgaben,
Befugnisse oder Pflichten entsprechend angepasst.

Zu Absatz 1

Die Vorschrift legt fest, dass die Marktiberwachungsbehérde tatig werden muss, wenn sie
Grund zur Annahme hat, dass eine Dienstleistung nicht die Barrierefreiheitsanforderungen
der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung erfillt. Sie muss dann eine Un-
tersuchung der betreffenden Dienstleistung vornehmen. Dies gilt fur alle Dienstleistungen,
einschliellich der nicht elektronisch erbrachten Dienstleistungen, wie zum Beispiel be-
stimmte Bankdienstleistungen.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift legt fest, dass die Marktiberwachungsbehérde Dienstleistungen auch ohne
konkreten Anlass im Rahmen von Stichproben Uberpruft. In Bezug auf Dienstleistungen,
die auf Webseiten oder mobilen Anwendungen erbracht werden, bestimmt die Vorschrift,
dass die Marktiberwachungsbehérde anhand angemessener Stichproben kontrollieren
muss, ob und inwiefern Dienstleistungen den Anforderungen an die Barrierefreiheit genu-
gen. Um festzustellen, ob eine Dienstleistung die geltenden Barrierefreiheitsanforderungen
erfullt, sind die Vorgaben der Anlage 1 Nummer 1 und Nummer 2 heranzuziehen
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Zu Absatz 3

Die Vorschrift setzt Artikel 23 Absatz 1 a) in Verbindung mit Artikel 19 Absatz 2 der Richtlinie
(EU) 2019/882 um und legt das Vorgehen der Markttiberwachungsbehdrde fur den Fall fest,
dass sich ein Dienstleistungserbringer auf die Ausnahmeregelungen der § 16 und § 17 be-
rufen hat. Im Gleichklang zu der Regelung aus § 19 muss die Marktliberwachungsbehérde
in einem solchen Fall Gberprifen, ob der Dienstleistungserbringer die nach der jeweiligen
Vorschrift erforderliche Beurteilung durchgefiihrt hat. Weiterhin muss sie diese Beurteilung
anhand der in Anlage 4 genannten Kriterien Uberprufen. Schliellich muss sie auch noch
uberprifen, ob die Ubrigen Barrierefreiheitsanforderungen erfullt werden. Diese Vorschrift
dient wie auch die entsprechende Vorschrift bei den mit Produkten befassten Wirtschafts-
akteuren dazu, ein missbrauchliches Berufen auf die Ausnahmeregelungen zu verhindern.

Zu Absatz 4

Die Vorschrift setzt Artikel 19 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und regelt den
Zugang der Verbraucher zu den der Marktiberwachungsbehdérde vorliegenden Informatio-
nen Uber die Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen durch einen bestimmten Wirt-
schaftsakteur und gegebenenfalls Uber die von diesem durchgeflhrte Beurteilung nach
§ 16 Absatz 1 Satz 2 und § 17 Absatz 1 Satz 2. Die Informationen missen dem Verbrau-
cher in einer fur diesen wahrnehmbaren Form zur Verfugung gestellt werden.
Absatz 4 Satz 2 verpflichtet die Marktiiberwachungsbehérde dazu, dem Verbraucher bei
Bedarf die Informationen in einfacher und verstandlicher Weise zu erlautern. Sollte dies
dem Verbraucher nicht ausreichen, so ist die Behorde verpflichtet, die Informationen in
Leichter Sprache zu erlautern. Die Vorschrift stellt sicher, dass die Informationen Uber die
Barrierefreiheit einer Dienstleistung fur Menschen mit Behinderungen auch zugéanglich sind.

Diese Vorschrift ist eine Konkretisierung des allgemeinen Informationszugangsrechts. An-
spruchsberechtigt sind hier ausschlieRlich Verbraucher und der Anwendungsbereich be-
schrankt sich auf Informationen Uber die Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen ei-
ner Dienstleistung sowie gegebenenfalls die Beurteilung eines Wirtschaftsakteurs, weshalb
er bei einer Dienstleistung die Barrierefreiheitsanforderungen nicht einhalten kann. Die In-
formationen werden nur auf Antrag zur Verfigung gestellt. Die Einschrankung, die sich aus
Satz 24 ergibt, dient dem Grundsatz der Vertraulichkeit und schitzt Berufs- und Geschafts-
geheimnisse sowie personenbezogene Daten.

Zu Absatz 5

Die Vorschrift stellt klar, dass Menschen mit Hérbehinderungen und Menschen mit Sprach-
behinderungen das Recht haben, im Verfahren nach Absatz 2 in Deutscher Gebardenspra-
che, mit lautsprachbegleitenden Gebarden oder Uber andere geeignete Kommunikations-
hilfen mit der Marktiberwachungsbehérde zu kommunizieren, wobei die Kosten flr die
Kommunikationshilfen von der Marktiberwachungsbehdérde zu tragen sind. Satz 3 verweist
auf § 5 der Kommunikationshilfenverordnung.

Zu Absatz 6

Die Vorschrift legt fest, dass §§ 10 und 11 des Behindertengleichstellungsgesetzes fir das
Verfahren nach Absatz 3 in ihrer jeweiligen Fassung entsprechend gelten.

Zu § 30 (Vorgehensweise bei Dienstleistungen, die die
Barrierefreiheitsanforderungen nicht erfullen)

Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 19 Absatz 1 lit. ¢ der Richtlinie (EU) 2019/882
und regelt die Vorgehensweise der Marktiiberwachungsbehoérde bei Dienstleistungen, die
die Barrierefreiheitsanforderungen nicht erfillen. Sie sieht zur Einhaltung des Verhaltnis-
maligkeitsgrundsatzes ein abgestuftes Vorgehen der Marktiberwachungsbehdrde vor, um
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die Konformitdt der Dienstleistung mit den Barrierefreiheitsanforderungen der nach
§ 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung herzustellen.

Zu Absatz 1

Die Vorschrift regelt den Fall, dass die Marktiiberwachungsbehorde bei der Prifung nach
§ 29 zu dem Ergebnis gekommen ist, dass die Dienstleistung nicht den Barrierefreiheitsan-
forderungen entspricht. Ist dies der Fall, so fordert sie den betreffenden Wirtschaftsakteur
unverziglich auf, innerhalb einer von ihr festgesetzten angemessenen Frist geeignete Kor-
rekturmalRnahmen zu ergreifen, um die Konformitat herzustellen.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift regelt das Vorgehen der Marktiberwachungsbehoérde fir den Fall, dass der
Dienstleistungserbringer innerhalb der ihm gesetzten Frist keine KorrekturmaRnahmen er-
griffen hat. Die Marktiberwachungsbehoérde fordert den Dienstleistungserbringer dann er-
neut auf, geeignete Korrekturmafinahmen zu ergreifen und droht dem Dienstleistungser-
bringer zugleich fur den Fall der Unterlassung an, die Einstellung der Dienstleistungserbrin-
gung anzuordnen.

Zu Absatz 3

Kommt der Dienstleistungserbringer auch der Aufforderung nach Absatz 3 nicht nach, so
ordnet die Marktiberwachungsbehdrde an, dass der Dienstleistungserbringer das Angebot
oder die Erbringung der Dienstleistung einstellen muss. Diese Anordnung ist wieder aufzu-
heben, sobald der Dienstleistungserbringer der Marktliberwachungsbehdrde nachweist,
dass er die Konformitat der Dienstleistung hergestellt hat.

Zu § 31 (MaBnahmen bei formaler Nichtkonformitat von Dienstleistungen)

Die Vorschrift dient der Umsetzung von Artikel 23 Absatz 1 Richtlinie (EU) 2019/882 und
regelt spiegelbildlich zu § 24 das Vorgehen der Marktiberwachungsbehdérde bei formaler
Nichtkonformitat von Dienstleistungen.

Zu Absatz 1

Nach dieser Vorschrift muss die Marktiiberwachungsbehérde den Dienstleistungserbringer
auffordern, die formale Nichtkonformitat zu korrigieren, wenn sie eine solche festgestellt
hat. Hierfur setzt sie dem Dienstleistungserbringer eine angemessene Frist.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift legt fest, dass formale Nichtkonformitat vorliegt, wenn der Dienstleistungser-
bringer die erforderlichen Informationen nach Anlage 3 nicht oder nicht vollstandig erstellt
hat. Diese Informationen missen eine Beschreibung der geltenden Anforderungen enthal-
ten sowie eine allgemeine Beschreibung der Dienstleistung in einem barrierefreien Format,
Beschreibungen und Erlauterungen, die zum Verstandnis der Durchfuhrung der Dienstleis-
tung erforderlich sind und eine Beschreibung, wie die Dienstleistung die einschlagigen Bar-
rierefreiheitsanforderungen erfullt. Diese Informationen missen auf der Webseite oder der
mobilen Anwendung des Dienstleistungserbringers in Rahmen seiner Allgemeinen Ge-
schaftsbedingungen oder auf andere deutlich wahrnehmbare Weise angegeben werden.
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Zu Absatz 3

Die Vorschrift regelt das Vorgehen der Marktiberwachungsbehoérde flr den Fall, dass der
Dienstleistungserbringer innerhalb der ihm gesetzten Frist keine KorrekturmalRnahmen er-
griffen hat. Die Marktliiberwachungsbehdérde fordert den Dienstleistungserbringer dann er-
neut auf, geeignete Korrekturmaflinahmen zu ergreifen und droht dem Dienstleistungser-
bringer zugleich fir den Fall der Unterlassung an, die Einstellung der Dienstleistungserbrin-
gung anzuordnen.

Zu Absatz 4

Kommt der Dienstleistungserbringer auch der Aufforderung nach Absatz 3 nicht nach, so
ordnet die Marktiberwachungsbehdérde an, dass der Dienstleistungserbringer das Angebot
oder die Erbringung der Dienstleistung einstellen muss. Diese Anordnung ist wieder aufzu-
heben, sobald der Dienstleistungserbringer der Marktliberwachungsbehdrde nachweist,
dass er die Konformitat der Dienstleistung hergestellt hat.

Zu § 32 (Veroffentlichung von Informationen)

Die Vorschrift setzt Artikel 23 Absatz 2 Unterabsatz 2 der Richtlinie (EU) 2019/882 um.
Danach muss die Marktiiberwachungsbehdrde die Offentlichkeit (iber ihre Existenz, ihre
Zustandigkeiten, die Méglichkeiten zur Kontaktaufnahme, ihre Arbeit und ihre Entscheidun-
gen informieren. Dies muss in geeigneter Weise erfolgen. Eine Mdglichkeit ist die Verof-
fentlichung im Internet, z.B. auf der Webseite der Marktiberwachungsbehdrde. Auf Antrag
muss die Marktiiberwachungsbehérde die genannten Informationen in einer fir den Antrag-
stellenden wahrnehmbaren Form zur Verfligung zu stellen. Soweit erforderlich, ist sie ver-
pflichtet, dem Antragsteller die Informationen in einfacher und verstandlicher Weise zu er-
lautern. Gegebenenfalls soll die Marktiberwachungsbehdrde die Informationen in Leichter
Sprache zur Verfugung stellen.

Zu Abschnitt 8 (Verwaltungsverfahren, Rechtsschutz)
Abschnitt 9 dient der Umsetzung der Artikel 29, 30 und 32 der Richtlinie (EU) 2019/882.
Zu § 28 (Verwaltungsverfahren)

Die Vorschrift setzt Artikel 29 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und sieht vor, dass der Ver-
braucher seine Rechte im Rahmen eines Verwaltungsverfahrens geltend machen kann.
Dies hat fur den Verbraucher gegenuber dem zivilrechtlichen Weg den Vorteil, dass er mit
dem Verwaltungsverfahren eine Zwischenebene zur Verfigung hat, auf welcher die Ver-
waltungsbehdrde ihr eigenes Handeln Gberprift und gegebenenfalls korrigiert. Schlief3t sich
an das Verwaltungsverfahren ein Verfahren vor dem Verwaltungsgericht an, so gilt hier im
Gegensatz zu den Zivilgerichten der Ermittlungsgrundsatz nach § 86 Absatz 1 Verwaltungs-
gerichtsordnung. Dies bietet den Vorteil einer umfassenden Prifung durch das Gericht,
ohne dass der Verbraucher selbst alle erheblichen Tatsachen darlegen und beweisen
musste.

Zu Absatz 1

Verstofdst ein Wirtschaftsakteur gegen eine Pflicht dieses Gesetzes oder der nach
§ 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung und ist ein Verbraucher hierdurch in seinen
Rechten verletzt, so kann der Verbraucher von der Marktiberwachungsbehoérde verlangen,
ein Verfahren zur Durchfihrung von Manhahmen nach Abschnitt 7 oder Abschnitt 8 dieses
Gesetzes gegen den Wirtschaftsakteur einzuleiten. Hierflr raumt diese Vorschrift dem Ver-
braucher ein Antragsrecht gegeniber der Marktiiberwachungsbehdrde ein. In diesem An-
trag muss der Verbraucher die Bestimmung nennen, gegen die der Wirtschaftsakteur seiner
Meinung nach verstdft und die hierfur relevanten Tatsachen angeben.



- 107 - Bearbeitungsstand: 01.03.2021 13:30 Uhr

Der Verbraucher kann auch einen nach § 15 Behindertengleichstellungsgesetz oder eine
qualifizierte Einrichtung im Sinne des § 3 Absatz 1 Nummer 1 des Unterlassungsklagege-
setzes damit beauftragen, in seinem Namen oder an seiner Stelle die Einleitung eines sol-
chen Verfahrens zu beantragen. Die Vorschrift ermdglicht dem Verbraucher somit, sich
durch die o.g. Verbande oder Einrichtungen vertreten zu lassen oder sie zu ermachtigen,
den 0.g. Antrag an seiner Stelle zu stellen.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift sieht ein Beteiligungsrecht der genannten Verbande und Einrichtungen im
Verwaltungsverfahren vor, ohne dass diese eine subjektive Rechtsverletzung geltend ma-
chen mussen. Voraussetzung fur die Antragsbefugnis nach Absatz 1 ist, dass eine Bestim-
mung dieses Gesetzes oder der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung ver-
letzt ist und die Verletzung den jeweiligen satzungsgemafRen Aufgabenbereich des Ver-
bands oder der qualifizierten Einrichtung berihrt. Der Verband oder die Einrichtung muss
dies im Antrag darlegen.

Zu.
Zu § 33 (Verfahrensrechte und -pflichten der Wirtschaftsakteure)

Die Wirtschaftsakteure dieses Abschnitts haben dieselben Verfahrenspflichten und Verfah-
rensrechte wie die Wirtschaftsakteure aus Abschnitt 6. Aus diesem Grund wird auf § 27
Absatz 1 und Absatz 2 entsprechend verwiesen.

Zu Abschnitt 8 (Verwaltungsverfahren, Rechtsschutz)
Zu Absatz 3

Diese Vorschrift bestimmt, dass die Marktliberwachungsbehérde Uber einen Antrag nach
Absatz 1 oder 2 durch Bescheid entscheidet.

Zu Absatz 4

Die Vorschrift regelt die Barrierefreiheit des Verwaltungsverfahrens nach Absatz 1. Sie be-
stimmt, dass Menschen mit Hérbehinderungen und Menschen mit Sprachbehinderungen
das Recht haben, im Verwaltungsverfahren nach Absatz 1 in Deutscher Gebardensprache,
mit lautsprachbegleitenden Gebarden oder Uber andere geeignete Kommunikationshilfen
zu kommunizieren. Die Marktliberwachungsbehorde muss die Kosten fiir solche Kommu-
nikationshilfen tragen. § 5 der Kommunikationshilfeverordnung und die §§ 10 und 11 des
Behindertengleichstellungsgesetzes gelten entsprechend.

Zu § 35 (Rechtsbehelfe)

Die Vorschrift regelt die Rechte der Verbraucher und Verbande in Bezug auf die Rechtsbe-
helfe.

Zu Absatz 1

Die Vorschrift bestimmt, dass der Verbraucher sich im verwaltungsgerichtlichen Verfahren
von einem nach § 15 Absatz 3 Behindertengleichstellungsgesetz anerkannten Verband o-
der einer qualifizierten Einrichtung im Sinne des § 3 Absatz 1 Nummer 1 des Unterlas-
sungsklagegesetzes vertreten lassen kann. Der Verbraucher kann die genannten Verbande
und Einrichtungen auch beauftragen, an seiner Stelle tatig zu werden. Die Klagebefugnis
fur den Verbraucher selbst ergibt sich unmittelbar aus der Verwaltungsgerichtsordnung.
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Zu Absatz 2

Die Vorschrift regelt das Verbandsklagerecht fiir die nach § 15 Absatz 3 Behindertengleich-
stellungsgesetz anerkannten Verbande und die qualifizierten Einrichtungen im Sinne des §
3 Absatz 1 Nummer 1 des Unterlassungsklagegesetzes.

Zu Abschnitt 9 (Berichterstattung, BuBgeldvorschriften und
Ubergangsbestimmungen)

Zu § 36 (Berichterstattung an die Europaische Kommission)

Die Vorschrift dient der Vorbereitung von Berichten der Bundesregierung an die Europai-
sche Kommission gemal Artikel 33 Absatz 3 der Richtlinie (EU) 2019/882.

Die Vorschrift setzt Artikel 33 Absatz 3 in Verbindung mit den Vorgaben des Artikel 33 Ab-
satz 2 Unterabsatz 1 bis 3 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und verpflichtet die Lander auf
Anforderung, die Informationen, die fiir einen Bericht der Europaischen Kommission geman
Artikel 33 der Richtlinie (EU) 2019/882 erforderlich sind, an das Bundesministerium fur Ar-
beit und Soziales auf elektronische Wege zu tGbermitteln. Das Bundesministerium fir Arbeit
und Soziales kann eine in seinem Geschaftsbereich liegende Behdérde benennen, die dann
fur das Bundesministerium fir Arbeit und Soziales die Informationen bei den Bundeslan-
dern anfordert und an welche die Informationen auch von den Landern zuzuleiten sind.

Zu § 37 (BuBgeldvorschriften)

Die Vorschrift setzt Artikel 30 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und benennt die Sanktionen
gegen die Wirtschaftsakteure bei VerstdéRen gegen dieses Gesetz. In Kapitel 3 der Richtlinie
(EU) 2019/882 sind die Pflichten und Verantwortlichkeiten der einzelnen Wirtschaftsakteure
eindeutig benannt und gegeneinander abgegrenzt worden. Damit ist die fir eine Bul3geld-
bewehrung erforderliche Konkretisierung und Adressierung der Pflichten erfolgt.

Zu Absatz 1

Absatz 1 bewehrt Verstolle gegen die primaren Pflichten der Wirtschaftsakteure mit Geld-
bufien.

Zu Absatz 2

Die Vorschrift legt den BuRRgeldrahmen flr die verschiedenen Ordnungswidrigkeitstatbe-
stande fest. Dabei kdnnen Verstolle gegen die Hauptpflichten der jeweiligen Wirtschaftsak-
teure sowie Verstofle gegen Anordnungen der Marktuberwachungsbehdrde mit einer Geld-
bulRe bis zu hunderttausend Euro geahndet werden. Die tUbrigen Ordnungswidrigkeiten kon-
nen mit einer GeldbuRe bis zu zehntausend Euro geahndet werden. Die Abstufung der
Hohe der Geldbufen bertcksichtigt den Grundsatz der VerhaltnismaRigkeit.

Der festgelegte Buligeldrahmen ist erforderlich, um fiir eine nachhaltige Einhaltung der in
diesem Gesetz normierten Pflichten der Wirtschaftsakteure zu sorgen und die Durchset-
zung der Marktiberwachungsmallnahmen abzusichern. Bei der Festsetzung wurde zudem
bertcksichtigt, dass Wirtschaftsakteure von etwaigen Pflichtverstdlien abgeschreckt wer-
den sollen.

Die Einnahmen flielen gemaf § 90 Absatz 2 OWiG den jeweiligen Landeskassen zu, die
den Bescheid erlassen haben.

Zu § 38 (Ubergangsbestimmungen)

Die Vorschrift setzt Artikel 32 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und regelt die Ubergangsbe-
stimmungen, die fur Dienstleistungserbringer gelten.
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Zu Absatz 1

Die Vorschrift setzt Artikel 32 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/882 um und ermdglicht es
den Dienstleistungserbringern wahrend eines Ubergangszeitraums von 5 Jahren bei der
Erbringung ihrer Dienstleistung weiterhin Produkte einzusetzen, die sie vor dem 28. Juni
2025 bereits zur Erbringung ahnlicher Dienstleistungen rechtmaRig eingesetzt haben. Dies
gibt den Dienstleistungserbringern ausreichend Zeit, um ihre Dienstleistung an die neuen
Barrierefreiheitsanforderungen anzupassen und verringert fiir sie sowohl den Aufwand als
auch die Kosten. Absatz 1 gilt nicht fir den Fall, dass der Dienstleistungserbringer wahrend
dieses Zeitraums ein Produkt ersetzt, das er fur die Erbringung der Dienstleistung einsetzt.
Denn ab dem 28. Juni 2025 gelten die Barrierefreiheitsanforderungen fur alle in diesem
Gesetz genannten Produkte (§ 1 Absatz 2), sodass der Dienstleistungserbringer ohne zu-
satzlichen Aufwand ein den Barrierefreiheitsanforderungen entsprechendes Produkt fir die
Erbringung seiner Dienstleistung erwerben kann.

Vertrage uber Dienstleistungen, die vor dem 28. Juni 2025 geschlossen werden, kénnen
bis zu ihrem Ablauf, spatestens aber bis zum 27. Juni 2030 unverandert fortbestehen.

Zu Absatz 2

Absatz 2 setzt Artikel 32 Absatz 2 um. Danach gilt fir Selbstbedienungsterminals ein er-
weiterter Ubergangszeitraum. Angesichts der Kosten und der langen Lebensdauer von sol-
chen Selbstbedienungsterminals durfen diese bis zum Ende ihrer wirtschaftlichen Nut-
zungsdauer, langstens aber 10 Jahre nach ihrer Ingebrauchnahme weiterhin eingesetzt
werden. Voraussetzung ist, dass diese Selbstbedienungsterminals bereits vor dem 28. Juni
2025 rechtmalig zur Erbringung von Dienstleistungen eingesetzt wurden.

Zu Anlage 1 ((zu § 29) Uberwachung von Dienstleistungen) ((zu § 296) Uberwachung
von Dienstleistungen)

Anlage 1 regelt die Modalitaten der Uberwachung von Dienstleistungen.

Zu Anlage 2 ((zu § 6, § 9, § 18 und § 19) Konformitatsbewertungsverfahren fiir
Produkte) Konformitatsbewertungsverfahren fur Produkte

Anlage 2 setzt Anhang IV der Richtlinie (EU) 2019/882 um und enthalt die Bestimmungen
fur die Durchfihrung des Konformitatsbewertungsverfahrens.

Zu Anlage 3 ((zu § 14 und § 29) Informationen liber Dienstleistungen, die den
Barrierefreiheitsanforderungen entsprechen) Informationen iiber Dienstleistungen,
die den Barrierefreiheitsanforderungen entsprechen

Anlage 3 setzt Anhang V der Richtlinie (EU) 2019/882 um.

Zu Anlage 4 ((zu § 17, § 21 und § 29) Kriterien zur Beurteilung der
unverhaltnismaBigen Belastung) Kriterien zur Beurteilung der unverhiltnismaRigen
Belastung

Anlage 4 setzt Anhang VI der Richtlinie (EU) 2019/882 um und regelt die Kriterien zur Be-
urteilung der unverhaltnismaRigen Belastung.

Zu Artikel 2 (Anderung des Jugendarbeitsschutzgesetzes)
Zu Nummer 1
Die Bildung der Landesausschusse fur Jugendarbeitsschutz wird in das Ermessen der Lan-

der gestellt. Klinftig soll es der zustandigen obersten Landesbehoérde obliegen, zu entschei-
den, ob ein Jugendarbeitsschutzausschuss eingerichtet werden soll.
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Hintergrund der Neuregelung ist die Tatsache, dass die Landesausschusse fur Jugendar-
beitsschutz den Berichten der meisten Lander zufolge nur selten tagen bzw. kaum Impulse
geben. Daher ist es sinnvoll, die Bildung entsprechender Ausschisse fakultativ auszuge-
stalten. Die Lander werden auf diese Weise verwaltungstechnisch entlastet. Ein bedarfsori-
entiertes Einsetzen der Ausschisse wird damit mdglich. Die Lander kdnnen das Instrument
der Ausschisse folglich flexibler nutzen und im gréRerem Male davon profitieren. Denn es
ist zu erwarten, dass die Ausschusse dort, wo sie explizit eingerichtet werden, tatsachlich
tagen, Vorschlage erarbeiten und so Impulse geben kdnnen, die zur Férderung des Ju-
gendarbeitsschutzes beitragen.

Die Neuregelung starkt damit auch die Souveranitat der Lander. Zwar kdnnen die Lander
gemal Art. 84 Absatz 1 Satz 2 GG im Rahmen ihrer Eigenverwaltung fur die Behdrden-
einrichtung und das Verwaltungsverfahren schon heute von der bestehenden Regelung
Abweichungen treffen. Dazu mussen sie jedoch ein Gesetz erlassen. Die Lander kdnnen
nun die Ausschusse fur Jugendarbeitsschutz bei Bedarf bilden. Dies sorgt fur eine Verwal-
tungsvereinfachung fiir die Lander.

Die §§ 55 Absatz 2 bis 8 und 56 Absatz 2 bis 3 bleiben unverandert, sodass die Vorgaben
zur Zusammensetzung und Organisation der Ausschiisse bestehen bleiben. Jedoch kén-
nen die Lander von diesen Vorgaben nach Art. 84 Absatz 1 Satz 2 GG durch Gesetz ab-
weichen.

Zu Nummer 2

Die Bildung der Ausschusse fur Jugendarbeitsschutz bei der Aufsichtsbehérde wird in das
Ermessen der Aufsichtsbehoérde gestellt. Kiinftig soll es der Aufsichtsbehdrde obliegen, zu
entscheiden, ob ein Jugendarbeitsschutzausschuss bei ihr eingerichtet werden soll.

Im Ubrigen wird auf die Ausflhrungen zu Nummer 1 verwiesen.

Zu Artikel 3 (Inkrafttreten)

Artikel 3, 1. Halbsatz setzt Artikel 31 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2019/882 um. Halbsatz
2 regelt das Inkrafttreten fir die Anderung des Jugendarbeitsschutzgesetzes.
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	1. Telekommunikationsdienste mit Ausnahme von Übertragungsdiensten zur Bereitstellung von Diensten der Maschine-Maschine-Kommunikation; 
	2. folgende Elemente von Personenbeförderungsdienste im Luft-, Bus-, Schienen- und Schiffsverkehr mit Ausnahme von Stadt-, Vorort- und Regionalverkehrsdiensten, für die nur die Elemente unter Buchstabe
	3. Bankdienstleistungen für Verbraucher; 
	4. E-Books und hierfür bestimmte Software und 
	5. Dienstleistungen im elektronischen Geschäftsverkehr. 

	(4) Dieses Gesetz gilt nicht für den folgenden Inhalt von Webseiten und mobilen Anwendungen: 
	1. aufgezeichnete zeitbasierte Medien, die vor dem 28. Juni 2025 veröffentlicht wurden; 
	2. Dateiformate von Büro-Anwendungen, die vor dem 28. Juni 2025 veröffentlicht wurden; 
	3. Online-Karten und Kartendienste, sofern bei Karten für Navigationszwecke wesentliche Informationen barrierefrei zugänglich in digitaler Form bereitgestellt werden; 
	4. Inhalte von Dritten, die von dem betreffenden Wirtschaftsakteur weder finanziert oder entwickelt werden noch dessen Kontrolle unterliegen; 
	5. Inhalte von Webseiten und mobilen Anwendungen, die als Archive gelten, das heißt deren Inhalte nach dem 28. Juni 2025 weder aktualisiert noch überarbeitet werden. 

	(5) §§ 45a-d des Urheberrechtsgesetzes und die Verordnung (EU) 2017/1563 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 13. September 2017 über den grenzüberschreitenden Austausch von Vervielfältigungsstücken bestimmter urheberrechtlich oder durch verwandte Schutzrechte geschützter Werke und sonstiger Schutzgegenstände in einem barrierefreien Format zwischen der Union und Drittländern zugunsten blinder, sehbehinderter oder anderweitig lesebehinderter Personen (ABl. L 242 vom 20.9.2017, S. 1) bleiben von diesem Gesetz unberührt. 

	§ 2 
	Begriffsbestimmungen 
	Im Sinne dieses Gesetzes bezeichnet der Ausdruck 
	1. „Menschen mit Behinderungen“ Menschen, die langfristige körperliche, seelische, geistige oder Sinnesbeeinträchtigungen haben, welche sie in Wechselwirkung mit einstellungs- und umweltbedingten Barrieren an der gleichberechtigten Teilhabe an der Gesellschaft hindern können. Als langfristig gilt ein Zeitraum, der mit hoher Wahrscheinlichkeit länger als sechs Monate andauert. 
	2. „Produkt“ einen Stoff, eine Zubereitung oder eine Ware, der bzw. die durch einen Fertigungsprozess hergestellt worden ist, außer Lebensmitteln, Futtermitteln, lebenden Pflanzen und Tieren, Erzeugnissen menschlichen Ursprungs und Erzeugnissen von Pflanzen und Tieren, die unmittelbar mit ihrer künftigen Reproduktion zusammenhängen; 
	3. „Dienstleistung“ eine Dienstleistung im Sinne der Definition von Artikel 4 Nummer 1 der Richtlinie 2006/123/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 12. Dezember 2006 über Dienstleistungen im Binnenmarkt (ABl. L 376 vom 27.12.2006, S. 36); 
	4. „Dienstleistungserbringer“ jede natürliche oder juristische Person oder eine rechtsfähige Personengesellschaft, die eine Dienstleistung für Verbraucher erbringt oder anbietet, eine solche Dienstleistung für Verbraucher zu erbringen; 
	5. „audiovisuelle Mediendienste“ Dienste im Sinne der Begriffsbestimmung in Artikel 1 Absatz 1 Buchstabe a der Richtlinie 2010/13/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 10. März 2010 über audiovisuelle Mediendienste (ABl. L 95 vom 15.4.2010, S. 1, L 263 vom 6.10.2010, S. 15), die durch die Richtlinie (EU) 2018/1808 (ABl. L 303 vom 28.11.2018, S. 69) geändert worden ist; 
	6. „Verbraucherendgeräte mit interaktivem Leistungsumfang, die für den Zugang zu audiovisuellen Mediendiensten verwendet werden“ Geräte für Verbraucher mit interaktivem Leistungsumfang, deren Hauptzweck es ist, Zugang zu audiovisuellen Mediendiensten zu bieten; 
	7. „Telekommunikationsdienste" einen Telekommunikationsdienst im Sinne des Artikels 2 Nummer 4 der Richtlinie (EU) 2018/1972 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 11. Dezember 2018 über den europäischen Kodex für die elektronische Kommunikation (ABl. L 321 vom 17.12.2018, S. 36); 
	8. „Text in Echtzeit“ eine Form der textbasierten Kommunikation in Punkt-zu-Punkt-Verbindungen oder bei Mehrpunktverbindungen, wobei der eingegebene Text so versendet wird, dass die Kommunikation vom Nutzer Zeichen für Zeichen als kontinuierlich wahrgenommen wird; 
	9. „Bereitstellung auf dem Markt“ jede entgeltliche oder unentgeltliche Abgabe eines Produkts zum Vertrieb, zum Ge- oder zum Verbrauch auf dem Unionsmarkt im Rahmen einer Geschäftstätigkeit; 
	10. „Inverkehrbringen“ die erstmalige Bereitstellung eines Produkts auf dem Unionsmarkt; 
	11. „Hersteller“ jede natürliche oder juristische Person oder eine rechtsfähige Personengesellschaft, die ein Produkt herstellt oder entwickeln oder herstellen lässt und dieses Produkt unter ihrem eigenen Namen oder ihrer eigenen Marke vermarktet; als Hersteller gilt auch jeder, der 
	a) geschäftsmäßig seinen Namen, seine Marke oder ein anderes unterscheidungskräftiges Kennzeichen an einem Produkt anbringt und sich dadurch als Hersteller ausgibt oder 
	b) ein Produkt wiederaufarbeitet oder die Barrierefreiheitseigenschaften der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung beeinflusst und dieses anschließend auf dem Markt bereitstellt. 
	12. „Bevollmächtigter“ jede in der Union ansässige natürliche oder juristische Person oder eine rechtsfähige Personengesellschaft, die von einem Hersteller schriftlich beauftragt wurde, in seinem Namen bestimmte Aufgaben wahrzunehmen; 
	13. „Einführer“ jede in der Union ansässige natürliche oder juristische Person oder eine rechtsfähige Personengesellschaft, die ein Produkt aus einem Drittstaat auf dem Unionsmarkt in Verkehr bringt; 
	14. „Händler“ jede natürliche oder juristische Person oder eine rechtsfähige Personengesellschaft in der Lieferkette, die ein Produkt auf dem Markt bereitstellt, mit Ausnahme des Herstellers oder des Einführers; 
	15. „Wirtschaftsakteur“ den Hersteller, Bevollmächtigten, Einführer, Händler oder Dienstleistungserbringer; 
	16. „Verbraucher“ jede natürliche Person, die ein unter dieses Gesetz fallendes Produkt oder eine unter dieses Gesetz fallende Dienstleistung zu Zwecken kauft bzw. empfängt, die überwiegend weder ihrer gewerblichen noch ihrer selbständigen beruflichen Tätigkeit zugerechnet werden kann; 
	17. „Kleinstunternehmen“ ein Unternehmen, das weniger als zehn Personen beschäftigt und das entweder einen Jahresumsatz von höchstens 2 Mio. Euro erzielt oder dessen Jahresbilanzsumme sich auf höchstens 2 Mio. Euro beläuft; 
	18. „kleine und mittlere Unternehmen“ Unternehmen, die weniger als 250 Personen beschäftigen und die entweder einen Jahresumsatz von höchstens 50 Mio. Euro erzielen oder deren Jahresbilanzsumme sich auf höchstens 43 Mio. Euro beläuft, mit Ausnahme von Kleinstunternehmen; 
	19. „harmonisierte Norm“ eine harmonisierte Norm im Sinne des Artikels 2 Nummer 1 Buchstabe c der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25.Oktober 2012 zur europäischen Normung, zur Änderung der Richtlinien 89/686/EWG und 93/15/EWG des Rates sowie der Richtlinien 94/9/EG, 94/25/EG, 95/16/EG, 97/23/EG, 98/34/EG, 2004/22/EG, 2007/23/EG, 2009/23/EG und 2009/105/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung des Beschlusses 87/95/EWG des Rates und des Beschlusses Nr. 1673/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 316 vom 14.11.2012, S. 12); 
	20. „technische Spezifikation“ eine technische Spezifikation im Sinne des Artikels 2 Nummer 4 der Verordnung (EU) Nr. 1025/2012 zur europäischen Normung, zur Änderung der Richtlinien 89/686/EWG und 93/15/EWG des Rates sowie der Richtlinien 94/9/EG, 94/25/EG, 95/16/EG, 97/23/EG, 98/34/EG, 2004/22/EG, 2007/23/EG, 2009/23/EG und 2009/105/EG des Europäischen Parlaments und des Rates und zur Aufhebung des Beschlusses 87/95/EWG des Rates und des Beschlusses Nr. 1673/2006/EG des Europäischen Parlaments und des Rates (ABl. L 316 vom 14.11.2012, S. 12) die ein Mittel zur Erfüllung der für ein Produkt oder eine Dienstleistung geltenden Barrierefreiheitsanforderungen darstellt; 
	21. „CE-Kennzeichnung“ die Kennzeichnung, durch die der Hersteller erklärt, dass das Produkt den geltenden Anforderungen genügt, die in den Harmonisierungsrechtsvorschriften der Europäischen Union, die ihre Anbringung vorschreiben, festgelegt sind; 
	22. „Marktüberwachungsbehörde“ jede Behörde, die nach Landesrecht für die Durchführung der Marktüberwachung zuständig ist; 
	23. „Rücknahme“ jede Maßnahme, mit der verhindert werden soll, dass ein in der Lieferkette befindliches Produkt auf dem Markt bereitgestellt wird; 
	24. „Bankdienstleistungen für Verbraucher“ die Bereitstellung der folgenden Bank- und Finanzdienstleistungen für Verbraucher: 
	25. „Zahlungsterminal“ ein Gerät, dessen Hauptzweck es ist, Zahlungen mithilfe von Zahlungsinstrumenten im Sinne der Begriffsbestimmung in Artikel 4 Nummer 14 der Richtlinie (EU) 2015/2366 vom 25. November 2015 über Zahlungsdienste im Binnenmarkt, zur Änderung der Richtlinien 2002/65/EG, 2009/110/EG und 2013/36/EU und der Verordnung (EU) Nr. 1093/2010 sowie zur Aufhebung der Richtlinie 2007/64/EG (ABl. L 337 vom 23.12.2015, S. 35) an einer physischen Verkaufsstelle vorzunehmen, nicht jedoch in einer virtuellen Umgebung; 
	26. „Dienstleistungen im elektronischen Geschäftsverkehr“ Dienstleistungen der Telemedien, die über Webseiten und über Anwendungen auf Mobilgeräten angeboten werden und elektronisch und auf individuelle Anfrage eines Verbrauchers im Hinblick auf den Abschluss eines Verbrauchervertrags erbracht werden; 
	27. „Personenbeförderungsdienste im Luftverkehr“ gewerbliche Passagierflugdienste gemäß Artikel 2 Buchstabe l der Verordnung (EG) Nr. 1107/2006 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. Juli 2006 über die Rechte von behinderten Flugreisenden und Flugreisenden mit eingeschränkter Mobilität (ABl. L 204 vom 26.7.2006, S. 1), wenn von einem Flughafen, der im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats liegt, abgeflogen, auf einem solchen angekommen oder ein solcher im Transit benutzt wird; einschließlich Flügen ab einem in einem Drittland gelegenen Flughafen zu einem im Hoheitsgebiet eines Mitgliedstaats gelegenen Flughafen, wenn diese Dienste von einem Luftfahrtunternehmen aus der Union betrieben werden; 
	28. „Personenbeförderungsdienste im Busverkehr“ Dienstleistungen, die Gegenstand von Artikel 2 Absätze 1 und 2 der Verordnung (EU) Nr. 181/2011 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 16. Februar 2011 über die Fahrgastrechte im Kraftomnibusverkehr und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 (ABl. L 55 vom 28.2.2011, S. 1) sind; 
	29. „Personenbeförderungsdienste im Schienenverkehr“ alle Eisenbahnfahrten und -dienstleistungen im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EG) Nr. 1371/2007 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 23. Oktober 2007 über die Rechte und Pflichten der Fahrgäste im Eisenbahnverkehr (ABl. L 315 vom 3.12.2007, S. 14) mit Ausnahme der in Artikel 2 Absatz 2 der genannten Verordnung genannten Dienstleistungen; 
	30. „Personenbeförderungsdienste im Schiffsverkehr“ alle Dienstleistungen für Fahrgäste im Sinne von Artikel 2 Absatz 1 der Verordnung (EU) Nr. 1177/2010 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 24. November 2010 über die Fahrgastrechte im See- und Binnenschiffsverkehr und zur Änderung der Verordnung (EG) Nr. 2006/2004 (ABl. L 334 vom 17.12.2010, S. 1) mit Ausnahme der in Artikel 2 Absatz 2 der genannten Verordnung genannten Dienstleistungen; 
	31. „Stadt- und Vorortverkehrsdienste“ Verkehrsdienste mit den Verkehrsmitteln Eisenbahn, Bus, U-Bahn, Straßenbahn und Oberleitungsomnibus (Obus), deren Hauptzweck es ist, die Verkehrsbedürfnisse eines Stadtgebietes oder eines, auch grenzüberschreitenden, Ballungsraumes sowie die Verkehrsbedürfnisse zwischen einem Stadtgebiet oder Ballungsraum und dem Umland abzudecken; 
	32. „Regionalverkehrsdienste“ Verkehrsdienste mit den Verkehrsmitteln Eisenbahn, Bus, U-Bahn, Straßenbahn und Oberleitungsomnibus (Obus), dessen Hauptzweck es ist, die Verkehrsbedürfnisse einer, auch grenzüberschreitenden, Region abzudecken; 
	33. „assistive Technologien“ jedes Element, Gerät oder Produktsystem, einschließlich Software, das genutzt wird, um die funktionellen Fähigkeiten von Menschen mit Behinderungen zu erhöhen, aufrechtzuerhalten, zu ersetzen oder zu verbessern, oder das der Linderung und dem Ausgleich von Behinderungen, Beeinträchtigungen der Aktivität oder Beeinträchtigungen der Teilhabe von Menschen mit Behinderungen dient; 
	34. „Betriebssystem“ die Software, die unter anderem die Schnittstelle zur peripheren Hardware steuert, Aufgaben plant, Speicherplatz zuweist und dem Verbraucher eine Standardschnittstelle anzeigt, wenn kein Anwenderprogramm läuft, einschließlich einer grafischen Nutzerschnittstelle, unabhängig davon, ob diese Software integraler Bestandteil der Hardware für Universalrechner für Verbraucher ist oder als externe Software zur Ausführung auf der Hardware für Universalrechner für Verbraucher bestimmt ist; ausgeschlossen sind Lader eines Betriebssystems, ein BIOS oder eine andere Firmware, die beim Hochfahren oder beim Installieren des Betriebssystems erforderlich ist; 
	35. „Hardwaresystem für Universalrechner für Verbraucher“ die Kombination von Hardware, die einen vollständigen Computer bildet und durch ihren Mehrzweckcharakter und ihre Fähigkeit gekennzeichnet ist, mit der geeigneten Software die vom Verbraucher geforderten üblichen Computeraufgaben durchzuführen, und dazu bestimmt ist, von Verbrauchern bedient zu werden; einschließlich Personal Computer, insbesondere Desktops, Notebooks, Smartphones und Tablets; 
	36. „interaktiver Leistungsumfang“ die Funktionalität zur Unterstützung der Interaktion zwischen Mensch und Gerät, um die Verarbeitung und Übertragung von Daten, Sprache oder Video oder einer beliebigen Kombination daraus zu ermöglichen; 
	37. „E-Book und hierfür bestimmte Software“ einen Dienst, der in der Bereitstellung digitaler Dateien besteht, die eine elektronische Fassung eines Buches übermitteln und Zugriff, Blättern, Lektüre und Nutzung ermöglichen, und die Software, einschließlich auf Mobilgeräten angebotener Dienstleistungen einschließlich mobiler Anwendungen, die speziell auf Zugriff, Blättern, Lektüre und Nutzung der betreffenden digitalen Dateien ausgelegt ist, und ausgenommen Software, die der Begriffsbestimmung nach unterfällt;
	38. „E-Book-Lesegerät“ ein spezielles Gerät, einschließlich Hardware und Software, das für Zugriff, Blättern, Lektüre und Nutzung von E-Book-Dateien verwendet wird; 
	39. „elektronische Tickets“ Systeme, in denen eine Fahrberechtigung in Form eines Fahrscheins für eine einfache oder mehrfache Fahrt, eines Abos oder eines Fahrguthabens nicht auf Papier gedruckt wird, sondern elektronisch auf einem physischen Fahrausweis oder einem anderen Gerät gespeichert wird; 
	40. „elektronische Ticketdienste“ Systeme, in denen Fahrberechtigungen mithilfe eines Geräts mit interaktivem Leistungsumfang unter anderem online erworben und dem Käufer in elektronischer Form übermittelt werden, damit sie in Papierform ausgedruckt oder mithilfe eines Geräts mit interaktivem Leistungsumfang während der Fahrt angezeigt werden können; 
	41. „Ingebrauchnahme“ die erstmalige Eröffnung der Nutzungsmöglichkeit eines Selbstbedienungsterminals. 



	Abschnitt 2 
	Anforderungen an die Barrierefreiheit 
	§ 3 
	Barrierefreiheit, Verordnungsermächtigung 
	(1) Produkte, die ein Wirtschaftsakteur auf dem Markt bereitstellt und Dienstleistungen, die er anbietet oder erbringt, müssen barrierefrei sein. Ein Produkt ist barrierefrei, wenn Menschen mit Behinderungen es in größtmöglichem Umfang nutzen können. Hierzu gehört auch, dass die für Menschen mit Behinderungen erforderlichen Informationen, insbesondere zur Funktionsweise des Produkts, sowie zu seinen Barrierefreiheitsfunktionen zugänglich sind. Eine Dienstleistung ist barrierefrei, wenn ihr Angebot und ihre Ausführung für Menschen mit Behinderungen zugänglich sind und diese die Dienstleistung in größtmöglichem Umfang nutzen können. Hierzu sind auch die für Menschen mit Behinderungen erforderlichen Informationen insbesondere über die Funktionsweise der Dienstleistung und ihre Barrierefreiheitsfunktionen in einer für sie zugänglichen Art und Weise bereitzustellen. Die konkreten Anforderungen an die Barrierefreiheit für Produkte und Dienstleistungen nach diesem Absatz richten sich nach der nach zu erlassenden Rechtsverordnung.
	(2) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates entsprechend den Anforderungen des Anhangs I der Richtlinie (EU) 2019/882 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 über die Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleistungen (ABl. L 151 vom 7.6.2019, S. 70) Bestimmungen zu erlassen, dass Produkte gemäß Barrierefreiheit bestimmten Vorgaben genügen müssen, insbesondere im Hinblick auf 
	1. die Gestaltung und Herstellung der Produkte einschließlich der Benutzerschnittstelle, 
	2. die Zugänglichkeit und Gestaltung des Angebots und der Ausführung der Dienstleistungen, 
	3. die Art und Weise der Bereitstellung von Informationen insbesondere zur Nutzung der Produkte wie etwa zur Kennzeichnung, Gebrauchsanleitung, Sicherheitsinformation und Funktionsweise der Dienstleistungen sowie über die Barrierefreiheitsmerkmale und Barrierefreiheitsfunktionen der Produkte und Dienstleistungen sowie die mögliche Nutzung assistiver Technologien. 

	(3) Absatz 1 gilt nicht für Kleinstunternehmen, die Dienstleistungen anbieten oder erbringen. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales erstellt Leitlinien für Kleinstunternehmen, um diesen die Anwendung dieses Gesetzes zu erleichtern. Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales ist berechtigt, Dritte mit der Erstellung der Leitlinien nach beauftragen.
	(4) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung mit Zustimmung des Bundesrates Bestimmungen im Hinblick auf nach Artikel 4 Absatz 9 der Richtlinie (EU) 2019/882 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 über die Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleistungen (ABl. L 151 vom 7.6.2019, S. 70) erfolgte Präzisierungen der Barrierefreiheitsanforderungen zu Anhang I dieser Richtlinie für Produkte gemäß nstleistungen gemäß 

	§ 4 
	Konformitätsvermutung auf der Grundlage harmonisierter Normen 
	Bei Produkten und Dienstleistungen, die harmonisierten Normen oder Teilen davon entsprechen, deren Fundstellen im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht worden sind, wird vermutet, dass sie die Anforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung erfüllen, soweit diese von den betreffenden Normen oder von Teilen dieser Normen abgedeckt sind. 

	§ 5 
	Konformitätsvermutung auf der Grundlage technischer Spezifikationen 
	Bei Produkten und Dienstleistungen, die den technischen Spezifikationen oder Teilen davon entsprechen, wird vermutet, dass sie die Anforderungen der nach § 3 Absatz 2 zu erlassenden Rechtsverordnung erfüllen, soweit diese von den technischen Spezifikationen oder Teilen dieser technischen Spezifikationen abgedeckt sind. 


	Abschnitt 3 
	Pflichten der Wirtschaftsakteure 
	§ 6 
	Pflichten des Herstellers 
	(1) Der Hersteller darf ein Produkt nur in den Verkehr bringen, wenn 
	1. das Produkt nach den Barrierefreiheitsanforderungen der nach ltet und hergestellt worden ist,
	2. die technischen Unterlagen nach den Vorgaben derProdukts mit den geltenden Barrierefreiheitsanforderungen
	3. der Hersteller eine EU-Konformitätserklärung nach ausgestellt hat und
	4. die CE-Kennzeichnung gemäß gebracht 

	(2) Der Hersteller bewahrt die technischen Unterlagen und die EU-Konformitätserklärung nach dem Inverkehrbringen des Produkts für die Dauer von fünf Jahren in schriftlicher oder elektronischer Form auf. 
	(3) Der Hersteller hat durch geeignete Verfahren dafür zu sorgen, dass auch bei Serienfertigung stets die Konformität mit den Anforderungen dieses Gesetzes sichergestellt ist. Änderungen am Entwurf des Produkts oder an seinen Merkmalen sowie Änderungen der Spezifikationen, auf die in der Konformi
	(4) Ein Hersteller, der der Auffassung ist oder Grund zur Annahme hat, dass ein von ihm in den Verkehr gebrachtes Produkt nicht den Barrierefreiheitsanforderungen der nach geltenden Barrierefreiheitsanforderungen nicht erfüllen, und der diesbezüglichen Beschwer

	§ 7 
	Besondere Kennzeichnungs- und Informationspflichten des Herstellers 
	(1) Der Hersteller hat dafür zu sorgen, dass sein Produkt eine Typen-, Chargen- oder Seriennummer oder ein anderes Kennzeichen zu seiner Identifikation trägt. Falls dies aufgrund der Größe oder Art des Produkts nicht möglich ist, stellt er sicher, dass die zur Identifikation erforderlichen Informationen auf der Verpackung oder in einer dem Produkt beigefügten Unterlage angegeben werden. 
	(2) Der Hersteller hat beim Inverkehrbringen seinen Namen, seine Firma oder seine eingetragene Handelsmarke und seine Postanschrift nach in einer dem Produkt beigefügten Unterlage an
	(3) Der Hersteller stellt sicher, dass dem Produkt eine den Anforderungen der nach Alle Kennzeichnungen des Produkts müssen 
	(4) Auf Verlangen der Marktüberwachungsbehörde erteilt der Hersteller dieser alle Auskünfte und händigt dieser alle Unterlagen aus, die für den Nachweis der Konformität des Produkts erforderlich sind. Der Hersteller erteilt die Auskünfte und händigt die Unterlagen in deutscher Sprache oder einer Sprache, die von der deutschen Marktüberwachungsbehörde leicht verstanden werden kann, aus. Er arbeitet mit der Marktüberwachungsbehörde auf deren Verlangen bei allen Maßnahmen zur Beseitigung der Nichteinhaltung der geltenden Barrierefreiheitsanforderungen bei einem von ihm in den Verkehr gebrachten Produkt zusammen und stellt insbesondere die Übereinstimmung des Produkts mit den geltenden Barrierefreiheitsanforderungen her. 

	§ 8 
	Bevollmächtigter des Herstellers 
	(1) Der Hersteller kann schriftlich einen Bevollmächtigten benennen. 
	(2) Der Bevollmächtigte nimmt die ihm vom Hersteller übertragenen Pflichten für diesen und in dessen Namen wahr. 
	(3) Ein Hersteller, der einen Bevollmächtigten einsetzt, muss diesem mindestens die folgenden Pflichten übertragen: 
	1. die Pflicht, die EU-Konformitätserklärung und die technischen Unterlagen gemäßarktüberwachungsbehörde für eine Dauer von
	2. die Pflicht, der Marktüberwachungsbehörde alle Auskünfte nach auszuhändigen;
	3. die Pflicht, mit der Marktüberwachungsbehörde auf deren Verlangen bei allen Maßnahmen zur Beseitigung von nicht eingehaltenen Barrierefreiheitsanforderungen bei Produkten zusammenzuarbeiten, soweit die Produkte zum Aufgabenbereich des Bevollmächtigten gehören. 

	(4) Die Pflichten gemäß darf der Hersteller nicht auf einen 

	§ 9 
	Allgemeine Pflichten des Einführers 
	(1) Der Einführer darf nur Produkte in den Verkehr bringen, die die Barrierefreiheitsanforderungen der nach en Rechtsver
	(2) Der Einführer darf ein Produkt erst in den Verkehr bringen, wenn 
	1. der Hersteller das Konformitätsbewertungsverfahren gemäß durchgeführt 
	2. der Hersteller die gemäß erforderlichen
	3. das Produkt mit der CE-Kennzeichnung nach versehen ist,
	4. dem Produkt die Gebrauchsanleitung und Sicherheitsinformationen beigefügt sind und 
	5. der Hersteller die Pflichten nacherfüllt hat.

	(3) Hat ein Einführer Kenntnis oder Grund zur Annahme, dass ein Produkt die Barrierefreiheitsanforderungen dieses Gesetzes nicht erfüllt, darf er dieses Produkt erst in den Verkehr bringen, wenn die Konformität hergestellt worden ist. Wenn das Produkt den Barrierefreiheitsanforderungen nicht genügt, informiert der Einführer außerdem den Hersteller und die Marktüberwachungsbehörden darüber. 
	(4) Solange sich ein Produkt im Verantwortungsbereich des Einführers befindet, muss dieser dafür sorgen, dass die Lagerungs- oder Transportbedingungen die Übereinstimmung des Produkts mit den Barrierefreiheitsanforderungen der nach nicht beeinträchtigen.
	(5) Hat der Einführer Kenntnis oder Grund zur Annahme, dass ein von ihm in Verkehr gebrachtes Produkt nicht den Barrierefreiheitsanforderungen der nach dukte, die die geltenden Barrierefreiheitsanforderungen nicht erfüllen, und der diesbezügli

	§ 10 
	Besondere Kennzeichnungs- und Informationspflichten des Einführers 
	(1) Der Einführer hat beim Inverkehrbringen seinen Namen, seine Firma oder seine eingetragene Handelsmarke und seine Postanschrift auf dem Produkt anzugeben. Falls dies aufgrund der Größe oder der Art des Produkts nicht möglich ist, sind die Informationen auf der Verpackung oder in einer dem Produkt beigefügten Unterlage anzugeben. Die Kontaktangaben sind in einer für Verbraucher leicht verständlichen Sprache zu verfassen. 
	(2) Der Einführer stellt sicher, dass dem Produkt eine den Anforderungen der nach en Rechtsverordnung entsprechende Gebrauchsanleitung und 
	(3) Der Einführer hat ab dem Inverkehrbringen des Produkts für die Dauer von fünf Jahren eine Kopie der EU-Konformitätserklärung für die Marktüberwachungsbehörden bereitzuhalten und dafür zu sorgen, dass er auf deren Verlangen die technischen Unterlagen vorlegen kann. 
	(4) Auf Verlangen der Marktüberwachungsbehörde erteilt der Einführer dieser alle Auskünfte und händigt dieser alle Unterlagen aus, die für den Nachweis der Konformität des Produkts erforderlich sind. Der Einführer erteilt die Auskünfte und händigt die Unterlagen in deutscher Sprache oder einer Sprache, die von der deutschen Marktüberwachungsbehörde leicht verstanden werden kann, aus. Der Einführer arbeitet mit der Marktüberwachungsbehörde auf deren Verlangen bei allen Maßnahmen zusammen, um die Nichteinhaltung der geltenden Barrierefreiheitsanforderungen eines von ihm in den Verkehr gebrachten Produkts, zu beseitigen. 

	§ 11 
	Pflichten des Händlers 
	(1) Der Händler darf ein Produkt erst auf dem Markt bereitstellen, wenn 
	1. das Produkt mit der CE-Kennzeichnung nach versehen ist
	2. dem Produkt die Unterlagen nachbeigefügt sind,
	3. der Hersteller seine Pflichten nacherfüllt hat und
	4. der Einführer seine Pflichten nacherfüllt hat.

	(2) Hat ein Händler Kenntnis oder Grund zur Annahme, dass ein Produkt nicht den Barrierefreiheitsanforderungen der nach Produkt den geltenden Barrierefreiheitsanforderungen nicht ge
	(3) Solange sich ein Produkt im Verantwortungsbereich des Händlers befindet, muss dieser dafür sorgen, dass die Lagerungs- oder Transportbedingungen die Übereinstimmung des Produkts mit den Anforderungen der nach nicht beeinträchtigen
	(4) Hat der Händler Kenntnis oder Grund zur Annahme, dass ein von ihm auf dem Markt bereitgestelltes Produkt nicht den Barrierefreiheitsanforderungen der nach chungsbehörden der Mitgliedstaaten der Europäischen Union, in denen er das Produkt auf 
	(5) Auf Verlangen der Marktüberwachungsbehörde erteilt der Händler dieser alle Auskünfte und händigt dieser alle Unterlagen aus, die für den Nachweis der Konformität eines Produkts erforderlich sind. Die Informationen und Unterlagen müssen in deutscher Sprache oder einer Sprache, die von der Marktüberwachungsbehörde leicht verstanden werden kann, abgefasst sein. Der Händler arbeitet mit der Marktüberwachungsbehörde auf deren Verlangen bei allen Maßnahmen zusammen, um die Nichteinhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen der nach Markt bereitgestellten 

	§ 12 
	Einführer oder Händler als Hersteller 
	Auf einen Einführer oder Händler sind § 6 und § 7 entsprechend anzuwenden, wenn er 
	1. ein Produkt unter seinem eigenen Namen oder seiner eigenen Handelsmarke in Verkehr bringt oder 
	2. ein bereits in Verkehr gebrachtes Produkt so ändert, dass dessen Konformität mit den Anforderungen der nach en Rechtsverordnung


	§ 13 
	Angabe der Wirtschaftsakteure 
	(1) Der Wirtschaftsakteur erteilt der Marktüberwachungsbehörde auf deren Verlangen Auskunft über die Wirtschaftsakteure, 
	1. von denen er ein Produkt bezogen hat und 
	2. an die er ein Produkt abgegeben hat. 

	(2) Der Wirtschaftsakteur führt ein Verzeichnis über die Wirtschaftsakteure, 
	1. von denen er ein Produkt bezogen hat und 
	2. an die er ein Produkt abgegeben hat. 

	(3) der Wirtschaftsakteur erteilt der Marktüberwachungsbehörde auf deren Verlangen Auskunft über den Inhalt des Verzeichnisses und muss es für die Dauer von fünf Jahren nach dem Bezug des Produkts sowie nach der Lieferung des Produkts vorlegen können. 
	(4) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Bundesrates bedarf, den in Absatz 3 genannten Zeitraum für bestimmte Produkte zu verlängern, wenn dies mit Hinblick auf die wirtschaftliche Nutzungsdauer des Produkts geboten erscheint. 

	§ 14 
	Pflichten des Dienstleistungserbringers 
	(1) Ein Dienstleistungserbringer darf seine Dienstleistung nur anbieten oder erbringen, 
	1. wenn die Dienstleistung die Barrierefreiheitsanforderungen der nach en Rechtsverordnung 
	2. wenn er die nach die schriftliche und akustische Zugänglichmachung sind die Vorgaben der nach 

	(2) Der Dienstleistungserbringer bewahrt die Informationen nach so lange auf, wie 
	(3) Der Dienstleistungserbringer gewährleistet, dass die Barrierefreiheitsanforderungen der nach bringung der Dienstleistung, Veränderungen bei den geltenden Barrierefreiheitsanforderun
	(4) Bei Nichtkonformität ergreift der Dienstleistungserbringer die erforderlichen Korrekturmaßnahmen, um die Konformität der Dienstleistung mit den Barrierefreiheitsanforderungen der nach ausführliche Angaben, insbesondere über die Nichtkonformität und die ergriffenen Korrektur
	(5) Der Dienstleistungserbringer erteilt der Marktüberwachungsbehörde auf deren Verlangen alle Auskünfte, die erforderlich sind, um die Konformität der Dienstleistung nach langen bei allen Maßnahmen, die zur Herstellung der Übereinstimmung mit den genannten 

	§ 15 
	Beratungsangebot der Bundesfachstelle für Barrierefreiheit 
	Die Beratung der Bundesfachstelle für Barrierefreiheit nach § 13 Absatz 2 Satz 2 des Behindertengleichstellungsgesetzes umfasst eine Beratung von Kleinstunternehmen, um diesen die Anwendung dieses Gesetzes zu erleichtern. Die Beratung nach Satz 1 beinhaltet auch eine Beratung von Kleinstunternehmen, die barrierefreie Dienstleistungen anbieten und erbringen möchten. Die Überwachungsstelle des Bundes für Barrierefreiheit von Informationstechnik unterstützt die Bundesfachstellle für Barrierefreiheit bei der Beratung nach Satz 2. 


	Abschnitt 4 
	Grundlegende Veränderungen von Produkten oder Dienstleistungen und unverhältnismäßige Belastungen für die Wirtschaftsakteure 
	§ 16 
	Grundlegende Veränderungen des Produkts oder der Dienstleistung 
	(1) Die Barrierefreiheitsanforderungen der nach dukts oder einer Dienstleistung erfordert, die zu einer grundlegenden Veränderung der We
	(2) Der Wirtschaftsakteur dokumentiert die Beurteilung nachfür einen Zeitraum von fünf Jahren ab der letzten Bereitstellung eines Produkts auf 
	(3) Wenn sich der Wirtschaftsakteur bei einem bestimmten Produkt oder einer bestimmten Dienstleistung aufder Mitgliedstaaten der Europäischen Union, in denen das Produkt in Verkehr gebracht 
	(4) Absatz 2 Satz 1 und der Marktüberwachungsbehörde übermitteln Klein

	§ 17 
	Unverhältnismäßige Belastungen 
	(1) Die Barrierefreiheitsanforderungen der nach des betreffenden Wirtschaftsakteurs führ
	(2) Der Wirtschaftsakteur dokumentiert die Beurteilung nachfür einen Zeitraum von fünf Jahren ab der letzten Bereitstellung eines Produkts
	(3) Ein Dienstleistungserbringer, der sich auf für jede Dienstleistungskategorie oder 
	1. die angebotene Dienstleistung wesentlich verändert wird oder 
	2. der Dienstleistungserbringer von der für die Prüfung der Konformität der Dienstleistung zuständigen Behörde dazu aufgefordert wird. 

	(4) Wenn ein Wirtschaftsakteur zu Zwecken der Verbesserung der Barrierefreiheit nichteigene öffentliche oder private Mittel erhält, ist er nicht dazu berechtigt, sich auf zu berufen.
	(5) Wenn sich der Wirtschaftsakteur bei einem bestimmten Produkt oder einer bestimmten Dienstleistung auf an die zuständige Marktüberwachungsbehörde oder die für die Über
	(6) Das Bundesministerium für Arbeit und Soziales wird ermächtigt, durch Rechtsverordnung, die der Zustimmung des Bundesrates bedarf, die in sakteur bei der Beurteilung nach 


	Abschnitt 5 
	CE-Kennzeichnung 
	§ 18 
	EU-Konformitätserklärung für Produkte 
	(1) Bevor ein Produkt, dessen Übereinstimmung mit den Barrierefreiheitsanforderungen der nach muss der Hersteller eine EU
	(2) Aus der EU-Konformitätserklärung geht hervor, dass die Barrierefreiheitsanforderungen der nach mitätserklärung hervor, welche Barrierefreiheitsanforderungen von diese
	(3) Die EU-Konformitätserklärung entspricht in ihrem Aufbau dem Muster in Anhang III des Beschlusses Nr. 768/2008/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 über einen gemeinsamen Rechtsrahmen für die Vermarktung von Produkten und zur Aufhebung des Beschlusses 93/465/EWG des Rates (ABl. L 218 vom 13.8.2008, S. 82). Sie enthält die in angegebenen Elemente und wird auf dem neuesten Stand gehalten. 
	(4) Unterliegt das Produkt mehreren Rechtsakten der Union, in denen jeweils eine EU-Konformitätserklärung vorgeschrieben ist, so stellt der Hersteller oder ein von ihm Bevollmächtigter eine einzige EU-Konformitätserklärung für sämtliche Rechtsakte der Union aus. In dieser Erklärung gibt der Hersteller oder ein von ihm Bevollmächtigter die betreffenden Rechtsakte samt Fundstelle an. 

	§ 19 
	CE-Kennzeichnung 
	(1) Bevor ein Produkt, dessen Übereinstimmung mit den Barrierefreiheitsanforderungen der nach vom Hersteller oder seinem Be
	(2) Die CE-Kennzeichnung wird gut sichtbar, leserlich und dauerhaft auf dem Produkt oder seiner Datenplakette angebracht. Falls die Art des Produkts dies nicht zulässt oder nicht rechtfertigt, wird sie auf der Verpackung und den Begleitunterlagen angebracht. 
	(3) Für die CE-Kennzeichnung gelten die allgemeinen Grundsätze nach Artikel 30 der Verordnung (EG) Nr. 765/2008 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 9. Juli 2008 über die Vorschriften für die Akkreditierung und Marktüberwachung im Zusammenhang mit der Vermarktung von Produkten und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 339/93 des Rates (ABl. L 218 vom 13.8.2008, S. 30). 


	Abschnitt 6 
	Marktüberwachung von Produkten 
	§ 20 
	Aufgaben der Marktüberwachungsbehörden 
	(1) Die Länder stellen sicher, dass ihre Marktüberwachungsbehörden ihre Aufgaben ordnungsgemäß wahrnehmen können. Dafür statten sie sie mit den notwendigen Ressourcen aus. Sie stellen eine effiziente Zusammenarbeit und einen wirksamen Informationsaustausch ihrer Marktüberwachungsbehörden untereinander sowie zwischen ihren Marktüberwachungsbehörden und denjenigen der anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union sicher. 
	(2) Die Länder haben für die von diesem Gesetz für Produkte geltenden Regelungsbereiche Marktüberwachungsstrategien zu erstellen. Bei deren Ausarbeitung ist Artikel 13 Absatz 1 und Absatz 2 der Verordnung (EU) 2019/1020 auf Produkte im Sinne des Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin teilt die Marktüberwachungsstrate

	§ 21 
	Marktüberwachungsmaßnahmen 
	(1) Die Marktüberwachung erfolgt nach der von den Ländern nach § 20 Absatz 2 Satz 1 entwickelten Marktüberwachungsstrategie und den weiteren Bestimmungen dieses Gesetzes. 
	(2) Für die Marktüberwachung von Produkten gelten die Bestimmungen des Artikels 2 Absatz 3, Artikel 11 Absatz 2, 3 und 5, Artikel 14 Absatz 2, Artikel 15 Absatz 3, Artikel 16 Absatz 3 Buchstabe g und Artikel 16 Absatz 5, Artikel 17 und Artikel 22 der Verordnung (EU) 2019/1020 entsprechend. Die Marktüberwachungsbehörden haben die Befugnisse entsprechend Artikel 14 Absatz 4 Buchstabe a, b, e und j der Verordnung (EU) 2019/1020. Die Befugnisse nach Artikel 14 Absatz 4 Buchstabe e) der Verordnung (EU) 2019/1020 bestehen nur zu den üblichen Betriebs- und Geschäftszeiten. 
	(3) Die Marktüberwachungsbehörde prüft für den Fall, dass sich der Hersteller, Einführer oder Händler auf § 16 oder berufen
	1. ob die nach der jeweiligen Vorschrift erforderliche Beurteilung vom Wirtschaftsakteur durchgeführt worden ist, 
	2. die Beurteilung einschließlich der ordnungsgemäßen Anwendung der in nannten Kriterien und
	3. ob die übrigen Barrierefreiheitsanforderungen der nach eingehalten werden.

	(4) Auf Antrag stellt die Marktüberwachungsbehörde einem Verbraucher die ihr vorliegenden Informationen über die Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen der nach Falls erforderlich, soll die Marktüberwachungsbehörde die ihr vorliegenden Informationen in 
	(5) Menschen mit Hörbehinderungen und Menschen mit Sprachbehinderungen haben das Recht, im Verfahren nach gleitenden Gebärden oder über andere geeignete Kommunikationshilfen 
	(6) §§ 10 und 11 des Behindertengleichstellungsgesetzes gelten in ihrer jeweils geltenden Fassung für das Verfahren nach entsprechend.

	§ 22 
	Maßnahmen der Marktüberwachung bei Produkten, die die geltenden Barrierefreiheitsanforderungen nicht erfüllen 
	(1) Hat die Marktüberwachungsbehörde Grund zu der Annahme, dass ein Produkt die Barrierefreiheitsanforderungen der nach nicht erfüllt, so prüft sie, ob das Produkt die Anforderungen erfüllt. Die Wirtschaftsakteure 
	(2) Gelangt die Marktüberwachungsbehörde zu dem Ergebnis, dass das Produkt die Barrierefreiheitsanforderungen der nach einer von ihr festgesetzten angemessenen Frist alle geeigneten Maßnahmen zu ergreifen, 
	(3) Der Wirtschaftsakteur hat sicherzustellen, dass sich die Korrekturmaßnahmen, die er ergreift, auf alle betroffenen Produkte erstrecken, die er auf dem Markt der Europäischen Union bereitgestellt hat. 
	(4) Ergreift der Wirtschaftsakteur innerhalb der nach Absatz 2 gesetzten Frist keine geeigneten Korrekturmaßnahmen, so trifft die Marktüberwachungsbehörde alle geeigneten Maßnahmen, um die Bereitstellung des Produktes auf dem deutschen Markt einzuschränken, oder sie untersagt die Bereitstellung auf dem Markt oder sorgt dafür, dass das Produkt zurückgenommen oder zurückgerufen wird. Ist kein Wirtschaftsakteur im Binnenmarkt ansässig, können die Maßnahmen gegen jeden gerichtet werden, der die Weitergabe im Auftrag des Wirtschaftsakteurs vornimmt. gilt entsprechend
	(5) Hat die Marktüberwachungsbehörde Grund zur Annahme, dass sich eine nach festgestellte Nichtkonformität nicht auf das deutsche Hoheitsgebiet beschränkt, so 21

	§ 23 
	Maßnahmen bei formaler Nichtkonformität von Produkten 
	(1) Stellt die Marktüberwachungsbehörde eine formale Nichtkonformität fest, so fordert sie den Wirtschaftsakteur auf, die Nichtkonformität innerhalb einer angemessenen Frist zu korrigieren. 
	(2) Formale Nichtkonformität liegt vor, wenn 
	1. die CE-Kennzeichnung nicht oder unter Nichteinhaltung der Vorgaben des bracht wurde,
	2. die EU-Konformitätserklärung nach nicht oder nicht ordnungsgemäß ausgestellt 
	3. die technischen Unterlagen nicht verfügbar oder nicht vollständig sind, 
	4. die Angaben des Herstellers nach fehlen, falsch oder unvollständig sind oder 
	5. eine andere formale Verpflichtung nach den nicht erfüllt ist.

	(3) Ergreift der Wirtschaftsakteur innerhalb der gesetzten Frist nacheigneten Korrekturmaßnahmen, so trifft die 

	§ 24 
	Pflichten der Marktüberwachungsbehörde und der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin bei Nichtkonformität von Produkten, die sich nicht auf das deutsche Hoheitsgebiet beschränken 
	(1) Ist die Marktüberwachungsbehörde nach der Untersuchung nach ischen Union auf dem Markt bereitgestellt werden, so unterrichtet sie unverzüglich die Bun
	(2) Trifft die Marktüberwachungsbehörde Maßnahmen nach richtet sie unverzüglich die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin über die ge
	1. das Produkt die Barrierefreiheitsanforderungen der nach Rechtsverordnung
	2. die harmonisierten Normen oder die technischen Spezifikationen, bei deren Einhaltung laut eine Konformitätsvermutung gilt, mangelhaft

	(3) Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin überprüft die eingegangenen Informationen nach unverzüglich an die Europäische Kommission und die übrigen Mitglied
	(4) Die Marktüberwachungsbehörde hebt den Widerrufsvorbehalt nach Absatz
	1. die Frist von drei Monaten nach Artikel 20 Absatz 7 der Richtlinie (EU) 2019/882 verstrichen ist, ohne dass ein Mitgliedstaat der Europäischen Union Einwände gegen die Maßnahmen erhoben hat, oder 
	2. die Europäische Kommission nach Artikel 21 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/882 festgestellt hat, dass die Maßnahmen gerechtfertigt sind. 

	(5) Die Marktüberwachungsbehörde widerruft die nach nahmen, wenn die Europäische Kommission nach Artikel 21 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 

	§ 25 
	Unterstützungsverpflichtung 
	(1) Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin unterrichtet die Europäische Kommission und die anderen Mitgliedstaaten der Europäischen Union über die Marktüberwachnungsbehörden und deren jeweiligen Zuständigkeiten und greift hierfür auf das in Artikel 34 der VO (EU) 2019/1020 genannte Informations- und Kommunikationssystem zurück. 
	(2) Die Marktüberwachungsbehörden und die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin haben einander zu unterstützen und sich gegenseitig über Maßnahmen nach diesem Gesetz zu informieren. 
	(3) Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin unterrichtet die Marktüberwachungsbehörden über Meldungen der Europäischen Kommission oder eines anderen Mitgliedstaates der Europäischen Union. 

	§ 26 
	Pflichten der Marktüberwachungsbehörde bei Maßnahmen anderer Mitgliedstaaten, bei Produkten, die gegen Barrierefreiheitsanforderungen verstoßen 
	(1) Wird die Marktüberwachungsbehörde von der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin darüber informiert, dass ein anderer Mitgliedstaat eine Maßnahme nach Artikel 20 Absatz 4 der Richtlinie (EU) 2019/882 getroffen hat, so prüft sie unverzüglich, ob diese Maßnahme gerechtfertigt ist. Die Marktüberwachungsbehörde informiert die nationalen Wirtschaftsakteure in geeigneter Weise über die Maßnahme des anderen Mitgliedstaates und gibt ihnen Gelegenheit zur Stellungnahme. Die Frist zur Stellungnahme beträgt vier Wochen ab der Möglichkeit der Kenntnisnahme. 
	(2) Kommt die Marktüberwachungsbehörde zu dem Ergebnis, dass die Maßnahme nicht gerechtfertigt ist, so übermittelt sie der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin unverzüglich ihre Einwände nach Artikel 20 Absatz 6 der Richtlinie (EU) 2019/882. Die Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin leitet diese Einwände unverzüglich an die Europäische Kommission und die übrigen Mitgliedstaaten weiter. 
	(3) Werden weder von der Europäischen Kommission noch von einem der Mitgliedstaaten der Europäischen Union innerhalb einer Frist von drei Monaten Einwände erhoben, so gilt die Maßnahme als gerechtfertigt. Die Marktüberwachungsbehörde trifft in diesem Fall geeignete Maßnahmen, um die Bereitstellung des Produkts auf dem Markt einzuschränken, oder sie untersagt die Bereitstellung auf dem Markt oder sorgt dafür, dass das Produkt zurückgenommen oder zurückgerufen wird. Vor diesen Maßnahmen ist keine Anhörung entsprechend § 28 des Verwaltungsverfahrensgesetzes durchzuführen. Die Marktüberwachungsbehörde macht die Maßnahmen in geeigneter Weise öffentlich bekannt. 
	(4) Absatz 3 gilt auch in den Fällen, in denen die Europäische Kommission nach Artikel 21 Absatz 1 der Richtlinie (EU) 2019/882 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 17. April 2019 über die Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleistungen festgestellt hat, dass die Maßnahme eines anderen Mitgliedstaates gerechtfertigt ist. 

	§ 27 
	Verfahrensrechte und -pflichten der Wirtschaftsakteure 
	(1) Die Wirtschaftsakteure haben die jeweils sie betreffenden Maßnahmen nach diesem Abschnitt zu dulden. Sie sind verpflichtet, der Marktüberwachungsbehörde auf Verlangen die Auskünfte zu erteilen, die für die Erfüllung der Aufgaben der Marktüberwachungsbehörden nach diesem Gesetz erforderlich sind. Sie können die Auskunft auf Fragen verweigern, wenn die Beantwortung sie selbst oder einen der in § 383 Absatz 1 Nummer 1 bis 3 der Zivilprozessordnung bezeichneten Angehörigen der Gefahr strafrechtlicher Verfolgung oder eines Verfahrens nach dem Gesetz über Ordnungswidrigkeiten aussetzen würde. Sie sind über ihr Recht zur Auskunftsverweigerung zu belehren. 
	(2) Für die Verfahrensrechte der betroffenen Wirtschaftsakteure gilt Artikel 18 der VO (EU) 2019/1020 entsprechend. 

	§ 28 
	Zuständigkeit und Verfahren der Zollbehörden 
	(1) Die Zollbehörden sind die für Kontrollen von Produkten, die auf den Markt gelangen, zuständigen Behörden im Sinne des Artikels 25 Absatz 1 der Verordnung (EU) 2019/1020. Die Artikel 25 Absatz 2, Absatz 3 und Absatz 4, Artikel 26 Absatz 1 und Absatz 2, Artikel 27 und Artikel 28 Absatz 2 und Absatz 3 der Verordnung (EU) 2019/1020 finden Anwendung. 
	(2) Die Zollbehörden melden Aussetzungen gemäß Artikel 26 Absatz 2 der Verordnung (EU) 2019/1020 derjenigen Marktüberwachungsbehörde, in deren Zuständigkeitsbereich die Zollbehörde gelegen ist. 


	Abschnitt 7 
	Marktüberwachung von Dienstleistungen 
	§ 29 
	Marktüberwachung von Dienstleistungen 
	(1) Hat die Marktüberwachungsbehörde Grund zur Annahme, dass das Angebot oder die Erbringung einer Dienstleistung die Barrierefreiheitsanforderungen der nach ine Untersuchung der betreffen
	(2) Die Marktüberwachungsbehörde überprüft eine Dienstleistung auch ohne konkreten Anlass im Rahmen von angemessenen Stichproben. auf geeignete Art und Weise und in angemessenem Umfang, ob und inwiefern die Dienstleistung den Barrierefreiheitsanforderungen der nach Nummer 1 heran und wählt die Stichproben der zu prüfenden Dienstleistungen gemäß
	(3) Die Marktüberwachungsbehörde überprüft für den Fall, dass sich der Dienstleistungserbringer auf § 16 oder berufen
	1. ob die nach der jeweiligen Vorschrift erforderliche Beurteilung vom Dienstleistungserbringer durchgeführt worden ist, 
	2. die Beurteilung einschließlich der ordnungsgemäßen Anwendung der in nannten Kriterien und
	3. ob die übrigen Barrierefreiheitsanforderungen eingehalten werden. 

	(4) Auf Antrag stellt die Marktüberwachungsbehörde einem Verbraucher die ihr vorliegenden Informationen über die Einhaltung der Barrierefreiheitsanforderungen der nach Nr. 305/2011 (ABl. L 169 vom 25.6.2019, S. 1) aus Gründen der Vertraulichkeit nicht erteilt 
	(5) Menschen mit Hörbehinderungen und Menschen mit Sprachbehinderungen haben das Recht, im Verfahren nach gleitenden Gebärden oder über andere geeignete Kommunikationshilfen mit der Marktüber
	(6) §§ 10 und 11 des Behindertengleichstellungsgesetzes gelten in ihrer jeweils geltenden Fassung für das Verfahren nach entsprechend.

	§ 30 
	Vorgehensweise bei Dienstleistungen, die die Barrierefreiheitsanforderungen nicht erfüllen 
	(1) Gelangt die Marktüberwachungsbehörde zu dem Ergebnis, dass die Dienstleistung die Barrierefreiheitsanforderungen der nach von ihr festgesetzten angemessenen Frist geeignete Korrekturmaßnahmen zu treffen, um 
	(2) Ergreift der Dienstleistungserbringer innerhalb der nach leistungserbringer unter Androhung der Untersagung des Angebots oder der Erbringung der 
	(3) Ergreift der Dienstleistungserbringer innerhalb der nach stellen. Weist der Dienstleistungserbringer der Marktüberwachungsbehörde nach, dass

	§ 31 
	Maßnahmen bei formaler Nichtkonformität von Dienstleistungen 
	(1) Stellt die Marktüberwachungsbehörde eine formale Nichtkonformität fest, so fordert sie den Wirtschaftsakteur auf, die Nichtkonformität innerhalb einer angemessenen Frist zu korrigieren. 
	(2) Formale Nichtkonformität liegt vor, wenn die notwendigen Informationen nach nicht oder nicht vollständig in schriftlicher oder akustischer Form zugänglich gemacht 
	(3) Ergreift der Dienstleistungserbringer innerhalb der nach Dienstleistung erneut auf, innerhalb einer von ihr gesetzten angemessenen Frist geeignete 
	(4) Ergreift der Dienstleistungserbringer innerhalb der nach einer von ihr gesetzten angemessenen Frist an, das Angebot oder die Erbringung der Dienst

	§ 32 
	Veröffentlichung von Informationen 
	Die Marktüberwachungsbehörde hat die Öffentlichkeit in geeigneter Weise, zum Beispiel auf ihrer Webseite, über ihre Existenz, ihre Zuständigkeiten, die Möglichkeiten der Kontaktaufnahme, ihre Arbeit und ihre Entscheidungen barrierefrei zu informieren. Auf Antrag stellt sie die Informationen nach Satz 1 in einer für den Antragstellenden wahrnehmbaren Form zur Verfügung. Falls erforderlich, erläutert die Marktüberwachungsbehörde dem Antragstellenden die Informationen in einfacher und verständlicher Weise. Ist eine Erläuterung nach Satz 3 für den Antragstellenden nicht ausreichend, soll die Marktüberwachungsbehörde die Informationen in Leichter Sprache erläutern. 

	§ 33 
	Verfahrensrechte und -pflichten der Wirtschaftsakteure 
	Für die Verfahrenspflichten der Wirtschaftsakteure bei sie betreffenden Maßnahmen nach diesem Abschnitt gilt § 27 Absatz 1 entsprechend. Für die Verfahrensrechte der betroffenen Wirtschaftsakteure gilt § 27 Absatz 2 entsprechend. 


	Abschnitt 8 
	Verwaltungsverfahren, Rechtsschutz 
	§ 34 
	Verwaltungsverfahren 
	(1) Ein Verbraucher kann gegenüber der Marktüberwachungsbehörde die Einleitung eines Verfahrens zur Durchführung von Maßnahmen nach stellungsgesetz anerkannten Verband oder eine qualifizierte Einrichtung im Sinne des § 3 
	(2) Ein nach § 15 Absatz 3 Behindertengleichstellungsgesetz anerkannter Verband oder eine qualifizierte Einrichtung im Sinne des § 3 Absatz 1 Nummer 1 des Unterlassungsklagegesetzes kann, ohne in eigenen Rechten verletzt zu sein, die Einleitung eines Verfahrens nach zungsgemäßen Aufgabenbereich des Verbands oder der qualifizierten Einrichtung 
	(3) Die Marktüberwachungsbehörde entscheidet über einen Antrag nach durch Bescheid.
	(4) Menschen mit Hörbehinderungen und Menschen mit Sprachbehinderungen haben das Recht, im Verwaltungsverfahren nach nizieren. Die Kosten für Kommunikationshilfen sind von der Marktaufsichtsbehörde zu tragen. 
	(5) §§ 10 und 11 des Behindertengleichstellungsgesetzes gelten in ihrer jeweils geltenden Fassung für das Verwaltungsverfahren entsprechend. 

	§ 35 
	Rechtsbehelfe 
	(1) Der Verbraucher hat das Recht, einen nach § 15 Absatz 3 Behindertengleichstellungsgesetz anerkannten Verband oder eine qualifizierte Einrichtung im Sinne des § 3 Absatz 1 Nummer 1 des Unterlassungsklagegesetzes zu beauftragen, in seinem Namen oder an seiner Stelle Rechtsbehelfe nach Maßgabe der Verwaltungsgerichtsordnung gegen eine gegen ihn gerichtete Entscheidung nach § 28 Absatz 1 oder deren Unterlassen einzulegen. 
	(2) Ein nach § 15 Absatz 3 Behindertengleichstellungsgesetz anerkannter Verband oder eine qualifizierte Einrichtung im Sinne des § 3 Absatz 1 Nummer 1 des Unterlassungsklagegesetzes kann, ohne in eigenen Rechten verletzt zu sein, Rechtsbehelfe nach Maßgabe der Verwaltungsgerichtsordnung gegen eine gegen ihn gerichtete Entscheidung nach den jeweiligen satzungsgemäßen Aufgabenbereich des Verbands oder der qualifizierten 


	Abschnitt 9 
	Berichterstattung, Bußgeldvorschriften und Übergangsbestimmungen 
	§ 36 
	Berichterstattung an die Europäische Kommission 
	Zur Vorbereitung der Berichterstattung an die Europäische Kommission teilen die Länder auf Anforderung des Bundesministerium für Arbeit und Soziales oder einer von diesem Ministerium benannten und in dessen Geschäftsbereich liegender Behörde den Vorgaben entsprechend innerhalb der gesetzten Frist, diesem oder der vorgenannten Behörde alle notwendigen Informationen nach Artikel 33 Absatz 3 in Verbindung mit Artikel 33 Absatz 2 der Richtlinie (EU) 2019/882 mit, insbesondere Angaben zu Fortschritten bei der Barrierefreiheit von Produkten und Dienstleistungen sowie zu Auswirkungen dieses Gesetzes auf Wirtschaftsakteure und auf Menschen mit Behinderungen. Die Länder stellen diese Informationen auf elektronischem Wege zur Verfügung. 

	§ 37 
	Bußgeldvorschriften 
	(1) Ordnungswidrig handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 
	1. entgegen ein Produkt in den Verkehr bringt,
	2. entgegen ein Produkt in den Verkehr 
	3. entgegen rechtzeitig vornimmt
	4. entgegen , auch in Verbindung mit Satz 2, nicht sicherstellt, dass 
	5. entgegen , auch in Verbindung mit Satz 2, eine Angabe 
	6. entgegen cherstellt, dass seinem Produkt eine dort genannte Unterlage 
	7. entgegen oder eine dort genannte Unterlage nicht, nicht richtig, nicht vollständig oder nicht recht
	8. entgegen ein Produkt in den Verkehr bringt
	9. entgegen rechtzeitig oder nicht in der der vorgeschriebenen Weise macht,
	10. entgegen Sicherheitsinformationen in der vorgeschriebenen Weise beifügt sind,
	11. entgegen , nicht rechtzeitig oder nicht in der der vorgeschriebenen Weise 
	12. entgegen ein Produkt auf dem Markt 
	13. entgegen chungsbehörden nicht, nicht richtig oder nicht vollständig inf
	14. entgegen nicht, nicht richtig
	15. entgegen die Angaben nicht lange genug aufbewahrt,
	16. entgegen eine Dienstleistung anbietet oder erbringt
	17. entgegen stellt, dass er die dort genannten Informationen erstellt hat
	18. entgegen Vermarktung von Produkten und zur Aufhebung der Verordnung (EWG) Nr. 339/93 des 
	19. einer vollziehbaren Anordnung nach zuwiderha

	(2) Die Ordnungswidrigkeit kann in den Fällen deden übrigen Fällen mit einer Geldbuße bis zu 

	§ 38 
	Übergangsbestimmungen 
	(1) Unbeschadet vondürfen bis zu ihrem Ablauf, allerdings nicht länger als fünf Jahre ab diesem Datum unverän
	(2) Selbstbedienungsterminals, die von den Dienstleistungserbringern vor dem 28. Juni 2025 zur Erbringung von Dienstleistungen unter Einhaltung der geltenden gesetzlichen Regelungen eingesetzt werden, dürfen bis zum Ende ihrer wirtschaftlichen Nutzungsdauer, aber nicht länger als zehn Jahre nach ihrer Ingebrauchnahme, weiter zur Erbringung vergleichbarer Dienstleistungen eingesetzt werden. 


	Anlage 1 
	Anlage 2 
	Anlage 3 
	Anlage 4 

	Artikel 2 
	Änderung des Jugendarbeitsschutzgesetzes 
	Das Jugendarbeitsschutzgesetz vom 12. April 1976 (BGBl. I S. 965), das zuletzt durch Artikel 7 des Gesetzes vom 22. Dezember 2020 (BGBl. I S. 3334) geändert worden ist, wird wie folgt geändert: 
	1. § 55 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 
	2. § 56 Absatz 1 wird wie folgt gefasst: 


	Artikel 3 
	Inkrafttreten 
	Artikel 1 tritt am 28. Juni 2025 in Kraft; Artikel 2 tritt am Tag nach der Verkündung in Kraft. 


	Begründung 
	A. Allgemeiner Teil 
	I. Zielsetzung und Notwendigkeit der Regelungen 
	II. Wesentlicher Inhalt des Entwurfs 
	III. Alternativen 
	IV. Gesetzgebungskompetenz 
	V. Vereinbarkeit mit dem Recht der Europäischen Union und völkerrechtlichen Verträgen 
	VI. Gesetzesfolgen 
	1. Rechts- und Verwaltungsvereinfachung 
	2. Nachhaltigkeitsaspekte 
	3. Haushaltsausgaben ohne Erfüllungsaufwand 
	4. Erfüllungsaufwand 

	b) Erfüllungsaufwand der Wirtschaft nach Vorgaben 
	5. Weitere Kosten 
	6. Weitere Gesetzesfolgen 

	VII. Befristung; Evaluierung 

	B. Besonderer Teil 
	Zu Artikel 1 (Gesetz zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2019/882 des Europäischen Parlaments und des Rates über die Barrierefreiheitsanforderungen für Produkte und Dienstleistungen) 
	Zu Abschnitt 1 (Zweck, Anwendungsbereich, Begriffsbestimmungen) 
	Zu § 1 (Zweck und Anwendungsbereich) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Nummer 1 
	Zu Nummer 2 
	Zu Nummer 3 
	Zu Nummer 4 
	Zu Nummer 5 
	Zu Nummer 1 
	Zu Nummer 2 
	Zu Nummer 3 
	Zu Nummer 4 
	Zu Nummer 5 
	Zu Absatz 4 
	Zu Nummer 1 
	Zu Nummer 2 
	Zu § 2 (Begriffsbestimmungen) 
	Zu Nummer 1 
	Zu Nummer 2 
	Zu Nummer 3 
	Zu Nummer 4 
	Zu Nummer 5 
	Zu Nummer 6 
	Zu Nummer 7 
	Zu Nummer 8 
	Zu Nummer 9 
	Zu Nummer 10 
	Zu Nummer 11 
	Zu Nummer 12 
	Zu Nummer 13 
	Zu Nummer 14 
	Zu Nummer 15 
	Zu Nummer 16 
	Zu Nummer 17 und Nummer 18 
	Zu Nummer 19 
	Zu Nummer 20 
	Zu Nummer 21 
	Zu Nummer 22 
	Zu Nummer 23 
	Zu Nummer 24 
	Zu Buchstabe a 
	Zu Buchstabe b 
	Zu Buchstabe c 
	Zu Buchstabe d 
	Zu Buchstabe e 
	Zu Nummer 25 
	Zu Nummer 26 
	Zu Nummer 27 
	Zu Nummer 28 
	Zu Nummer 29 
	Zu Nummer 30 
	Zu Nummer 31 
	Zu Nummer 32 
	Zu Nummer 33 
	Zu Nummer 34 
	Zu Nummer 35 
	Zu Nummer 36 
	Zu Nummer 37 
	Zu Nummer 38 
	Zu Nummer 39 
	Zu Nummer 40 
	Zu Nummer 41 
	Zu Abschnitt 2 (Anforderungen an die Barrierefreiheit) 
	Zu § 3 (Barrierefreiheit, Verordnungsermächtigung) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu Absatz 4 
	Zu § 4 (Konformitätsvermutung auf der Grundlage harmonisierter Normen) 
	Zu § 5 (Konformitätsvermutung auf der Grundlage technischer Spezifikationen) 
	Zu Abschnitt 3 (Pflichten der Wirtschaftsakteure) 
	Zu § 6 (Pflichten des Herstellers) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu Absatz 4 
	Zu § 7 (Besondere Kennzeichnungs- und Informationspflichten des Herstellers) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu Absatz 4 
	Zu § 8 (Bevollmächtigter des Herstellers) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu Absatz 4 
	Zu § 9 (Allgemeine Pflichten des Einführers) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu Absatz 4 
	Zu Absatz 5 
	Zu § 10 (Besondere Kennzeichnungs- und Informationspflichten des Einführers) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu Absatz 4 
	Zu § 11 (Pflichten des Händlers) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu Absatz 4 
	Zu Absatz 5 
	Zu § 12 (Einführer oder Händler als Hersteller) 
	Zu Nummer 1 
	Zu Nummer 2 
	Zu § 13 (Angabe der Wirtschaftsakteure) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu Absatz 4 
	Zu § 14 (Pflichten des Dienstleistungserbringers) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Nummer 1 
	Zu Nummer 2 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu Absatz 4 
	Zu Absatz 5 
	Zu § 15 (Beratungsangebot der Bundesfachstelle für Barrierefreiheit) 
	Zu Abschnitt 4 (Grundlegende Veränderungen von Produkten oder Dienstleistungen und unverhältnismäßige Belastungen für die Wirtschaftsakteure) 
	Zu § 16 (Grundlegende Veränderungen des Produkts oder der Dienstleistung) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu Absatz 4 
	Zu § 17 (Unverhältnismäßige Belastungen) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu Absatz 4 
	Zu Absatz 5 
	Zu Absatz 6 
	Zu Abschnitt 5 (CE-Kennzeichnung) 
	Zu § 18 (EU-Konformitätserklärung für Produkte) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu Absatz 4 
	Zu § 19 (CE-Kennzeichnung) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu Abschnitt 6 (Marktüberwachung von Produkten) 
	Zu § 20 (Aufgaben der Marktüberwachungsbehörden) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu § 21 (Marktüberwachungsmaßnahmen) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu Absatz 4 
	Zu Absatz 45 
	Zu Absatz 4 6 
	Zu § 212 (Vorgehensweise bei Produkten, die die geltenden Barrierefreiheitsanforderungen nicht erfüllen) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu Absatz 4 
	Zu Absatz 45 
	Zu § 23 (Maßnahmen bei formaler Nichtkonformität von Produkten) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Nummer 1 
	Zu Nummer 2 
	Zu Nummer 3 
	Zu Nummer 4 
	Zu Nummer 5 
	Die Vorschrift setzt Artikel 22 Absatz 1 g) der Richtlinie (EU) 20109/882 und bestimmt, dass formale Nonkonformität vorliegt, wenn eine andere formale Verpflichtung nach den §§ 6, 7, 9 oder 10 nicht erfüllt ist. 
	Zu Absatz 3 
	Zu § 24 (Pflichten der Marktüberwachungsbehörde und der Bundesanstalt für Arbeitsschutz und Arbeitsmedizin bei Nichtkonformität von Produkten, die sich nicht auf das deutsche Hoheitsgebiet beschränken) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu Absatz 4 
	Zu Absatz 5 
	Zu § 25 (Unterstützungsverpflichtung) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu § 26 (Pflichten der Marktüberwachungsbehörde bei Maßnahmen anderer Mitgliedstaaten, bei Produkten, die gegen Barrierefreiheitsanforderungen verstoßen) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu Absatz 4 
	Zu § 27 (Verfahrensrechte und -pflichten der Wirtschaftsakteure) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu § 28 (Zuständigkeit und Verfahren der Zollbehörden) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Abschnitt 7 (Marktüberwachung von Dienstleistungen) 
	Zu § 29 (Marktüberwachung von Dienstleistungen) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu Absatz 4 
	Zu Absatz 5 
	Zu Absatz 6 
	Zu § 30 (Vorgehensweise bei Dienstleistungen, die die Barrierefreiheitsanforderungen nicht erfüllen) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu § 31 (Maßnahmen bei formaler Nichtkonformität von Dienstleistungen) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Absatz 3 
	Zu Absatz 4 
	Zu § 32 (Veröffentlichung von Informationen) 
	Zu Abschnitt 8 (Verwaltungsverfahren, Rechtsschutz) 
	Zu § 28 (Verwaltungsverfahren) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu. 
	Zu § 33 (Verfahrensrechte und -pflichten der Wirtschaftsakteure) 
	Zu Abschnitt 8 (Verwaltungsverfahren, Rechtsschutz) 
	Zu Absatz 3 
	Zu Absatz 4 
	Zu § 35 (Rechtsbehelfe) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Abschnitt 9 (Berichterstattung, Bußgeldvorschriften und Übergangsbestimmungen) 
	Zu § 36 (Berichterstattung an die Europäische Kommission) 
	Zu § 37 (Bußgeldvorschriften) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu § 38 (Übergangsbestimmungen) 
	Zu Absatz 1 
	Zu Absatz 2 
	Zu Anlage 1 ((zu § 29) Überwachung von Dienstleistungen) ((zu § 296) Überwachung von Dienstleistungen) 
	Zu Anlage 2 ((zu § 6, § 9, § 18 und § 19) Konformitätsbewertungsverfahren für Produkte) Konformitätsbewertungsverfahren für Produkte 
	Zu Anlage 3 ((zu § 14 und § 29) Informationen über Dienstleistungen, die den Barrierefreiheitsanforderungen entsprechen) Informationen über Dienstleistungen, die den Barrierefreiheitsanforderungen entsprechen 
	Zu Anlage 4 ((zu § 17, § 21 und § 29) Kriterien zur Beurteilung der unverhältnismäßigen Belastung) Kriterien zur Beurteilung der unverhältnismäßigen Belastung 
	Zu Artikel 2 (Änderung des Jugendarbeitsschutzgesetzes) 
	Zu Nummer 1 
	Zu Nummer 2 
	Zu Artikel 3 (Inkrafttreten) 



